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(Beginn um 9.01 Uhr.)
Präsident Johann Hatzl: Die 2. Sitzung des Wiener Landtages ist eröffnet.

Wegen Krankheit entschuldigt ist Herr StR DDr Schock.

Hohes Haus! 

Gestatten Sie mir, bevor wir zur Fragestunde kommen, einige Bemerkungen. Sie wissen, wir haben heuer das Gedenkjahr 1945/1955/2005 durchgeführt, und es ist passend, zur letzten Sitzung im heurigen Jahr - vor Auslaufen dieses Gedenkjahres - nochmals ganz kurz zwei, drei Ereignisse anzusprechen.

Am 26. Juni 1945, das heißt vor etwas mehr als 60 Jahren, wurden in San Francisco die Vereinten Nationen als Nachfolgeorganisation des Völkerbundes zur Wahrung des Weltfriedens gegründet. Genau gestern vor 50 Jahren, am 14. Dezember 1955, wurde unser Land Österreich als Mitglied in die Vereinten Nationen aufgenommen. Dieser Beitritt wurde möglich, da es im gleichen Jahr den Abschluss des Staatsvertrages gegeben hatte, durch den unsere Republik völlige Freiheit, aber auch völkerrechtliche Souveränität wiedererlangte. 

Ich meine, dass diese fünf Jahrzehnte der Mitgliedschaft bei den Vereinten Nationen für uns sehr bedeutende Jahre gewesen sind. Durch umfangreiche aktive Mitarbeit hat sich Österreich hohes Ansehen, aber auch Kompetenz erworben. Vor allem für uns Wiener hat die-
se Mitgliedschaft noch eine besondere Bedeutung: Wien ist einer der bedeutendsten Amtssitze internationaler Organisationen, und es ist, wie Sie wissen, neben New York und Genf der dritte Hauptsitz des Sekretariats der Vereinten Nationen. 

Die internationalen Organisationen beschäftigen nahezu 5 000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, und ein Großteil von ihnen arbeitet in dem 1979 eröffneten Gebäude der UNO-City. Die größte und seit 1957 - also bald nach unserem Beitritt - ansässige Organisation ist die Internationale Atomenergie-Organisation, deren Schwerpunkt sich in den letzten Jahren von der Förderung der Atomenergie zunehmend auf nukleare Sicherheit und die Verhinderung der missbräuchlichen Verwendung spaltbaren Materials verlagert hat. Seit 1967 hat auch die UNIDO ihren Sitz in Wien, und im Zuge der Reformierung der Vereinten Nationen wurde Wien 1997 zum Zentrum aller UN-Bemühungen im Kampf gegen Verbrechen, Drogenmissbrauch und Terrorismus ausgebaut. 

Wir sind daher mit Recht stolz, glaube ich festhalten zu können, dass wir nicht nur dritter UNO-Standort sind, sondern wir sind auch stolz, die Hauptstadt einer Republik zu sein, die ein aktives UNO-Mitglied gewesen ist und es auch in Zukunft, wie ich hoffe, sein wird. Wir haben das in diesen fünf Jahrzehnten auch in internationalen Friedenseinsätzen mehrfach bewiesen und dafür auch entsprechende Anerkennung bekommen.

Hohes Haus! Ich habe dieses unser Engagement und diese unsere Mitgliedschaft für wichtig genug gehalten, um heute daran zu erinnern. Gestern hat es auch einen offiziellen Festakt in der Hofburg gegeben, bei dem der Herr Landeshauptmann ebenfalls das Wort ergriffen hat, vor allem wegen unserer besonderen Wien-Beziehung zur internationalen Staatsgemeinschaft. 

Gestatten Sie mir diese Bemerkung, da ich selbst es schon als politisch Aktiver erlebt habe: So unbestritten war diese Situation mit Wien als dritter UNO-Stadt zu dem Zeitpunkt, als die Entscheidung getroffen wurde, in Österreich ja nicht. Heute kann man mit Freude festhalten, dass es über alle politischen Parteien hinweg und auch quer durch die Bevölkerung ein hohes Maß an Anerkennung gibt und man auch festgestellt hat, dass es das wert war, sich dafür zu bewerben.

Hohes Haus! Noch etwas ist erwähnenswert - weil ich sagte, dass es passend zum Ende des Gedenkjahres ist -: Fast genau vor 60 Jahren fanden hier in Österreich und in Wien wieder die ersten freien Wahlen nach 1930 statt. Die Wahlergebnisse sind nicht nur Historikern bekannt, und man kann sie nachlesen, aber das Entscheidende war: Es haben die Österreicherinnen und Österreicher, vor allem aber auch die Wienerinnen und Wiener über ihre gesetzgebenden und verwaltungsgebenden Körperschaften nach fünfzehnjähriger Unterbrechung wieder frei entscheiden können!

Mit fast dem gleichen Tag vor 60 Jahren gab es noch etwas, das es heute nicht mehr gibt, das aber doch wieder die Zeichen der Selbstständigkeit geboten hat. Es war nur mehr der Schilling wieder das Zahlungsmittel, nicht mehr die Reichsmark. Am 20. Dezember 1945 wur-
de von der Bundesversammlung Karl Renner zum ersten Bundespräsidenten der Zweiten Republik gewählt, und ebenfalls vor 60 Jahren, fast zum gleichen Zeitpunkt, erfolgte das erste Zusammentreffen des Bundesrates in der Zweiten Republik. Das sollte man auch ansprechen.

Hohes Haus! Vielleicht haben Sie es jetzt - und ich hoffe, dass das nicht so ist - als etwas übertrieben empfunden, dass ich das alles hier am Beginn der Sitzung erwähne. Aber ich glaube, dass es ganz gut gewesen ist, nochmals an den Beginn der Zweiten Republik und unserer Freiheit und unserer Selbstständigkeit zu erinnern, damit diese Zeit nicht vergessen wird. Denn ich bin der Auffassung, ganz besonders dürfen die Gräuel des Faschismus und die Leiden, die Kriege verursachen, nicht aus den Gehirnen und schon gar nicht aus den Herzen verdrängt werden. - Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. (Allgemeiner Beifall.) 

Meine Damen und Herren! Wir kommen nun zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP - 05581-2005/0001 - KFP/LM) wurde von Herrn Abg Mag Wolfgang Jung gestellt und ist an den Herrn Landeshauptmann gerichtet. (Werden Sie sich für eine Änderung der Wiener Gemeindewahlordnung dahin gehend einsetzen, dass - analog der Rechtslage in der Steiermark - schon vor dem eigentlichen Wahltag die Stimme abgegeben werden kann?) 

Ich bitte um die Beantwortung.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Da wir uns zumindest hier in diesem Haus noch nicht so gut kennen, darf ich zunächst, ohne mich in Wiederholungen zu verlieren, darauf hinweisen, dass die Diskussionen um die Gemeindewahlordnung in diesem Haus und außerhalb dieses Hauses eine lange und, wür-
de ich meinen, gute Tradition gehabt haben, und ich gehe auch davon aus, dass sie eine lange und gute Zukunft haben werden. Denn es zählt dies zweifelsohne zu den unter uns immer sehr beliebten Themen. Es interessiert zwar sonst niemanden, aber wir beschäftigen uns sehr gerne mit den Fragen der Gemeindewahlordnung, und das soll auch recht sein. Der Aspekt, den Sie heute in Ihrer Frage einbringen, hat allerdings einen relativen Neuigkeitswert, denn diese Frage wurde erst in jüngerer Zeit diskutiert. 

Ohne jetzt die Detailmaßnahme beurteilen zu wollen: Sie können grundsätzlich davon ausgehen, dass ich Maßnahmen, die zu einer Anhebung der Beteiligung an Wahlen führen, grundsätzlich begrüße. Ich denke, dass jeder Demokrat ein hohes Ausmaß an Interesse daran haben muss, dass die Wählerinnen und Wähler tatsächlich von ihrem Wahlrecht Gebrauch machen - ohne dass man sie dazu zwingt, sondern aus Überzeugung. Daher ist alles, was dies erleichtert, aus meiner Sicht zu befürworten.

Ob diese Maßnahme nun tatsächlich eine Sinn machende ist, das werden mit Sicherheit die Parteiengespräche, die es auch darüber geben wird, beweisen müssen. Denn ich muss hier nun einmal auch darauf verweisen, dass diese Maßnahme in der Steiermark - konkret bei der letzten Landtagswahl in der Steiermark - lediglich eine Erhöhung der Wahlbeteiligung um 3,9 Pro-
zent erbracht hat. Ich will das nicht minder schätzen, fast 4 Prozent sind eigentlich etwas, wovon man sagen kann: Ja, okay! Aber es ändert dies nichts an der Tatsache, dass das natürlich auch nicht der Weisheit letzter Schluss sein kann. 

Trotzdem ist das kein Gegenargument für mich. Ich meine, dass man sich diese Maßnahme und auch andere Maßnahmen durchaus überlegen sollte. Denn jeder weiß, dass ich seit geraumer Zeit auch im Rahmen des Städtebundes dafür eintrete, dass man die Lösungen, zu denen wir hier auch einen gemeinsamen Beschluss des Landtages im Hinblick auf eine, wenn man so will, Fernwahl erreicht haben, doch endlich umsetzen sollte und uns auch die rechtlichen Voraussetzungen seitens des Bundesgesetzgebers gegeben werden sollten.

Hier also zusammengefasst: Ja, es sollte im Zusammenhang mit Maßnahmen zur Erhöhung der Wahlbeteiligung auch darüber diskutiert werden.

Präsident Johann Hatzl: 1. Zusatzfrage: Herr Abg Jung.

Abg Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke, Herr Bürgermeister!

Sie haben gesagt, dass diese Diskussion in Wien schon eine lang gehende ist. Ebenso lang gehend ist eben auch das stetige Sinken der Wahlzahl und der Wahlbeteiligung. Ich glaube, wir sollten wirklich nicht nur darüber reden, sondern auch Maßnahmen setzen, die eine höhere Wahlbeteiligung ermöglichen. 

Es ist uns ja allen bekannt, dass ein beträchtlicher Teil der Wiener für die Wochenenden Wohnsitze außerhalb Wiens hat. Hier würde gerade die von uns vorgeschlagene Maßnahme nach dem Modell Steiermark sicher den Bürgern die Möglichkeit geben, ohne dass sie auf ihr Wahlrecht verzichten müssten, trotzdem ihr Wochenende draußen zu verbringen. Die Aufwendungen dafür, wenn man das steirische Muster nimmt, wären für die Stadt sicherlich nicht so hoch.

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Ich habe jetzt die Frage nicht ganz mitbekommen, aber ich stimme dem zu, was Sie gesagt haben. Ich glaube allerdings, dass niemand seines Wahlrechts beraubt wird, der einen Zweitwohnsitz hat. Denn niemand verbietet jemandem, von seinem Zweitwohnsitz - etwa aus Niederösterreich, aus der Steiermark oder aus dem Burgenland - so zurückzukommen, dass er doch noch zur Urne eilen kann. Aber zweifelsfrei ist das, wenn man das ein oder zwei Tage, also beispielsweise am Freitag, auch erledigen kann, eine Idee, der ich mich nicht verschließe.

Präsident Johann Hatzl: Nächste Zusatzfrage: Frau Abg Vassilakou.

Abg Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Herr Landeshauptmann!

Es freut mich sehr, dass Sie sich der Möglichkeit einer vorzeitigen Stimmabgabe anschließen können, denn das würde viel mehr Menschen die Möglichkeit geben, ihr Stimmrecht auszuüben. Das wäre ein Mehr an Demokratie. Eine weitere Möglichkeit, an ein Mehr an Demokratie zu kommen, wäre, ein proportionales Wahlrecht in Wien dahin gehend umzusetzen, dass nicht die stimmenstärkste Fraktion bevorzugt wird.

Das heißt, ich frage Sie konkret: Finden Sie es fair, dass in Wien ein Grundmandat derzeit mit ungefähr 5 500 Stimmen erreicht werden kann, hingegen ein Reststimmenmandat 8 500 Stimmen - unter Anführungszeichen - kostet und dadurch die stimmenstärkste Fraktion bevorzugt wird?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Klubvorsitzende!

Diese Diskussion ist, hier im Haus geführt, älter als Sie. Denn die Frage... (StRin Dr Monika Vana: Das heißt nur, dass nichts passiert ist! - Weitere Zwischenrufe.) Da hat jemand versucht, charmant zu sein, wie großartig! (Heiterkeit bei der FPÖ. - Zwischenrufe bei der ÖVP und den GRÜNEN.)
Ich denke, die Frage der Gerechtigkeit ist immer auch eine Frage des Blickwinkels. Zweifelsohne wäre es am gerechtesten, wenn wir tatsächlich das Prinzip, dass jede Stimme gleich viel wert ist, komplett umsetzen, das heißt, 100 Einer-Wahlkreise schaffen und dann nach dem Mehrheitswahlrecht - welcher Abgeordnete gewählt wird - diesen Gemeinderat zusammensetzen. 

Ich gehe ohne nähere Diskussion darüber davon aus, dass meine Fraktion sich solchen Vorstellungen nicht verschließen würde und einer solchen besonderen Form der Gerechtigkeit eine ganze Menge abgewinnen könnte. Es gibt andere Einrichtungen auch in unserer Stadt, in denen man mit nicht einmal 50 Prozent der Stimmen zwei Drittel der Mandate bekommt. Auch das wird als gerecht angesehen. (Zwischenruf von StR Dr Johannes Hahn. - Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Wirtschaftsvertreter!)
Ich denke also, wir haben in dieser Diskussion nicht nur eine große Vergangenheit, sondern auch eine große Zukunft. Daher wird man bei dieser Diskussion noch eine ganze Menge an Möglichkeiten haben, das auszutauschen.

Präsident Johann Hatzl: Nächste Zusatzfrage: Herr Abg Ulm.

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Ich würde ganz gern zu den Möglichkeiten zurückkommen, die eine höhere Wahlbeteiligung in Wien ergeben können, weil ich da eher davon ausgehe, dass es zu einem Common Sense kommen könnte. Da gibt es einmal grundsätzlich drei Möglichkeiten, die sehr nahe liegen, um diese Wahlbeteiligung zu erhöhen.

Thema eins ist bereits von Ihnen beantwortet worden, nämlich die Einführung eines weiteren Wahltages.

Die zweite Möglichkeit wäre, dass sich der Landeshauptmann von Wien, vielleicht auch in seiner Funktion als SPÖ-Vorsitzender, insbesondere bei den Wiener SPÖ-Nationalratsabgeordneten dafür einsetzt, dass die Briefwahl im Parlament ermöglicht wird, weil dann die verfassungsmäßige Mehrheit gegeben wäre.

Die dritte, sehr naheliegende Möglichkeit wäre, bei einem Wahltag zu bleiben, aber die Möglichkeit der Stimmabgabe auch in einem anderen Bundesland, in einer anderen Stadt zu ermöglichen. Es wäre im Vertragswege sicherlich möglich, unter Landeshauptmännern so etwas zu vereinbaren. (Abg Christian Oxonitsch: ...die Beschlusslage des Landtages umzusetzen! Ganz einfach!)

Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Treten Sie einer dieser drei Möglichkeiten besonders nahe, oder würden Sie alle drei gleich präferieren? 

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Die Fragestunde des Wiener Landtages, ähnlich gelagert wie eine Fragestunde des Gemeinderates, richtet sich natürlich in erster Linie an den Amtsträger und nicht an den Parteifunktionär. Ich gehe auch davon aus, dass Sie Ihre Frage hier als Amtsträger und nicht als Parteifunktionär stellen, denn das ist ja auch in Ordnung so. Daher fällt der zweite Punkt eher weg. Jeder kennt auch meine Grundhaltung etwa zu Fragen der Briefwahl.

Aber was ich in erster Linie zu vertreten habe, sind Beschlüsse Ihres Hauses, insbesondere dann, wenn es einstimmige Beschlüsse hier im Haus sind, aber auch dann, wenn es Mehrheitsbeschlüsse sind. Dazu stehe ich auch. Ich denke, dass dieses Haus, gerade was die Frage der Erweiterung der Wahlmöglichkeiten betrifft, einen sehr guten Vorschlag gefunden hat. Ich sage bewusst nicht, einen sehr guten Kompromiss, denn ich betrachte das nicht als einen Kompromiss, sondern ich betrachte es als einen sehr guten Vorschlag, um eine Maßnahme im Rahmen von mehreren zur Anhebung der Wahlbeteiligung zu setzen. Dazu stehe ich, und dafür trete ich selbstverständlich auch ein.

Präsident Johann Hatzl: Letzte Zusatzfrage: Herr Abg Jung.

Abg Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann!

Ich habe mit Freude zur Kenntnis genommen, dass Sie daran denken, den Freitag unter Umständen einzubeziehen. Allerdings löst dies das Problem nur begrenzt, denn Sie wissen so wie ich ganz genau, dass die Leute, die hinausfahren wollen - und das Wochenende im Grünen ist dem Bürger einer Stadt durchaus, glaube ich, zu vergönnen -, bereits freitags unterwegs sind. 

Andere Bereiche könnte man einwerfen: Es gibt wesentlich erhöhte Kosten. Wenn wir länger offen halten beziehungsweise Wählen ermöglichen, lastet dies auf den Behörden. Allerdings hat man da in der Steiermark eine sehr günstige Lösung gefunden. (Abg Christian Oxonitsch: Dort haben die Leute eineinhalb Stunden...!) 

Nun die Frage: Sie sagen, alle kennen Ihre Stellungnahme zur Briefwahl. Tut mir Leid, ich bin, wie Sie richtig festgestellt haben, in dem Gremium neu, ich kenne sie nicht. Aber ich verstehe nicht, warum man dieses System nicht anstreben sollte. Das ist an sich die bürokratisch einfachste Lösung. Ich habe für das Europaparlament in Athen gewählt, und es war kein Problem, dort wählen zu gehen. (Abg Harry Kopietz: Fürs Europaparlament!) Warum sollte man das nicht auch für die Wiener Gremien machen können?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Um die Wissenslücke da zu schließen, was ich natürlich recht gerne mache: Ich gehe zunächst einmal davon aus, dass die Frage der Briefwahl nicht ein technisches Problem ist - denn bei entsprechendem Willen werden sich diese technischen, organisatorischen Probleme zweifelsohne lösen lassen -, sondern es gibt da natürlich ein in der Tat ernst zu nehmendes Argument, und das ist der Grundsatz der geheimen Wahl. Diese Diskussion ist noch nicht ganz abgeschlossen. Meine Meinung dazu kennt man, ich bin damit allerdings, das sage ich hier auch gleich ziemlich freimütig, nicht in einer besonderen Mehrheitsposition - ausnahmsweise -, denn ich habe auch hohe Sympathien für die Briefwahl. Wenn man die Frage der Beibehaltung des Prinzips der geheimen Wahl lösen kann, denke ich durchaus darüber nach, wie man elektronische Abstimmungen entsprechend durchführen kann. 

Wir befinden uns da nur alle miteinander sehr weit in einer demokratischen Zukunft. Denn wenn ich mir die demokratische Gegenwart etwa bei einer Publikumsratswahl des ORF anschaue, dann sind hier wohl Welten dazwischen. Das steht auch außer jedem Zweifel. Dass man Wahlzettel auch noch unterschreibt und mit einer Nummer versieht, sodass man nachher wirklich noch besonders codieren kann, wer wie gewählt hat, das halte ich schon für eine sehr bemerkenswerte Geschichte. 

Wie dem auch immer sei: Ja, ich habe eine vorsichtig positive Haltung auch zu diesen Formen der Wahl. Aber da sind sicherlich noch Argumente und Diskussionen dazu auszuräumen. 

Zum Zweiten freut es mich zunächst einmal, dass Sie die Arbeitszeitverkürzung in unserem Lande so einschätzen, dass die Menschen am Freitag in der Früh bereits unterwegs sind und daher nicht mehr wählen können. Aber unabhängig davon, wie man das im Detail beurteilt als Beamter der Republik Österreich, der Sie sind und die wir beide sind, gehe ich davon aus, dass am Freitag noch gearbeitet wird und daher der Freitag durchaus ein geeigneter Tag wäre. Aber meine Phantasie ist weitgehend genug, dass ich mir auch den Donnerstag vorstellen kann. So eng sollte man also verschiedene Dinge nicht sehen. Diskutieren wir einmal über das Prinzip miteinander, und dann werden wir uns über diese Details wahrscheinlich auch einigen können. 

Präsident Johann Hatzl: Danke für die Beantwortung. 

Bevor wir zur 2. Anfrage kommen, eine nicht ganz passende Bemerkung, vielleicht können manche das Gleiche empfinden wie ich: Man lernt, zu einer Sache, die einen besonders interessiert, auch zu schweigen. Das ist nicht immer ein Nachteil.

Wir sind somit bei der 2. Anfrage (FSP - 05578-2005/0001 - KGR/LM). Sie wurde von Frau Abg Mag Alev Korun gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal gerichtet. (In den ersten drei Quartalen von 2005 sind die Wiener Einbürgerungszahlen im Vergleich zum selben Zeitraum in 2004 um fast 20 Prozent zurückgegangen. Mit 1. Jän-
ner 2006 soll noch dazu ein sehr restriktives Staatsbürgerschaftsrecht in Kraft treten, gegen welches sich die zuständige Stadträtin Mag Sonja Wehsely ausgesprochen hat. Angesichts konkreter Fälle von einbürgerungs-
willigen Personen, die bei der Magistratsabteilung 61 vorgesprochen haben und mit Verweis auf die Verschärfung der Rechtslage ohne Antragstellung wieder weggeschickt wurden, besteht allerdings die Befürchtung, dass das in Planung befindliche restriktive Gesetz bereits vollzogen wird. Ansonsten könnte man den massiven Rückgang der Einbürgerungen 2005 nur mit weniger Antragstellungen erklären. Wie viele Einbürgerungsanträge wurden 2004 und 2005 bei der Magistratsabteilung 61 eingebracht?) 

Ich bitte um die Beantwortung.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Obwohl mich die Frage sehr interessiert, werde ich jetzt nicht schweigen, wenn es erlaubt ist. 

Präsident Johann Hatzl: Die Frau amtsführende Stadträtin ist zur Beantwortung verpflichtet. (Heiterkeit.)

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr gut. - Frau Abgeordnete!

Sie fragen mich, wie viele Einbürgerungsanträge 2004 und 2005 bei der MA 61 eingebracht wurden. Im Jahr 2004 waren es 22 144 Anträge, und von 1.1.2005 bis 30.11.2005 waren es 18 445 Anträge.

Präsident Johann Hatzl: Frau Abg Korun hat eine Zusatzfrage.

Abg Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Wir haben in der Statistik, was die Einbürgerungszahlen in Wien betrifft, einen Rückgang von ungefähr 20 Prozent zu verzeichnen. Es handelt sich dabei um den Zeitraum der ersten drei Quartale von 2005 verglichen mit 2004. Wie erklären Sie sich diesen Rückgang um fast 20 Prozent?

Wien ist immerhin, was die letzte Einbürgerungsstatistik betrifft, an erster Stelle, was den Rückgang von Einbürgerungen bundesweit betrifft. Da uns ein sehr restriktives Staatsbürgerschaftsgesetz bevorsteht, das entweder mit 1.1. oder etwas später in Kraft treten wird, und da wir ein paar Fälle haben, dass einbürgerungswillige Personen ohne Antragstellung wieder weggeschickt wurden mit dem Verweis auf das verschärfte Gesetz, das in Kraft treten wird, haben wir die Befürchtung, dass angesichts dieses Gesetzes oder dieser Verschärfung des Staatsbürgerschaftsrechts Einbürgerungen auch in Wien restriktiver vollzogen werden.

Wie erklären Sie sich, wie gesagt, diesen Rückgang um fast 20 Prozent? 

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Der Rückgang ist höchstwahrscheinlich dadurch zu erklären, dass die große Zahl der ZuwanderInnen, die vor über zehn Jahren aufgrund des Krieges im ehemaligen Jugoslawien nach Österreich flüchten mussten, jetzt alle eingebürgert wurden. Der Höchststand der Antragstellungen war im Jahr 2003, und seither sind die Antragstellungen sinkend. 

Frau Magister, was ich aber für problematisch halte, ist die Einschätzung, die Sie hier auch in Ihrer Anfrage der MA 61 gegenüber darstellen. Es wird nämlich ein bisschen so impliziert, als würde hier Menschen abgeraten werden, einen Einbürgerungsantrag zu stellen, der Aussicht auf Erfolg hat. Genau so ist es nicht. Ich sehe es als eine ganz wichtige Aufgabe der MA 61, die das auch in meinem Wissen und Willen tut, dass es die Aufgabe der MA 61 ist, Antragstellerinnen und Antragsteller über die Chancen ihres Antrags zu informieren. 

Das Recht, den Antrag zu stellen, hat natürlich jede und jeder. Wenn allerdings ein Antrag von vornherein chancenlos ist und damit die Behörde schon bei der Erstabklärung feststellt, dass das frustrierte Aufwendungen und auch Kosten für den Antragsteller oder die Antragstellerin sind, weil die Fristen sozusagen noch nicht ausreichend sind, weil die Deutschkenntnisse zu schlecht sind, dann ist es natürlich Aufgabe der Behörde, die Klientinnen und Klienten, die Kundinnen und Kunden darauf hinzuweisen, genauso wie ich es als wichtige Aufgabe der Behörde sehe, darauf hinzuweisen, dass - wann auch immer, wahrscheinlich im ersten Quartal des nächsten Jahres - ein neues Bundesgesetz in Kraft tritt, das von der Stadt Wien oder vom Land Wien in mittelbarer Bundesverwaltung zu vollziehen ist und das restriktiver ist. 

Wir helfen unseren Mitbürgerinnen und Mitbürgern nicht, wenn wir ihnen das verschweigen, weil sie dann nur Kosten haben, aber der Antrag negativ beschieden werden muss.

Präsident Johann Hatzl: Nächste Zusatzfrage: Frau Abg Ekici.

Abg Mag Sirvan Ekici (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Die Ausführungen meiner Vorrednerin Korun geben mir Anlass zu fragen: Welche Maßnahmen wurden getroffen, um die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der MA 61 auf die neuen Regelungen im Staatsbürgerschaftsgesetz vorzubereiten? (Abg Godwin Schuster: Das gibt es ja noch nicht!) 

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der MA 61 werden, seit es den Gesetzesbeschluss gibt und der auch hier vorliegt, permanent geschult. Die Problematik ist natürlich die - und ich freue mich ja, dass Sie das ansprechen, durchaus auch problembewusst -, dass die Länder in die Entstehung dieses Gesetzes nicht einbezogen worden sind, dass daher die Frage, was hier auf die vollziehenden Länder zukommt, nicht klar war, dass auch weder auf politischer Ebene noch auf beamteter Ebene mit den Ländern gesprochen worden ist, sondern einfach drübergefahren wurde. 

Wäre das anders passiert, würden wir uns leichter tun, weil wir uns dann schon länger auf diese Gesetzesnovelle hätten vorbereiten können. Die wäre dann auch nicht in dieser Schärfe passiert, weil das nicht im Sinn der beamteten, aber auch der politischen Staatsbürgerschaftsreferentinnen und -referenten ist. Und da spreche ich nicht nur von Wien. 

Präsident Johann Hatzl: Nächste Zusatzfrage: Frau Abg Yilmaz.

Abg Nurten Yilmaz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Welche Auswirkungen wird die Staatsbürgerschafts-Novelle 2005 auf die Wienerinnen und Wiener, die die österreichische Staatsbürgerschaft noch nicht besitzen, haben? 
Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sie wird erstens bewirken, dass viele Menschen länger warten müssen, bis sie die österreichische Staatsbürgerschaft bekommen können. Sie bewirkt insbesondere - und das merken wir ganz stark in der MA 61 - eine sehr, sehr große Verunsicherung und Unruhe unter den Menschen, die im Jahr 2006 nach dem derzeit geltenden Staatsbürgerschaftsrecht - übrigens ist das derzeit in Geltung befindliche Staatsbürgerschaftsrecht das schärfste, das es in ganz Europa gibt - einen Anspruch hätten und diesen im Jahr 2006 aufgrund des Gesetzes nicht mehr haben werden. 

Es wird weiters dazu führen, dass zum Teil staatsbürgerschaftsrechtlich Familien auseinander gerissen werden, weil zum Beispiel der Sitzenbleiber-Paragraph nur zum Teil entschärft wurde. Für alle Jugendlichen - oder eigentlich sind es noch Kinder -, die zum Beispiel in die Hauptschule gehen, ist die Notwendigkeit einer positiven Deutschnote zur Erlangung der Staatsbürgerschaft nach wie vor im zukünftigen Staatsbürgerschaftsgesetz vorgesehen. Das heißt, ein "Nicht genügend" in Deutsch - und ich denke, es gibt viele österreichische Kinder, die auch ein "Nicht genügend" in Deutsch haben - verhindert die Staatsbürgerschaft. 

Darüber hinaus besteht zum Beispiel auch nicht die Möglichkeit, die Staatsbürgerschaft zu erlangen, wenn ein Kind nicht beurteilt werden kann. Wenn es zum Beispiel aufgrund eines Unfalls ein paar Monate nicht in der Schule war, verhindert das die Staatsbürgerschaft. Das heißt, wir werden zukünftig Familien auseinander reißen müssen.

Es führt weiters zu etwas, was ich für ganz schlecht halte, nämlich zu einer Zersplitterung des Vollzugs des Staatsbürgerschaftsgesetzes. Das Staatsbürgerschaftsgesetz ist nämlich bisher sehr einheitlich in allen Bundesländern vollzogen worden, das bestätigen die Statistik Austria und alle Bundesländer. Dadurch, dass jetzt historische Prüfungen entsprechend der Landesgeschichte in neun Bundesländern vorgenommen werden müssen, haben wir jetzt erstmals, vom Bundesgesetzgeber vorgeschrieben, die Zersplitterung des Vollzugs des Staatsbürgerschaftsgesetzes.

Präsident Johann Hatzl: Weitere Zusatzfrage: Herr Abg Herzog.

Abg Johann Herzog (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadtrat!

Ein großer Teil der Staatsbürger, hat man schon den Eindruck, ist der deutschen Sprache nicht gut oder kaum mächtig. Das ist einfach ein Faktum. (Abg Christian Oxonitsch: Das haben wir gestern gesehen!) Wenn Sie zum Beispiel heute unten im Rathaus oft genug angesprochen werden... (Abg Harry Kopietz: Das haben wir ja gestern gesehen!) Sie werden oft genug im Rathaus angesprochen mit der Frage nach den Örtlichkeiten, wo die Staatsbürgerschaftsangelegenheiten abgewickelt werden; selten in Deutsch. Das heißt, eine schwierige Situation ist gegeben. Das Erfordernis der deutschen Sprache ist in der Verfassung und natürlich auch im Staatsbürgerschaftsrecht drinnen, und es wäre daher sicherlich - das kann man feststellen - ein Verstoß, der gesetzwidrig ist, wenn Beamte der Stadt Wien trotz Unkenntnis der deutschen Sprache eine solche Staatsbürgerschaft verleihen. - Das ist das eine.

Das andere ist, dass ich den Eindruck habe, dass in vielen Gegebenheiten Wiens Dinge entstehen, dass, was weiß ich, Serben nicht in kroatische Lokale gehen, Kroaten nicht in türkische, Türken nicht in albanische und so weiter und so weiter. Das heißt, es bilden sich Parallelgesellschaften heraus. 

Hier kommt die Frage: Schaffen Sie nicht durch Ihre Politik, indem Sie die Integration durch den Begriff der Diversität ersetzen, letztendlich die Möglichkeit, dass sich Parallelgesellschaften bilden, weiterkommen und sogar von Ihnen noch gefördert werden?

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

Amtsf StR Mag Sonja Wehsely: Die Antwort ist Nein.

Präsident Johann Hatzl: Die letzte Zusatzfrage hat Frau Abg Korun.

Abg Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Nur zur Klarstellung wegen vorhin: Ich weiß natürlich, dass die Einbürgerungsbehörde MA 61 auf Hochtouren arbeitet, um spruchreife Anträge noch vor In-Kraft-Treten des restriktiveren Staatsbürgerschaftsgesetzes sozusagen zu beenden. Allerdings gibt es leider auch Fälle - ich nehme an, das sind Einzelfälle, und sehr wenige, aber uns sind sie bekannt geworden -, dass Personen den Antrag nicht einbringen konnten. Ob sie dann Monate später die Staatsbürgerschaft bekommen hätten oder nicht, das ist natürlich eine Frage, die niemand beantworten kann. Allerdings finden wir es in einem Rechtsstaat prinzipiell bedenklich, das Menschen, die einen Antrag einbringen wollen, das nicht können. Das nur zur Klarstellung; ich wollte damit auch klargestellt haben, dass es kein Vorwurf an die MA 61 ist, pauschal das neue Gesetz zu vollziehen. Es war nur die Befürchtung im Raum. 

Nun zu meiner Zusatzfrage: Mit dem neuen, verschärften Staatsbürgerschaftsrecht wird es auch wesentlich teurer werden, Österreicher oder Österreicherin zu werden. Nur ein Beispiel: Für die Erstreckung der Verleihung der Staatsbürgerschaft bei Ehepartnern, die bis jetzt ungefähr 174 EUR gekostet hat, steigen die Kosten auf ganze 700 EUR, sprich: Es werden sehr viele Menschen vermutlich an dieser Hürde scheitern, da sie sich die Verleihung schlicht und ergreifend nicht leisten können. 

Nun meine Frage an Sie als zuständige Stadträtin: Können Sie sich vorstellen, dass aufgrund des massiven Anstiegs der Kosten Wien auf einen Teil der Landesgebühren bei der Einbürgerung verzichtet oder dass die Stadt Wien einen Fonds schafft, um einkommensschwachen Personen und Familien unter die Arme zu greifen, damit es nicht an der Einkommenshürde scheitert, Österreicher oder Österreicherin zu werden? - Danke. 

Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.

Amtsf StR Mag Sonja Wehsely: Ich kann mir vorstellen - und habe das auch schon getan -, dass wir uns, und das nicht leise, bemühen werden, dass sich auf Bundesebene bei den Gebühren etwas ändert. Denn es ist schon jetzt so, dass nach dem derzeit in Geltung befindlichen Gesetz - und Sie haben es ja selbst angesprochen, dass die Gebühren drastisch erhöht werden - nur ein ganz kleiner Teil Landesgebühren sind. Wenn wir uns zum Beispiel die Gebühren aufgrund der Einbürgerungen nach freiem Ermessen anschauen, dann sind die österreichischen Bundesgebühren 725 EUR versus 152 EUR an Landesgebühren. So ist es auch in vielen anderen Bereichen, daher sage ich, dass die Landesgebühren hiervon nur einen kleinen Teil ausmachen.

Es ist natürlich im Bereich der Landesverwaltung notwendig, einen gewissen Deckungsgrad zu haben. Allerdings erachte ich die Bundesgebühren, die jetzt im neuen Staatsbürgerschaftsgesetz vorgeschrieben sind, für Gebühren, bei denen es nicht um die Deckung des Aufwandes geht, sondern darum, Menschen, die sonstige Voraussetzungen bereits erfüllen, aufgrund von Kosten abzuschrecken. Das lehne ich ab, und daher werde ich auch dagegen auftreten. 

Präsident Johann Hatzl: Wir kommen zur 3. Anfrage (FSP - 05594-2005/0001 - KVP/LM). Sie wurde von Herrn Abg Mag Wolfgang Gerstl gestellt und ist an den Herrn Landeshauptmann gerichtet. (Mit 1. Jänner 2006 tritt die Verordnung des Landeshauptmannes betreffend die Geschwindigkeitsbeschränkung von 50 km/h als Verkehrsmaßnahme gemäß den Bestimmungen des IG Luft in Kraft. Welche konkreten Auswirkungen betreffend die Schadstoffbelastung erwarten Sie von der Temporeduktion auf 50 km/h?) 

Ich bitte um die Beantwortung. 

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

More of the same, ich kann mich daher, mir hoffentlich Wiederholungen ersparend, auf die unmittelbare Be-
antwortung einer unmittelbaren Frage konzentrieren. Diese Antwort wird Sie wenig überraschen: Ich erwarte mir insbesondere an besonders belasteten Stellen der Stadtaus- und -einfahrten eine Reduktion auch der Sekundärschadstoffe, wie sie der Feinstaub, aber auch Ozon darstellen. Daher wird diese Maßnahme auch gesetzt. 

Präsident Johann Hatzl: Zusatzfrage: Herr Abg Mag Gerstl.

Abg Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Danke, Herr Landeshauptmann!

Als wir die Frage vor über einer Woche eingebracht haben, konnten wir nicht damit rechnen, dass Ihre Kollegen aus der Stadtregierung Schicker und Sima am vergangenen Freitag das Thema selbst hochbringen. Daher kommen wir jetzt dazu, dass wir diese Anfrage noch einmal beantworten und noch einmal darüber diskutieren.

Sie haben ja schon ankündigen lassen, dass Sie überlegen, die Maßnahme einer Evaluierung zu unterziehen, und wenn sie sozusagen nichts bringt, dann lassen wir sie eben. Wir werden spätestens in drei Monaten wieder eine Feinstaubbelastung in Wien haben. Sind Sie dann bereit, auch nach drei Monaten, das heißt, nach vier, fünf Monaten zu sagen: Wenn es nichts gebracht hat, stellen wir das wieder ein? (Abg Mag Rüdiger Maresch: Die haben wir jetzt, die Feinstaubbelastung!) 

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Sie beleidigen den seriösen Wissenschafter in mir. (Heiterkeit.) Denn gerade einen Sekundärschadstoff innerhalb von drei Wochen zu messen, zu bewerten und dann auch die Maßnahme zu bewerten, ist schon leicht verwegen. Das muss ich Ihnen in aller Offenheit sagen. 

Lassen Sie mich zunächst abseits aller großen Fachdiskussionen, die ja auch gestern geführt wurden, darauf hinweisen, dass es in der österreichischen Straßenverkehrsordnung steht, dass im Ortsgebiet Tempo 50 gilt, wovon Ausnahmen gemacht werden können. Das ist in Wien auch der Fall, da gibt es Tempo 30-Zonen, die nicht überall geliebt werden, aber sich besonders in den Bezirken großer Beliebtheit erfreuen, insbesondere seitens der Vorsteher. Da gibt es im Wesentlichen die Ausnahme der Stadtausfahrten. Es ist ein bemerkenswertes Pro-Argument, dass ausgerechnet an diesen Stellen die Feinstaubbelastung, die ja nicht nur durch die Schadstoffe, die aus dem Verbrennungsprozess des Motors kommen, sondern auch durch die Aufwirbelung entsteht, besonders hoch ist.

Es gibt Studien - mit denen ich mich befasst habe, da ich mich seit 35 Jahren mit Umweltpolitik und Umweltfragen beschäftige -, die den unmittelbaren Zusammenhang sehr klar ausweisen, hier also eine Kausalität herstellen. Es gibt Studien - selbstverständlich soll man das nicht wegreden -, die diesen Kausalitätszusammenhang be-
streiten, auch die sind zur Kenntnis genommen worden. Wissen werden wir es erst dann, wenn wir das machen, was ein seriöser Naturwissenschafter macht, nämlich messen und wägen. 

Das ist der Grund, warum das nicht nur ich gestern gesagt habe, sondern dasselbe schon Kollege Schicker und Kollegin Sima mitten im Wahlkampf gesagt haben, so wie auch ich selbst: Man setzt diese Maßnahme, und sie wird evaluiert durch Messen und Wägen. Da man zwei Messperioden braucht, wie jeder Fachmann bestätigen wird - zwei Messperioden, jeweils vornehmlich in der Winterzeit, aber das wird über das ganze Jahr hinweg evaluiert -, werden wir nach zwei Jahren wissen: War das eine sinnvolle Maßnahme, oder war das keine?

Da stehe ich nicht an, wenn das keine sinnvolle Maßnahme ist, diese wieder zurückzunehmen. Wenn es eine sinnvolle Maßnahme ist, dann erwarte ich allerdings Ihre Huldigung. (Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ. - Zwischenrufe bei der ÖVP.)
Präsident Johann Hatzl: Nächste Zusatzfrage: Herr Abg Madejski.

Abg Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! 

Es freut mich, dass wir heute die Gelegenheit haben - weil Sie ja gestern bei einem Festakt waren -, noch kurz dieses Thema zu besprechen, das hier ja gestern stundenlang diskutiert wurde. Es hat mich gefreut, dass dieser Dringliche Antrag so einen Widerhall gefunden hat, und es hat mich gefreut, dass Sie jetzt gesagt haben: Nach zwei Jahren wird evaluiert, und wenn es nichts bringt, dann stellen wir eben rund 450 000 neue Tafeln wieder auf. Aber gut, sei's drum, wir stellen sie wieder auf. 

Aber ich hätte eine andere Frage an Sie. Herr StR Schicker hat heute in einem Pressegespräch Folgendes gesagt, und das ist schon interessant, denn gestern hätte er das Gleiche auch hier sagen können; offensichtlich sind die Meinungen zwischen Ihnen, dem Herrn StR Schicker und der Frau StRin Sima nicht gleich. Er sagt nämlich: Die Feinstaubbelastung durch den Wiener Verkehr ist nicht stark, der meiste Feinstaub kommt nicht aus Wien, mit Tempo 50 kann daher der Verkehrsstadtrat gut leben, selbst wenn der Umwelteffekt vernachlässigbar ist. 

Also offensichtlich ist auch Herr StR Schicker davon überzeugt, dass hier kein Effekt vorhanden ist, und genau das ist es, was wir behaupten. Meine Frage an Sie: Gehen Sie in der Meinung mit StR Schicker konform, dass es vernachlässigbar ist? 

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Da muss man sagen, nicht alles, was an den Haaren herbeigezogen ist, ist auch schon ein Vergleich. Denn ich möchte schon darauf hinweisen, dass es dabei überhaupt keine Meinungsunterschiede gibt. Als vor geraumer Zeit - es ist fast ein Jahr her - die Umweltstadträtin darauf hingewiesen hat, dass, je nach Studie, zwischen 66 und 75 Prozent dieses Sekundärschadstoffes, also des Feinstaubs, nicht hausgemacht sind, sondern durch Transmission ins Wiener Stadtgebiet verfrachtet werden, ist allenthalben der Aufschrei gekommen - nur um darauf hinzuweisen -: Ausrede, damit man selber nichts machen muss! Und und und.
Jetzt sind wir in der Situation, nachdem etwas gemacht wurde, dass - und das muss man fairerweise auch dazusagen - nach dem Immissionsgesetz Luft auch die Länder verpflichtet sind. Worüber man zum Beispiel diskutieren könnte, ist, wie sinnvoll etwa eine Schadstoffbelastungsbekämpfung bei einem Sekundärschadstoff ist, der zu rund drei Vierteln durch Verfrachtung verbracht wird, wenn man da die Bekämpfung länderweise vorschreibt. Aber das möchte ich jetzt gar nicht diskutieren. Wir sind dieser Verpflichtung als solcher nachgekommen, und das ist bei weitem nicht die einzige Maßnahme, die hier gesetzt wurde. Die einzelnen Maßnahmen werden auch sehr differenziert beurteilt. Wenn ich beispielsweise Partikelfilter bei Dieselfahrzeugen betrachte, so ist das etwas, was immer wieder begrüßt wird. Die Temporeduktionen spalten die Meinungen nicht zuletzt auch der Experten selbst. 

Es gibt hier bei uns überhaupt keine unterschiedliche Meinung. Denn ich sage noch einmal - und das lässt sich auch durch die öffentlichen Meldungen zumindest jener Zeitungen, die sich etwas intensiver damit beschäftigt haben, nachweisen -, dass man diese Maßnahme als eine von vielen vorgeschlagen hat und dass auch damals dazugesagt wurde, dass diese Maßnahme evaluiert wird. Diese Maßnahme wird im Bewusstsein dessen gesetzt, dass dort durch die Straßenverkehrsordnung ohnehin jetzt schon Tempo 50 vorgesehen ist und dass gerade dort der Nachweis zu erbringen ist: Bringt das etwas oder bringt das nichts? Ich meine damit die Westausfahrt, ich meine damit die Südausfahrt, jetzt einmal unabhängig von den Autobahnen, über die wir sowieso nicht zu bestimmen haben. 

Daher kann ich die Aufregung zwar politisch nachvollziehen, das ist mir klar, aber von der Sache her kann ich sie nicht nachvollziehen. Denn wir machen im Prinzip nichts anderes, als auszuprobieren, was geschieht, wenn wir Ausnahmen von der Geschwindigkeitsbeschränkung, die im Ortsgebiet gilt, zurücknehmen, das Ergebnis messen und wägen. Und wir sagen heute schon, dass wir bereit sind, das zurückzunehmen, wenn es nichts bringt. Wenn es allerdings etwas bringt, dann bleibt es. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Johann Hatzl: Weitere Zusatzfrage: Herr Abg Maresch. - Bitte.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! 

Ich habe es an der Fragestellung des Herrn Kollegen Gerstl sehr interessant gefunden, dass er davon spricht, dass in drei Monaten die Feinstaubperiode beginnen wird. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Es gibt eine Internetseite der MA 22, wo man das täglich nachlesen kann, und zwar zweimal, und da war meines Wissens die Feinstaubüberschreitung bereits im August festzustellen. Schön, dass Sie glauben, dass es nur im Winter dazu kommt! Aber es gibt auch welche während des ganzen Jahres. Sonst käme es ja nicht zu mehr als 70 Über-
schreitungen, weil sich das ab März dann einfach nicht mehr ganz ausginge.

Jetzt zu meiner Frage zur Evaluation dieser Maßnahmen: Kann es dann nicht sein, dass man an den jetzigen Messstellen misst, ob in Wien insgesamt ein halbes Prozent, ein Prozent, oder wie viel auch immer, weniger Feinstaub in der Luft ist? Ist daran gedacht, dass man mehrere mobile Messstellen anschafft und diese an den Einfallstraßen postiert, um tatsächlich eine Evaluation vor Ort, nämlich wo es die Menschen tatsächlich betrifft, vorantreiben zu können?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Abgeordneter!

Das ist eine technische Frage, die im Prinzip nicht so schwer zu beantworten ist. Natürlich hat man in einer solchen Messreihe Gleiches mit Gleichem zu vergleichen. Ich kann nicht mitten in einer solchen Messreihe die Messmethodik verändern, denn jeder weiß, was das nach sich ziehen würde, nämlich die Unvergleichlichkeit der Folgeergebnisse. 

Ich sage hier noch einmal, es geht dabei um Immissionsmessungen und nicht um Emissionsmessungen. Die sind ja letztendlich auch interessant, gerade vor dem Hintergrund, dass es sich doch um einen in einer wirklich großen Größenordnung befindlichen Schadstoff handelt, der transportiert wird. Da geht es mir in allererster Linie darum, ob solche lokale Maßnahmen - ich sage es bewusst noch einmal, lokale Maßnahmen - wie die Aufhebung von Ausnahmebestimmungen vom grundsätzlichen Tempo 50, das durch die Straßenverkehrsordnung im Ortsgebiet festgelegt ist, in der entsprechenden Umgebung eine Auswirkung haben oder nicht. Dazu dient diese Messreihe. 

Daher werden wir natürlich, nachdem diese Maßnahme verordnet wurde, aufgrund der Erkenntnisse darüber, dass es unterschiedliche lokale Spitzen im Stadtgebiet gibt, auch die Evaluierung im Hinblick darauf machen, ob diese Spitzen durch lokale Maßnahmen gesenkt werden oder nicht. Danach wird man das beurteilen, und nicht nach einem Durchschnittswert von ganz Wien, weil das aus meiner Sicht extrem unseriös wäre.

Ich wiederhole das noch einmal, damit vielleicht der eine oder andere seinen Eifer etwas dämpft. Wir tun ja momentan so, als ob man jetzt in ganz Wien Tempo 100 fahren könnte, so wie in einzelnen Kärntner Gemeinden, wo die Ortstafeln abmontiert worden sind. In Wien existieren die Ortstafeln, daher ist durch die Straßenverkehrsordnung Tempo 50 vorgeschrieben, und so soll es auch bleiben. (Zwischenruf von Abg Kurth-Bodo Blind.) Aber natürlich! (Abg Kurth-Bodo Blind: Ich erkläre es Ihnen, ja?) Bitte sehr. (Abg Kurth-Bodo Blind: ...dann erkläre ich es Ihnen! - Heiterkeit.) 

Ich werde Ihnen aufmerksam zuhören, so wie ich der ganzen Diskussion aufmerksam zuhöre. Sachargumenten verschließe ich mich in keiner Weise. (Abg Christian Oxonitsch: Blind etwas erklären? Das ist ein Widerspruch in sich!) Und wenn mir einer die Straßenverkehrsordnung erklären will, dann höre ich doppelt aufmerksam zu. Es könnte sein, dass mir in den letzten 35 Jahren etwas entgangen ist. Es könnte sein, bitte sehr. 

Präsident Johann Hatzl: Danke schön, auch für die Beantwortung der erschlichenen Zusatzfrage. (Heiterkeit.)
Zu einer weiteren korrekten Zusatzfrage kommt Herr Abg Gerstl zu Wort.

Abg Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Danke, Herr Landeshauptmann!

Ich glaube, wir sind uns einig, dass man bei den Feinstaubmaßnahmen diejenigen ergreifen soll, die am effektivsten sind, diejenigen, die am meisten bringen sollen, und das soll man in Ruhe und seriös überprüfen. Da sozusagen einen Konterpart in Ihnen zu haben, freut uns. Denn bisher hatten wir den Eindruck, dass hier manche Maßnahmen eher, weil es gerade so gewollt ist und vielleicht auch andere Gründe dahinter stehen, unbedingt durchgesetzt werden müssen. Wenn das so ist, sind wir jedenfalls ein Partner von Ihnen. Es ist ganz klar, dass Maßnahmen gegen den Feinstaub gesetzt werden müssen.

Daher ist auch unsere größte Kritik an der ganzen Vorgangsweise eigentlich die: Wie kam es seit dem 15. September bis heute dazu, dass eine so große Rechtsunsicherheit bei der Bevölkerung entstanden ist, dass wir Ende November noch von StR Schicker hören, dass alle Einnahmen, die sich aus der Bestrafung bei der Überschreitung der 50 km/h ergeben, in den Magistrat fließen? Heute wissen wir, dass gemäß Immissionsschutzgesetz Luft alle Einnahmen zu 100 Prozent an den Bund fließen und damit die Stadt Wien sich sogar einer Einnahmequelle begibt. Sie hat jetzt um 20 Prozent weniger Einnahmen, wenn sie eine Maßnahme nach Immissionsschutzgesetz Luft trifft, als wenn sie die Bestrafung nach der Straßenverkehrsordnung treffen würde. Dann hätten Sie weiterhin noch die 20 Prozent. - Das ist das eine.

Das Zweite ist, dass wir hier genau sehen, dass die Bürgerinnen und Bürger jetzt nicht wissen, auf welchen Straßen sie heute genau 50 fahren dürfen und auf welchen nicht, weil die einen Verordnungen bereits aufgehoben sind, die anderen noch nicht gelten und das wirklich keine Rechtssicherheit für den Einzelnen ergibt. 

Nun meine konkrete Frage, Herr Landeshauptmann: Wollen Sie auch dafür Gewähr leisten, dass Rechtssicherheit wieder ein Statussymbol in dieser Stadt bekommt, die es in den letzten Jahren eigentlich verloren hat, dass jeder Bürger auch weiß und nicht nur den Verwaltungsgerichtshof anrufen muss, wann er wirklich rechtmäßig welche Handlung in dieser Stadt setzen kann? 

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter! 

Zunächst einmal: Mathematik war eigentlich immer eine Stärke von mir, und deswegen gehe ich jetzt besonders in mich, was ich da an Ihren Berechnungen im Hinblick auf die Finanzeinnahmen nicht begriffen habe. Denn es ist schon richtig, dass Strafen nach den Immissionsschutzgesetz-Verordnungen bei Verletzung an den Bund gehen. Aber von den Verletzungen nach der Straßenverkehrsordnung ist mir das offensichtlich entgangen. Ich orte hier daher zu meiner tiefen persönlichen Befriedigung kein mathematisches Problem, sondern eher ein Informationsproblem Ihrerseits. 

Bestrafungen werden ja bei den Kraftfahrzeugen nicht nach dem Immissionsschutzgesetz oder den entsprechenden Verordnungen ausgesprochen, sondern wegen Verletzung der Straßenverkehrsordnung. So ge-
sehen, sehe ich persönlich auch die angesprochene Rechtsunsicherheit nicht. Im Stadtgebiet gilt Tempo 50, sofern nicht anders kenntlich gemacht ist durch Schilder, Verkehrsschilder, die ihrerseits auch definitiv in der Straßenverkehrsordnung vorgeschrieben sind, wie sie auszuschauen haben, wenn dies nicht entsprechend gekennzeichnet ist. Daher ist es klar: Wenn keine Ausnahmebestimmungen da sind, dass wir entweder schneller fahren, also Tempo 70, oder weniger schnell fahren, also Tempo 30, dann gilt ganz klar Tempo 50. Das ist in der Straßenverkehrsordnung so angeschrieben, und das lernt man in der Fahrschule. Ich sehe da also nicht wirklich eine Schwierigkeit. 

Ich sehe bei den Verkehrsschildern andere Schwierigkeiten: Dass man gelegentlich vor der Situation steht, dass man eigentlich stehen bleiben und ein längeres Studium machen müsste bei verschiedenen Verkehrsschildern, die da sind, dann auch noch Widersprüche aufzulösen versucht und sich nach einer Viertelstunde Pause wieder ins Auto setzen kann und mit der nötigen Rechtssicherheit versehen und tief befriedigt, weil man ein braver und treuer Gesetzeserfüller ist, wieder weiterfahren kann. Aber ob das der Sinn der Sache ist, dass man das macht? Wenn ich etwa beispielsweise an die Rechte oder Linke Wienzeile denke, dann denke ich, da sollte man sich vielleicht überlegen, wie man solche wesentlichen Informationen, die sich aus der Straßenverkehrsordnung ergeben, an die Leute bringt.

Und jetzt ganz unter uns: Die Tempo 50-Diskussion amüsiert ja vornehmlich deswegen besonders, weil ich, wenn ich in der Stadt immer Tempo 50 fahren könnte, schon zufrieden wäre.

Präsident Johann Hatzl: Danke recht herzlich für die Beantwortung.

Die 4. Anfrage (FSP - 05586-2005/0001 - KSP/LM) wurde von Herrn Abg Siegi Lindenmayr gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gerichtet. (Für den Bahnhof Wien - Europa Mitte wurden in den vergangenen Jahren die Weichen gestellt. Wie ist Ihre Einschätzung betreffend die Realisierung dieses für die gesamte Ostregion und das Bundesland Wien wichtigen Projekts?) 

Ich ersuche um die Beantwortung.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Danke, Herr Präsident! Herr Abgeordneter!

Die Vorbereitungsarbeiten zum Bau des Bahnhofs Wien - Europa Mitte sind sehr zügig im Gange. Es gibt eine Projektgruppe, die zwischen den Österreichischen Bundesbahnen und der Stadt Wien eingerichtet ist. Sie tagt in sehr kurzen Abständen hintereinander, und nach dem derzeitigen Stand ist das Ziel, 2007/2008 mit dem Bau beginnen zu können, jedenfalls erreichbar. Die endgültige Fertigstellung inklusive des rundum liegenden, neu zu bebauenden Gebietes des Frachtenbahnhofes - also mit Wohnungen, mit den Grünflächen, mit dem Gewerbegebiet - sollte bis 2015 möglich sein. 

Der Abriss des alten Bahnhofes, der alten Aufnahmehalle, die ja einer der nicht wirklich attraktiven Orte in Wien ist, soll noch in diesem Jahrzehnt erfolgen, und der Bahnhofsbetrieb dann ebenfalls im Jahr 2009 beziehungsweise 2010 - so genau ist das zurzeit noch nicht festlegbar - aufgenommen werden. Die endgültige Bahnhofseröffnung mit allen zusätzlichen Einrichtungen soll spätestens im Jahr 2012 erfolgen. 

Die Tätigkeit, die Sie im Rahmen des Gemeinderates betreffen wird, was die Flächenwidmung im Nachhang an den Masterplan betrifft, wird im Laufe des nächsten Jahres erfolgen. Ich gehe davon aus, dass auch die ersten Abbrucharbeiten, die ersten Adaptierungsarbeiten für den Bau schon im nächsten Jahr im Rahmen der Tätigkeit der Bundesbahnen erfolgen werden.

Präsident Johann Hatzl: Zusatzfrage: Herr Abg Mahdalik.

Abg Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Der Raum Österreich-Tschechien-Slowakei-Ungarn wächst wirtschaftlich immer mehr zusammen, aber verkehrsmäßig nicht immer. Darum eine kurze Frage: Werden bei den Planungen für den Bahnhof Wien von der Stadt Überlegungen angestellt, um eventuell den Bahnhof Wien auch zu einem Ausgangspunkt für ein Hochleistungs-Transportmittel wie etwa den Transrapid oder von einer anderen Art zu machen, der in den nächsten Jahren oder Jahrzehnten nach Budapest führen könnte?

Präsident Johann Hatzl: Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Die Vorhaben, die wir mit dem Bund jetzt im Zusammenhang mit dem Bahnhof Wien - Europa Mitte vereinbart haben, sehen diese Möglichkeiten zurzeit nicht vor. Es ist das Ausbauprogramm der Österreichischen Bundesbahnen immer auf Tempo 200 orientiert, daher ist auch hier die Möglichkeit für diesen Bahnhof im Rahmen dieses Tempos 200 festgelegt. Sie werden dort also auf jeden Fall schneller unterwegs sein als mit allen Ausnahmebestim-
mungen auf Kärntner Autobahnen.

Präsident Johann Hatzl: Weitere Zusatzfrage: Frau Abg Gretner.

Abg Dipl Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Wie Sie wissen, gibt es auch Qualitätsverluste zwischen einem städtebaulichen Wettbewerb und der tatsächlichen Umsetzung. Das Wettbewerbsergebnis wurde im Jänner 2004 präsentiert, die Flächenwidmung war vor genau einem Jahr. Wenn ich mir den Zeithorizont ansehe, den Sie vorhin genannt haben, wird da noch viel Zeit vergehen, bis es wirklich zur Umsetzung kommt. Welche konkreten Maßnahmen werden Sie wann ergreifen, um die Qualität, die beim Wettbewerb herausgekommen ist, sicherzustellen, insbesondere auch geschäftsgruppenübergreifend? 

Denn ich kann mich daran erinnern, dass bei der Flächenwidmungsplanung ganz spezielle Formulierungen getroffen wurden wie etwa "ambulante zweistöckige Verkaufsstände", wobei ich mir vorstellen könnte, dass die Baupolizei Schwierigkeiten bei der Interpretation haben könnte. Welche konkreten Maßnahmen werden Sie dann setzen?

Präsident Johann Hatzl: Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Frau Abgeordnete! 

Ich glaube, hier liegt ein Missverständnis vor. Wir haben für den Bahnhof Wien - Europa Mitte bisher noch keine Flächenwidmung vorgenommen. Es gibt einen Masterplan, der im vergangenen Jahr bearbeitet wurde und auch Grundlage der weiteren Vorgangsweise ist. Wir haben jedenfalls mit den Österreichischen Bundesbahnen vereinbart, dass, obwohl es die Wiener Bauordnung - diese Ergänzung der Wiener Bauordnung wird ja heute beraten - noch nicht verpflichtend vorschreibt, eine Strategische Umweltprüfung vorzunehmen ist. 

Für die Flächenwidmung für den Bahnhof Wien - Europa Mitte werden wir dies jedenfalls tun, und dadurch ergeben sich auch gewisse Zeitläufe. Zusätzlich müssen die Österreichischen Bundesbahnen dann in ihrem Wirkungsbereich um die Umweltverträglichkeitsprüfung, eisenbahnrechtliche Genehmigung und alle anderen Genehmigungsverfahren einkommen, die teilweise vom Ministerium, teilweise vom Amt der Wiener Landesregierung durchzuführen sein werden. Ich denke, dass der Terminplan, den wir dem Ministerium abgerungen haben, nämlich 2007, spätestens 2008 echter Baubeginn, sehr tough ist und hier wirklich keine Verzögerung drinnen ist. 

Was wir mit der Bahnhofsoffensive der Bundesbahnen auch vereinbart haben, ist, dass es für das Aufnahmegebäude jedenfalls noch einen architektonischen, einen Objektwettbewerb geben soll. Denn wir waren bisher ja nur im Städtebau.

Präsident Johann Hatzl: Nächste Zusatzfrage: Herr Abg Hoch.

Abg Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

In den letzten Monaten ist es medial sehr ruhig geworden um den geplanten Zentralbahnhof Wien - Europa Mitte. Ich wollte Sie fragen, ob diese - unter Anführungszeichen - ruhige Zeit dazu genutzt wurde, um die Anrainer des Sonnwendviertels über die doch teil drastischen Auswirkungen für die Bewohner zu informieren und ob den Wünschen der Wirtschaft nach einer Integrierung des geplanten Einkaufszentrums zu den Geschäften der Fußgängerzone Rechnung getragen wird. Das heißt: Was ist geplant, um eine Konkurrenzsituation zwischen dem Einkaufszentrum und den Geschäften der Fußgängerzone zu minimieren? 

Präsident Johann Hatzl: Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Abgeordneter! 

Ich habe nicht den Eindruck, dass die Öffentlichkeitsarbeit zu diesem Thema so minimal war. Zumindest haben Sie persönlich ja durchaus nachgeholfen, mit Falschinformationen dort in dem Gemeindebau unterwegs zu sein. Das alles ist von Wiener Wohnen zur Zufriedenstellung der dortigen Mieter aufgeklärt worden. Es wäre vielleicht besser gewesen, Sie hätten sich damals als Bezirksrat im 10. Bezirk besser erkundigt und dort nicht Falschinformationen gestreut.

Zur Frage, was die Einkaufsmöglichkeiten dort betrifft: Sie wissen, dass der Masterplan, den der Gemeinderat beschlossen hat, vorsieht, dass dort etwa 20 000 m² Verkaufsfläche entstehen sollen. Die Österreichischen Bundesbahnen sind immer von einem Wert von 50 000 ausgegangen. Wir sehen das deutlich überzogen, und wir sehen auch wenig Sinn, die Einkaufsmöglichkeiten entlang des Gürtels zu konzentrieren, weil sie dann nicht mehr Bahnhofs-affin wären und nicht mehr im Zusammenhang mit der Favoritenstraße stehen würden. 

Wir sehen mit dem Kristallisationspunkt Bahnhof Wien - Europa Mitte auch für die Favoritenstraße die Möglichkeit, einen ordentlichen, attraktiven Endpunkt zu haben. Und soweit die Diskussionen bei den Österreichischen Bundesbahnen derzeit laufen, scheint dort auch die Einsicht eingekehrt zu sein, dass sich das Einkaufszentrum mehr in Richtung Favoriten und nicht mehr zum Wiedner Gürtel orientiert.

Präsident Johann Hatzl: Nächste Zusatzfrage: Herr Abg Lindenmayr.

Abg Siegi Lindenmayr (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Auch bei den anderen Wiener Großbahnhöfen sind derzeit Umbauten oder Neubauten entweder schon im Laufen oder zumindest in Planung. Konkret meine ich damit den Westbahnhof, Wien-Nord und Wien-Mitte. Wie sieht es da mit dem Zeitplan aus? 

Präsident Johann Hatzl: Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Abgeordneter! 

Wir haben beim Bahnhof Wien-Nord die Bauarbeiten ja schon im Laufen. Sie werden seitens der Österreichischen Bundesbahnen mit Sicherheit vor der Europameisterschaft im Fußball im Jahr 2006 fertig gestellt sein. 

Was die Gestaltung des Pratersterns betrifft, wird dort während der Fußball-Europameisterschaft noch die Linie 21 in Betrieb sein. Dadurch kann die Neugestaltung des Pratersterns nicht vor der Europameisterschaft bewerkstelligt werden, sondern sie wird unmittelbar danach erfolgen.

Somit ist dann dieser Bereich wieder komplett neu gestaltet in Richtung Wurstlprater, aber auch in die andere Richtung, in Richtung Praterstraße.

Die Möglichkeit, jetzt auch mit den Österreichischen Bundesbahnen endlich einmal die Thematik zu lösen, wie denn die Station heißen soll, scheint jetzt gegeben zu sein. Sie wissen, wir haben dort die Station Praterstern bei der U-Bahn und wir haben die Station Wien-Nord bei den Bundesbahnen. Das befindet sich am selben Fleck und sollte daher auch denselben Namen haben. Wir werden mit den Österreichischen Bundesbahnen die Einigung dahin gehend finden, dass die Eisenbahnstation dann Wien-Praterstern heißt und die 
U-Bahn-Station Praterstern. Im Gegenzug wird dann die Station Landstraße der U4 und der U3 umbenannt auf Station Wien-Mitte und damit der Name des Bundesbahnhaltes dort übernommen.

Was den Bahnhof Wien-Mitte betrifft und die Neubebauung dieses Schandflecks, so kenne ich die ersten Einreichplanungen. Das heißt, das Projekt ist jetzt auf gutem Weg, und ich bin überzeugt davon, dass wir, abgesehen von allem Mediengeplänkel und unnötiger Öffentlichkeitsarbeit rund um Ablösen von Einkaufsgeschäften dort, im nächsten Jahr sehr weit kommen werden im Genehmigungsverfahren. Der Baubeginn ist von der BAI beziehungsweise der Salima Baugesellschaft jedenfalls für das Jahr 2007 zugesagt.

Für den Westbahnhof gab es schon vor längerem den städtebaulichen Wettbewerb. Dort haben die Österreichischen Bundesbahnen jetzt für den Bauteil A – das ist der Bereich, der sich rund um den Europaplatz befindet – die Arbeiten so weit vorbereitet, dass auch der Fachbeirat für Stadtplanung sich schon damit beschäftigen konnte. Hier gibt es einzelne kleinere Nacharbeiten, dann sollte auch dort das Genehmigungsverfahren sowohl baurechtlich als auch eisenbahnrechtlich beginnen können. Die Österreichischen Bundesbahnen planen, dort 2007/2008 zu bauen.

Präsident Johann Hatzl: Danke. Die 5. Anfrage (FSP - 05579-2005/0001 - KFP/LM) wurde von Herrn Abg Stefan gestellt und ist an den Herrn Landeshauptmann gerichtet. (Die amtsführende Stadtschulratspräsidentin Dr Brandsteidl forderte vor kurzem einen verpflichtenden Türkisch- und Serbokroatischunterricht an Pädagogi-
schen Akademien. Sie, Herr Landeshauptmann, unter-
stützten diese Forderung und sprachen von einer "sinnvollen Maßnahme". Bis wann soll dieser verpflichtende Fremdsprachenunterricht für Wien umgesetzt werden?) Ich ersuche um die Beantwortung.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Ihre Frage, wann der verpflichtende Fremdsprachenunterricht in Wien – ich nehme an, in Pädagogischen Akademien ist damit gemeint – eingeführt werden kann, kann ich Ihnen nur so beantworten: Das weiß ich nicht, denn gemäß Recht und Gesetz ist der Unterricht in den Pädagogischen Akademien ausschließlich Angelegenheit des Bundesministeriums für Unterricht und Kunst und unterliegt in keiner wie immer gearteten Art und Weise meiner Ingerenz zur Entscheidung oder sonst irgendetwas.

Daher ist diese Frage hier an mich völlig falsch gestellt. Sie sollte im Nationalrat eingebracht werden.

Wenn Sie mich hingegen um meine Meinung fragen würden – wobei ich nicht genau weiß, ob Sie das wirklich hören wollen –, dann kann ich Ihnen nur sagen, dass an dieser Fragestellung, außer der Interpunktion, was mich freut und Ihre Grammatikkenntnisse beweist, so ziemlich nichts stimmt. Denn kein Mensch – jedenfalls nicht in Wien, vor allem nicht die Frau amtsführende Präsidentin des Stadtschulrates oder auch ich – hat einen verpflichtenden Türkisch- und Serbokroatisch-Unterricht gefordert. Wann immer wir beide, zusätzlich auch noch die Frau Vizebürgermeister oder jemand von uns allein von einer Stärkung der Sprachkompetenz, Frühförderung und ähnlichen Dingen gesprochen haben, war das Prinzip der Freiwilligkeit das Grundprinzip, das sich überall in diesem Bereich hier durchzieht. Was immer Sie auch aus Medienzitaten bringen mögen – ich sage Ihnen das jetzt schon –: Selbstverständlich ist das Prinzip der Freiwilligkeit das Grundprinzip hier.

Wenn man nun in den Pädagogischen Akademien die Auffassung vertritt oder wenn auch die Frau amtsführende Präsidentin die Auffassung vertritt – wie sie das ja getan hat –, dass an den Pädagogischen Akademien neben den gängigen Fremdsprachen wie Englisch – das heute als Fremdsprache zu bezeichnen, ist ohnehin schon verwegen genug – oder beispielsweise Französisch, Italienisch oder Spanisch als zusätzliches Sprachangebot auch Russisch etwa, Tschechisch, Slowakisch, Slowenisch, Serbokroatisch oder Türkisch zum freiwilligen Besuch angeboten werden sollen, damit man zusätzlich Sprachkompetenz erwerben kann, dann erachte ich das – und damit haben Sie mit dem reinen Wortzitat wieder Recht – in der Tat als sinnvoll, wenn man zusätzliche Möglichkeiten zum Spracherwerb auf freiwilliger Basis anbietet. 

Auch in Vorarlberg ist das Gerücht herumgelaufen – ich bin nicht der Ex-offo-Verteidiger des Vorarlberger Landesschulrates –, dass es verpflichtenden Sprachunterricht... (Abg Heinz-Christian Strache: Das haben sie zurückgezogen!) Das wollte ich gerade berichten. Auch dort ist festgestellt worden, dass das Unsinn ist (Abg Heinz-Christian Strache: Man hat es zurückgezogen!), und auch dort ist das von den entsprechenden verantwortlichen Stellen nicht so vorgetragen worden.

Also halten wir hier fest: Es ist überhaupt gar keine Rede davon, dass der Erwerb von Sprachkompetenz verpflichtend in Pädagogischen Akademien als Wunsch von unserer Seite her eingeführt werden soll, sehr wohl – das begrüße ich auch – ein freiwilliges zusätzliches Angebot.

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Stefan. 

Abg Mag Harald STEFAN (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Ich finde Ihre Ausführungen sehr interessant. Ich habe Sie natürlich tatsächlich nach Ihrer Meinung gefragt. Ich hoffe, dass Sie das auch so verstanden haben, Sie haben ja auch den Eindruck erweckt, dass Sie es so verstanden haben.

Es ist aber doch so, dass ich den Eindruck habe, dass Sie ein bisschen zurückrudern, denn in den Medien ist es durchaus so dargestellt worden und durchaus auch mit Zitaten von Ihnen und von der Frau Stadtschulratspräsidentin, dass Sie sehr wohl bemerken, dass es hier Probleme gibt in den Schulen und dass Sie daher diesen zusätzlichen Unterricht wünschen, fordern, wie auch immer. Sie haben nicht nur angedeutet, es wäre nett, wenn an der Pädak auch andere Fremdsprachen unterrichtet würden. Ich glaube nicht, dass Sie uns jetzt ernsthaft einreden wollen, dass das Ihr Anliegen war.

Und daher meine Frage: Konkret wurde von Türkisch gesprochen. Haben Sie Untersuchungen, dass gerade bei türkischen Kindern besonders häufig Sprachprobleme in den Schulen auftreten?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Also beschäftigen wir uns mit dem ernsteren Teil. Da geht es nicht um die Frage von in der Türkei geborenen oder am Balkan geborenen jungen Leuten, sondern es ist in erster Linie die Frage, in welchem Alter sie zu uns kommen. Und da ist es in der Tat so, dass jene, die etwa im Alter von 13, 14 und 15 Jahren zu uns kommen, natürlich auch die größten Sprachschwierigkeiten haben. Das sind in Wien heute etwa 700, und hier wird es auch ganz spezielle Sprachförderungen geben. 

Dass im Übergang vom Kindergarten zu der Schule Frühförderungen im Sprachbereich zur Erlernung von Deutsch stattfinden – und das, hoffe ich, ist einmal jetzt wirklich unstrittig zwischen uns, dass die Sprachkompetenz in Österreich natürlich in aller erster Linie Deutsch zu umfassen hat – und ganz besondere und punktgenaue Maßnahmen gesetzt werden, haben vor nicht allzu langer Zeit die Frau Präsidentin des Stadtschulrates und die Frau Vizebürgermeister vorgestellt. Also hier sind in der Tat für eine bestimmte Altersgruppe besondere Maßnahmen zur Stärkung der Sprachkompetenz oder überhaupt zur Schaffung der Sprachkompetenz Deutsch zu setzen, und die werden auch gesetzt.

Was nun den ersten Teil oder die Vorbemerkung zu Ihrer Frage als solches betrifft, nehmen Sie bitte meine Meinung so zur Kenntnis, wie Sie sie da jetzt eins zu eins hören. Und ich sage Ihnen: Auch ich habe niemals den verpflichtenden Unterricht gefordert, sondern ich habe mich eigentlich damit angefreundet und mich unterstützend zu Wort gemeldet für all jene, die nun meinen, dass man zusätzliche Sprachangebote im Ausbildungsbereich der Lehrer, also in den Pädagogischen Akademien, machen soll – so wie in den Schulen auch.

Mein eigener Sohn geht in eine ganz normale Schule – so wenig wie ich in einer Villa wohne, geht er in eine Nobelschule –, in eine ganz normale Schule in der Maroltingergasse, und da freue ich mich, dass es neben den Angeboten wie etwa Spanisch und Italienisch heute beispielsweise auch Russisch oder auch Tschechisch gibt, und ich halte es für vernünftig, dass man die Möglichkeit hat, frühzeitig zusätzliche Sprachkenntnisse zu erwerben. Auf freiwilliger Basis. Keine verpflichtenden Kurse in Türkisch.

Präsident Johann Hatzl: Frau Abg Korun.

Abg Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Ich brauche nicht extra zu betonen, dass die GRÜNEN Mehrsprachigkeit im Allgemeinen und Mehrsprachigkeit in der Schule fördern wollen und dass sie diese gelebte Mehrsprachigkeit sehr, sehr wichtig finden. Dazu gehört unserer Meinung nach nicht nur die Mehrsprachigkeit von Schülern und Schülerinnen, sondern selbstverständlich auch die von Lehrern und Lehrerinnen. Noch dazu ist Wien in der glücklichen Position, dass es ein großes Potential von zweisprachig aufwachsenden Kindern gibt, so sie auch die Förderung, die sie verdienen oder die sie brauchen, bekommen, um echte Zweisprachigkeit oder Mehrsprachigkeit leben zu können.

Meine Frage an Sie ist: Werden Sie etwas unternehmen, um den Bedarf der nächsten Jahre, was mehrsprachige Lehrer und Lehrerinnen und vor allem deren Ausbildung betrifft, in Wien zu decken?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann!

Lhptm Dr Michael Häupl: Frau Abgeordnete!

Es gilt dasselbe, was ich vorhin hier sagte. Ich unterstütze das, das war ja auch der Grund meiner Wortmeldung dazu. Ich versuche, hier auch mitzuhelfen im Hinblick auf die Implementierung in die Ausbildung dieser freiwilligen, zusätzlichen Sprachangebote, aber damit ist mein Einfluss auch unmittelbar begrenzt. Denn im Gegensatz zu dem, was man gelegentlich versucht, in der Öffentlichkeit als Machtkompetenz des Bürgermeisters darzustellen, schränken Gott sei Dank Recht und Gesetz diese Möglichkeiten ein. Daher bin ich, wenn man so will, Ezzesgeber in solchen Fragen, entscheiden kann ich es leider nicht. Aber wir stimmen hier überein, dass die Sprachkompetenz, die Mehrsprachigkeit gerade bei Lehrern von ganz besonderer Wichtigkeit ist.

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Aigner.

Abg Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Wir stellen mit großer Zufriedenheit und Befriedigung fest, dass wir in dieser Frage, nach Ihren Klarstellungen auf einer Linie liegen. Wir haben auch immer die Linie vertreten, dass das Wichtigste für Zuwanderer die Erlernung der deutschen Sprache ist und dass man eigentlich alles daransetzen muss, dass hier möglichst rasch auch Deutsch gesprochen wird. 

Es ist sehr schön, dass Sie das auch so sehen, denn auch wir haben Ihre Äußerungen oder auch die Ihrer Präsidentin schon so verstanden, dass die Lehrer verpflichtet oder gedrängt werden sollen, die Muttersprachen der Zuwanderer zu lernen, weil man offenkundig vor der Situation gestanden ist, dass es vielleicht leichter ist, wenn unsere Lehrer die Zuwanderersprachen lernen, als den Zuwanderern Deutsch beizubringen.

Herr Landeshauptmann, in diesem Zusammenhang auch meine Zusatzfrage: Werden Sie sich dafür einsetzen, auf allen Ebenen, für die die Stadt Wien und das Land Wien zuständig ist, vom Kindergarten über den Pflichtschulbereich – denn genau dort soll ja unsere Mut-
tersprache gelehrt werden –, die Rahmenbedingungen so zu optimieren, dass der Erwerb von Deutsch ent-
sprechend rasch und auch im Interesse der Zuwanderer erfolgen kann? 

Das beginnt beim Kindergarten – verpflichtendes letztes Kindergartenjahr gratis – und geht über die Senkung der Klassenschülerhöchstzahlen im Bereich der Pflichtschulen, denn je größer die Klasse, je mehr Muttersprachen dort gesprochen werden, desto schwieriger ist der Erwerb der deutschen Sprache.

Was haben Sie konkret vor, um eben hier die Rahmenbedingungen seitens des Landes Wien zu optimieren?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Abgeordneter!

Sie sprechen ja das Problem direkt an. Denn wenn ich Kinder aus, sagen wir einmal, sieben oder acht verschiedenen Nationalitäten in einer Klasse habe, würde sich das Problem zweifelsohne mit dem Spracherwerb der verschiedenen Sprachen seitens des Lehrers ja gar nicht lösen lassen. Denn ich schaue mir an, wie der vor Erreichung seines Pensionsalters dann sieben, acht oder zwölf Sprachen entsprechend erlernt. So gesehen scheint mir das schon eine innere Logik zu sein, und ich freue mich ja über die fast schon ausstrahlende Harmonie, die es in dieser Frage gibt, dass es wohl vernünftiger ist, alle lernen Deutsch und unterhalten sich dann auch in dieser Sprache, was nicht zuletzt auch für spätere berufliche Möglichkeiten, seien es Ausbildungsmöglichkeiten, sei es natürlich dann auch das berufliche Fortkommen, wichtig ist. Also das soll ja sowieso außer jedem Zweifel stehen. 

Ja, selbstverständlich – damit kann ich Ihre eigentliche Frage positiv beantworten – bemühen wir uns, das Angebot so zu erstellen, und das machen wir ja nicht unerfolgreich, wenn ich mir anschaue, wie diese Kurse, die von der Stadt Wien angeboten werden, entsprechend genutzt werden – ich gebe zu, ein bisschen im Gegensatz zu den Kursen des Bundes –, damit man möglichst rasch, möglichst schnell die deutsche Sprache, die deutschen Sprachkenntnisse erwirbt, um sowohl seine Ausbildungskarriere als auch seine folgende Berufskarriere tatsächlich nicht zu schmälern. Das ist der wichtige Punkt dabei. 

Ich lege höchsten Wert darauf, dass über die Arbeit dann auch die Integration vollständig erfolgt, so wie es in der Geschichte dieser Stadt immer passiert ist.

Präsident Johann Hatzl: Herr Abg Stefan. 

Abg Mag Harald STEFAN (Klub der Wiener Freiheitlichen): Es hat mich auch sehr gefreut, jetzt so eine klare Wortmeldung zu hören. Das hat dem widersprochen, was ich in den Medien gelesen habe, aber Sie haben Recht, man muss sich das direkt anhören. (Heiterkeit bei Lhptm Dr Michael Häupl.) Das ist doch erfreulich und deswegen fragen wir Sie auch, damit wir diskutieren können.

Jetzt meine letzte Frage: Werden Sie Ihren Einfluss, auch wenn er nicht formell besteht, geltend machen, dass Lehrer, die die Sprache der Zuwandererkinder be-
herrschen, bevorzugt in den Wiener Schulen angestellt werden?

Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Zunächst noch eine Bemerkung. Ich meine, wir haben ja im Laufe unserer politischen Arbeit immer wieder Erfahrungen auch mit dem einen oder anderen Beitrag, den es in Medien gibt, gemacht. Insbesondere in Wochenmagazinen gibt es ja immer wieder Artikel, wo man sich entweder wundert, über die man nicht erfreut ist oder die eben auch ganz falsch sind. Solche Sachen passieren, und deswegen ist die direkte Kommunikation schon von sehr wesentlicher Bedeutung, und ich freue mich über jede Frage, die Sie in der Fragestunde an mich richten, weil das dann letztendlich zu einer bedeutenden Aufklärung von allfällig verursachten Missverständnissen führt, und das ist gut so. 

Ich habe das deswegen auch in der Klarheit betont, weil ich Ihnen die Kosten für Plakate ersparen will, wo dann draufsteht: Deutsch – zweite Fremdsprache in Wien. Also das wäre eine unvernünftige Geldausgabe. Diese Plakate können Sie sich schon ersparen. Schmeißen Sie die Sujets jetzt schon weg. Das bringt es nicht wirklich.

Ich habe nicht nur Ihre Phantasie in Erinnerung, sondern ich habe natürlich auch schon erste Wortmeldungen diesbezüglich in Erinnerung. Nachdem ich mit größerer Aufmerksamkeit, als Sie wahrscheinlich glauben, Ihre Aussendungen auch lese, habe ich das auch in der notwendigen Klarheit gesagt, damit später keine Beschwerde von Ihrer Seite kommen muss, wenn es wieder heftige Auseinandersetzungen gibt. Da geht es doch nicht um Missverständnisse, sondern dann müsste ich tatsächlich bösen politischen Willen annehmen, den ich mir heute beim besten Willen nicht vorstellen kann. (Ironische Heiterkeit bei der FPÖ.) 

Was Ihre eigentliche Frage betrifft, nämlich die Frage einer bevorzugten Anstellung durch das Kriterium der Sprache, so darf ich Sie auf die entsprechenden rechtlichen Bestimmungen hinweisen, die es im Hinblick auf Anstellungen gibt. Ich habe kein Kriterium in Erinnerung – aber vielleicht irre ich mich –, dass hier, außer bei Fremdsprachenlehrern, besondere Sprachkompetenz vorsehen würde. Daher würde ich mir bezüglich so eines Kriteriums sehr schwer tun, darauf Einfluss zu nehmen, wo ich Einfluss hätte, nämlich bei den Pflichtschullehrern. 

Aber ich kann hier noch einmal sagen: Basierend auf dem Prinzip der Freiwilligkeit werden wir bei den Lehrern und natürlich auch darüber hinaus gehend im Kindergartenbereich Mühe walten lassen, dass man die Chancen, die Möglichkeiten, die Angebote, die hier gemacht werden, auch entsprechend nutzt. Für die einzelne Karriere ist das sicherlich von Vorteil.

Präsident Johann Hatzl: Die Fragestunde ist beendet.

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde. 

Die Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema "Schutz vor Gewalt darf keine Frage des Geldes sein" verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt.

Die Erstrednerin ist Frau Abg Martina Ludwig, die die Aktuelle Stunde eröffnet. Ich bemerke dazu, dass ihre Redezeit mit 10 Minuten begrenzt ist, und mache jetzt bereits aufmerksam, dass bei den weiteren Wortmeldungen, die dann folgen, die Damen und Herren Abgeordneten sich nur einmal zu Wort melden dürfen und die Redezeit mit 5 Minuten begrenzt ist.

Nun gelangt Frau Abg Martina Ludwig zu Wort.

Abg Martina LUDWIG (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Kolleginnen und Kollegen!

"Frei leben ohne Gewalt", so lautete und lautet ein Slogan im Rahmen einer Aktion, nämlich im Rahmen der Internationalen Kampagne "16 Tage gegen die Gewalt", die erst vor wenigen Tagen zu Ende ging. Fahnen, die mit diesem Slogan bedruckt waren, wurden an vielen Orten auch in Wien gehisst. Auch am Rathaus hat die Frau Stadträtin heuer wieder diese Fahne gehisst. Und das Motto "Frei leben ohne Gewalt" ist auch das Ziel unserer Politik, die wir in Wien verfolgen. 

Leider ist es aber auch Tatsache – und da gehe ich davon aus, dass ich Ihnen wahrscheinlich nichts Neues erzählen werde –, dass der gefährlichste Ort für Frauen vor allem, aber auch für deren Kinder nicht der öffentliche Raum, nicht die Straße ist, sondern die eigenen vier Wände. Das ist natürlich nicht nur in Wien so und nicht nur in Österreich so, sondern in ganz Europa auf jeden Fall so. Tatsache ist, dass eine von vier in Europa lebenden Frauen Opfer von Gewalt durch ihren jetzigen oder ehemaligen Partner geworden ist. 

Es gab 2004 eine sehr repräsentative Studie, die in Deutschland durchgeführt wurde. Insgesamt wurden 10 000 Frauen über ihre Gewalterfahrungen befragt, und hier kamen erschreckende Zahlen zum Vorschein. 25 Prozent der Frauen haben körperliche oder sexuelle Gewalt in ihrer aktuellen oder aber auch früheren Partnerschaft erlebt. Diese Zahlen sind wahrscheinlich auch auf Österreich gut umlegbar. 

Diese Studie – ich habe es schon erwähnt – wurde in Deutschland durchgeführt, ich möchte aber in diesem Zusammenhang anmerken, dass ich glaube, es wäre gut, wenn wir auch in Österreich einmal eine derart große und repräsentative Studie durchführen würden und könnten. 

Aktuelle Studien aus Frankreich und aus der Schweiz zeigen uns auch und ergeben leider die furchtbare Tatsache, dass die Gewalt im familiären Bereich für viele Frauen und Mädchen letztendlich oft auch tödlich endet. Das heißt, es ist Aufgabe des Staates, erstens den Opfern beste Hilfe und Schutz zu geben, und aber auch Aufgabe des Staates, gegen dieses kriminelle Unrecht dementsprechend vorzugehen.

Wie schaut die Situation in Wien aus? Wir haben erstens in Wien – darüber haben wir schon oft gesprochen – ein sehr, sehr tolles Netz an Opferschutzeinrichtungen. Wie wir ja auch bei der Budgetdebatte ausgeführt haben, ist es auch für das Budget 2006 wieder sichergestellt, dass wir dieses tolle Netz aufrechterhalten und auch ausbauen können. Es gibt darüber hinaus in Wien auch eine sehr, sehr gute Kooperation mit der Polizei, vor allem seit dem Jahre 1997, das war jenes Jahr, wo das Gewaltschutzgesetz in Österreich in Kraft getreten ist.

Kurz die aktuellen Zahlen: In Wien gab es 2004 insgesamt 2 000 Betretungsverbote, die durch die Polizei ausgesprochen wurden. Was ich Ihnen leider auch mitteilen muss, ist, dass diese Zahl für heuer deutlich überschritten wird. 

Wo ist nun das akute und aktuelle Problem? Im Zuge des Gewaltschutzgesetzes wurden die so genannten Interventionsstellen eingerichtet, eine Einrichtung, wofür auf Grund des Gewaltschutzgesetzes, das ein Bundesgesetz ist, ganz klar auch der Bund zuständig ist. 

Vielleicht nur ganz kurz zur Erklärung. Was sind die Interventionsstellen? Wenn die Polizei gerufen wird, nach Hause kommt und ein Betretungsverbot ausspricht, ist es so, dass dann im Normalfall die Interventionsstelle zum Zug kommt. Das heißt, die Polizei schickt ein Fax an die Interventionsstelle, und die Interventionsstelle wird aktiv und sucht die Frau auf, kontaktiert die Frau. In den meisten Fällen sind es eben Frauen. 

Was ist jetzt das Problem? Sie wissen es, wir haben es hier oft besprochen. Seit Juni 2004 konnte wegen Budgetmangels die Interventionsstelle die Betreuung der Opfer nach familiärer Gewalt, wo eben auch ein Betretungsverbot ausgesprochen wird, nicht mehr für alle Wiener Bezirke gewährleisten. Der Notstand ist vor allem deswegen entstanden, weil eben die Betretungsverbote in den letzten Jahren sehr, sehr stark angestiegen sind. Und Tatsache ist, dass es seit diesem Zeitraum in insgesamt sieben Bezirken nicht mehr möglich war, dass die Interventionsstelle tätig wird.

Vielleicht ganz kurz: Warum ist das so unglaublich wichtig, vor allem für den Schutz der Frauen und der Kinder? Sie müssen sich vorstellen: Es passiert was, die Frau wird misshandelt, die Polizei wird gerufen. Die Polizei kommt, spricht ein Betretungsverbot aus, das heißt ganz konkret, der Mann – meistens Mann – wird sofort weggewiesen. Die Frau wird zurückgelassen, oft mit Kindern, in einer ganz furchtbaren Krisensituation. Oft liegen natürlich auch Verletzungen vor, oft sind die Frauen traumatisiert, wissen nicht ein, nicht aus, wissen nicht, was tun. Und es kommt auch die Angst dazu. Denn man muss sich das einmal vorstellen: Der Mann, der eigene Partner schlägt einen, misshandelt einen, die Polizei weist weg, man wird alleingelassen mit all den Problemen. 

Tatsache ist, die Polizei gibt dann der betroffenen Frau ein Informationsflugblatt in die Hand, wo dieses sehr gute, aber natürlich auch sehr komplexe Gesetz beschrieben ist und womit der Frau einfach auch Information zur Verfügung gestellt wird. Aber man kann sich vorstellen – und aus der Praxis, kann ich Ihnen sagen, es ist so –, dass Frauen oder auch Männer in dieser Situation einfach nicht ein und aus wissen und zu diesem Zeitpunkt ganz andere Probleme haben.

Dieses Betretungsverbot gilt für zehn Tage. Innerhalb dieser zehn Tage hat nun die Frau die Möglichkeit, beim Bezirksgericht einen Antrag auf einstweilige Verfügung zu stellen. Wenn sie das tut – und Sie müssen sich vorstellen, das ist kein logischer Schritt, und da ist es eben so notwendig, dass es die Information und Beratung gibt –, wird automatisch durch den Antrag dieses Betretungsverbot auf 20 Tage ausgeweitet. In dieser Frist von zehn Tagen hat dann das Gericht die Entscheidung über, wie lange hier ausgeweitet wird, was das Betretungsverbot betrifft. Das heißt, wenn innerhalb dieser ersten zehn Tage nichts passiert, passiert auch weiter nichts, und das Betretungsverbot wird nach zehn Tagen automatisch aufgehoben. Deshalb ist diese ganz rasche und schnelle Arbeit und das Tätigwerden der Interventionsstelle ganz, ganz wichtig. 

Für 2005 hat die Interventionsstelle vom zuständigen Bundesministerium 88 000 EUR mehr an Budget erhalten. Dadurch war es möglich, dass in drei Wiener Bezirken die Arbeit wieder aufgenommen werden konnte. Aber nach wie vor ist es Tatsache, dass in Wien die Bezirke 18, 19, 21 und 23 nicht betreut werden können von der Interventionsstelle und für 2006 ist von Seiten des Bundesministeriums keine Ausweitung der Mittel möglich. So war zumindest die Auskunft an die Interventionsstelle. Das bedeutet, dass nach heutigem Stand weiterhin, auch fürs nächste Jahr, vier Bezirke nicht durch die Interventionsstelle betreut werden können, sprich, die Opfer von Gewalt nicht durch die Interventionsstelle betreut werden können.

Das heißt – das ist auch das Motto unserer Aktuellen Stunde heute – "Schutz vor Gewalt darf keine Frage des Geldes sein". Und darauf läuft es hinaus, warum wir diese Aktuelle Stunde, die auch heute von ganz großer Aktualität ist, angesetzt haben, und es ist – das möchte ich gleich vorwegnehmen – ganz klar, wo hier die Zuständigkeit ist. Nicht, dass es dann wieder heißt, Wien soll einspringen. Denn wenn ich mir alleine schon den letzten Tag nur angehört habe, wo überall Wien einspringen soll, wo es ganz klare Zuständigkeiten des Bundes gibt, der nun hier nicht mehr seinen Verpflichtungen nachkommt, dann weiß ich nicht, wo wir all das hernehmen sollten. Und es geht sehr wohl auch um den Grundsatz. Es gibt klar Bundeszuständigkeiten, es gibt ein klares Bundesgesetz, und hier ist eindeutig der Bund zuständig. (Beifall bei der SPÖ.) 

Deshalb die Forderung von dieser Stelle an die zuständigen Ministerien, ganz, ganz dringend – ich kann Ihnen berichten, die Situation ist dramatisch; gerade vor Weihnachten im Übrigen spitzt es sich zu; das wissen Sie – die benötigten Mittel der Interventionsstelle zur Verfügung zu stellen, damit wir Frauen und Kinder auch weiterhin schützen können und ihnen Unterstützung zukommen lassen können.

Ich habe aber noch einen zweiten Anlass, leider, der sozusagen dieses Motto unserer heutigen Aktuellen Stunde rechtfertigt, und das ist das Anti-Stalking-Gesetz, wobei ich auch hier Hoffnung habe, dass es sich doch einrenken wird. Sie wissen, das ist eine Wiener Initiative aller hier im Landtag vertretenen Parteien. StRin Wehsely hat auf Grund einer Studie, einer Enquete in Wien, die alarmierende Zahlen zutage gebracht hat, diese Initiative gesetzt, weil es Tatsache ist, dass es derzeit in diesem Land keine entsprechenden Mittel gibt, vor allem nicht für die Polizei, gegen Stalking vorzugehen. Wir wissen alle, worum es hier geht. Ich brauche es nicht zu erläutern. 

Tatsache ist – ich habe es schon gesagt –, es ist toll und gut, dass es jetzt eine Gesetzesvorlage gibt, die in Begutachtung war, und wir haben es ja in den letzten Tagen auch schon gesagt, dass es hier aktuell zu Problemen kam, weil die Stellungnahme des Finanzministeriums besagt hat, es gibt keine Zustimmung vom Ministerium her, weil dieses Gesetz nicht finanzierbar ist, man weiß nicht, was es kosten kann und so weiter und so fort. Die Worte der Frauenministerin haben wir vermisst, was die Unterstützung der Frauen betrifft. 

Ich hoffe, dass das jetzt sozusagen noch schnellstens geregelt wird, aber worum es mir geht – und diese Frage stellt sich schon –: Wieso gerade hier diese Sparsamkeit? Wir wissen, dass die Kosten für den Staat, was psychische Gewalt betrifft, extrem hoch sind. Da fragt eigentlich niemand, was das den Staat kostet. Hier ist man sehr, sehr genau, aber ich hoffe da wirklich auf die Unterstützung für die Frau Minister.

Obwohl es am Gesetz selbst inhaltlich natürlich auch große Kritik gibt – ich habe jetzt leider nicht mehr Zeit, aber es wird sicherlich noch folgen –: Dieses Gesetz muss kommen. Es ist ganz, ganz wichtig, auch was den Schutz der Frauen, in erster Linie der Frauen, betrifft.

Zum Abschluss noch: Auch in diesem Fall darf Schutz des Lebens der Frauen sicherlich keine Frage des Geldes sein. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Strache. Ich erteile es ihm. Fünf Minuten Redezeit.

Abg Heinz-Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Präsidenten! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Zu dieser Aktuellen Stunde kann ich zu dem, was Sie, Frau LAbg Ludwig, gesagt haben, Ihnen in den beiden Punkten, die Sie angesprochen haben, nur Recht geben und Ihnen beipflichten. Sie haben Recht, dass in dem Bereich, den Sie angesprochen haben, natürlich die Zuständigkeit auf Bundesebene zu finden ist und diese säumig ist. 

Trotzdem meine ich, wenn man eine Aktuelle Stunde unter dem Titel "Schutz vor Gewalt darf keine Frage des Geldes sein“ einbringt, so ist es ja ein viel, viel breiteres Feld, das Sie angesprochen haben. Sie haben von diesem breiten Feld, das man unter dieser Überschrift verstehen und interpretieren kann, zwei Bereiche angesprochen, wo die Kompetenz in anderen Bereichen liegt. Und das haben Sie richtig aufgezeigt. 

Aber es gibt auch Bereiche, wo Sie Kompetenz haben und das auch nicht tun, und das gilt es auch aufzuzeigen. Denn Sie haben ja hier Ihre Verantwortlichkeit, und Sie sollten hier in Ihren Verantwortlichkeiten nicht genauso verfahren wie die Bundesregierung in diesen beiden Bereichen, die Sie aufgezählt haben. Und da gibt es leider einige. Ich gehe das nur stichwortartig durch, denn in fünf Minuten hat man nicht die Möglichkeit dazu, ins Detail zu gehen.

Aber man fragt sich schon, wenn man sich die letzten Jahre in Erinnerung ruft, wo Sie waren, wenn wir Sicherheitsdefizite aufgezeigt haben hier in Wien durch steigende Kriminalität, dadurch letztlich auch Gewaltentwicklung gegenüber der Bevölkerung. Man fragt sich, wo Sie hier waren und warum manche auch die Hände in den Schoß gelegt haben, wenn es darum geht, etwas gegen Randalierer in Parkanlagen, die zur Tagesordnung gehören, zu unternehmen, wenn es darum geht, gewaltbereite Demonstranten in Wien erleben zu müssen, wenn es darum geht, eine gewaltbereite Drogenszene in Wien zu haben, wenn es darum geht, etwas gegen gewaltbereite Ostbanden zu unternehmen, die in mafiaähnlichen Strukturen hier auf Raubzügen unterwegs sind, wobei die Zahl strafbarer Handlungen, die wir in Wien vorfinden, seit dem Jahr 1998 etwa gleichbleibend ist und bei etwa 154 000 liegt. Es hat sich nichts verändert, obwohl es damals, 1998, einen sozialistischen Innenminister gab und es heute eine ÖVP-Innenministerin gibt. 

Das heißt, es hat sich seit damals nichts verändert. Die Daten und Zahlen sind die gleichen geblieben. Wir haben Gewalt an der Tagesordnung mit neun Raubüberfällen täglich in Wien, mit 700 strafbaren Handlungen täglich in Wien, mit 3 103 Wienern, die brutal überfallen werden, somit 140 Raubdelikten mehr als im letzten Jahr. (Abg Martina LUDWIG: Mehr Polizei!)
Aber auch der Einsatz der Polizeikräfte auf der Straße durch die Wiener Polizeidirektion wäre wichtig, Fußstreifendienste wären wichtig (Abg Martina LUDWIG: Mehr Polizei!), Prävention wäre wichtig. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Tausend Polizisten zu wenig!) Das heißt, hier gibt es viel, viel zu tun, wo im Zusammenspiel zwischen Innenministerium und Bundespolizeidirektion nichts unternommen wird. (Abg Godwin Schuster: Strasser hat Polizisten abgebaut!) 

Ich erlebe immer nur, wie der Lhptm Häupl mit der Innenministerin so gut ist und sie permanent gemeinsam in der Öffentlichkeit auftreten und tolle Sicherheitskonzepte präsentieren, die aber nicht greifen, weil sie einfach nicht effizient genug sind. Das erlebe ich, und das erleben die Wiener. (Beifall bei der FPÖ.)
Und ich erlebe permanent, wenn ich mir die Verbrechen und Vergehen nach dem Suchtmittelgesetz ansehe, steigende Zahlen. Alleine im Jahr 2001 haben wir 930 Verbrechen und 5 282 Vergehen in Wien gehabt, im Jahr 2004 haben wir 1 000 Verbrechen gehabt und 7 526 Vergehen in diesen Bereich. Also ständig steigende Zahlen, wo ich aber immer wieder erlebe, dass man sie negiert und herunterspielt und wo man Alibiaktionen setzt, aber nicht wirklich bereit ist, effizient diese Drogenszene zu zerschlagen. 

Vielmehr sogar fällt mir oder uns auf, dass man dann die Exekutive kriminalisiert. (Abg Godwin Schuster: Wer macht das?) In vielen Bereichen, wenn es zu Einsätzen kommt, wo natürlich mutmaßliche Verbrecher sich auch zur Wehr setzen und es zu einem Raufhandel kommt – das hat man oftmals erlebt, und ich habe da Beispiele vorliegen, mit denen wir auch an die Öffentlichkeit gehen werden –, werden dann Polizeibeamte vor Disziplinarkommissionen gestellt (Abg Godwin Schuster: Wer macht das? Können Sie das auch sagen?), weil sie im Einsatz attackiert werden und sich natürlich wehren müssen, weil sie natürlich des Verbrechers habhaft werden müssen, um ihn verhaften zu können, und es dann in der Folge natürlich zu Verletzungen kommt. Und dann lässt man die Exekutivbeamten im Regen stehen. (Widerspruch bei der SPÖ. – Abg Godwin Schuster: Wer macht das, Kollege Strache!)

Oder in den eigenen Bereichen des Landes-Sicher-
heitsgesetzes, wo wir bis heute darauf warten, dass man tätig wird gegen die Prostitution auf der Straße, die wir in Wien erleben, wo Gewalt dahinter steht, wo letztlich die Herrschaften Zuhälter natürlich auch Gewalt anwenden gegen die Prostituierten, die sie teilweise auch zwingen, auf der Straße stehen zu müssen und diesem schmut-
zigen Geschäft nachzugehen. 

Oder im Bereich des Bettelunwesens, wo Kinder mittels Gewalt gezwungen werden zu betteln (Abg Godwin Schuster: Alles Kompetenz des Bundes!), haben Sie das noch immer nicht über Ihr Landes-Sicherheitsgesetz ab-
gestellt. Das sind Ihre Bereiche!

Ich komme zum Schluss zum Bereich Schule, Gewalt an der Schule. Wo ist die Prävention? Unterschriftenlisten von Schülern sind zu wenig, wir brauchen Investitionen in den Bereich Prävention an Schulen (Abg Sonja Kato: Wenden Sie sich an die ÖVP!), damit die Eltern nicht ohnmächtig dieser Gewaltentwicklung zusehen müssen. Metalldetektoren an Schulen, Investitionsmaßnahmen in diesen Bereichen, damit es nicht dazu kommt... 

Präsidentin Erika Stubenvoll: (unterbrechend) Kommen Sie bitte zum Schlusssatz.

Abg Heinz-Christian Strache (fortsetzend): ...dass Kinder und Jugendliche Waffen in die Schule mitnehmen. 

Da sind Sie säumig. Sie sollten bitte nicht immer mit dem Finger woanders hinzeigen. Fangen Sie bei sich selbst dort an, wo Sie Verantwortung haben. (Beifall bei der FPÖ.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als nächste Rednerin ist Frau StRin Dr Vana gemeldet. Ich erteile Ihr das Wort. 

StRin Dr Monika Vana (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Es hat ja durchaus Vorteile, nicht mehr die kleinste Fraktion in diesem Haus zu sein, aber jedes Mal unmittelbar nach den Freiheitlichen reden zu müssen, ist schon eine Art Strafverschärfung. (Abg Johann Herzog: Es sollte umgekehrt sein!) 

Ich darf in Ihre Richtung, Herr Strache, sagen: Es ist unerträglich, wie Sie eine Aktuelle Stunde, die heute intendiert ist, um über den Gewaltschutz von Frauen zu sprechen, missbrauchen (Abg Heinz-Christian Strache: Das steht aber nicht im Titel! Da steht Gewalt im Allgemeinen!), um hier verschiedene Personengruppen und Menschen pauschal wieder einmal zu diffamieren und zu kriminalisieren, von Menschen mit Suchtproblemen angefangen über Sexarbeiterinnen. Ich will ja jetzt gar nicht alles wiederholen und aufzählen. Das ist unerträglich, Herr Strache. Es ist unwürdig für dieses Haus. Mit Ihrem Gewaltschutzbegriff, der eigentlich eine Law and Order-Politik will (Abg Heinz-Christian Strache: Reden Sie doch einmal mit der Bevölkerung!), haben wir – und ich glaube, ich spreche für die Mehrheit dieses Hauses – ganz sicher nichts zu tun! (Beifall bei den GRÜNEN und der SPÖ.)
Aber nun zurück zum Thema, zur Aktuellen Stunden "Gewaltschutz für Frauen". (Abg Heinz-Christian Strache; Also bitte, wo steht im Titel etwas von Gewalt gegen Frauen?)

Der Bedarf an Gewaltschutzeinrichtungen steigt auch in Wien. Frau Kollegin Ludwig hat es angesprochen, die Frauenhäuser sind schon bald überlaufen. Die Aufnahme in die Wiener Frauenhäuser ist allein dieses Jahr bis September um 20 Prozent gestiegen auf 388 Frauen, die mit ihren 356 Kindern heuer aufgenommen wurden.

Der Frauennotruf erfreut – unter Anführungszeichen – sich eines regen Zulaufes, wobei "erfreut" natürlich der falsche Ausdruck ist. Wir freuen uns darüber, dass er immer bekannter wird und deshalb immer häufiger in Anspruch genommen wird. – Sorry! Entschuldigung! (StR David Ellensohn, da die Rednerin hörbar heiser ist: Wir haben mit Gewalt um jede Stimme gekämpft, sie kämpft um ihre eigene Stimme!) Ja, ich kämpfe um meine eigene Stimme.

Die Zahl der Wegweisungen, die die Polizei vornimmt, ist auch heuer dramatisch angestiegen. Im Jahr 2004 gab es 2 000 Wegweisungen, doch diese Zahl wird heuer sicher überschritten werden. Es ist zwar rechtlich gesehen Zuständigkeit des Bundes, hier für die Gewaltschutzeinrichtungen vorzusorgen, insbesondere die In-
terventionsstellen gegen Gewalt, die Sie angesprochen haben, die in vier Wiener Bezirken ihre Arbeit nicht zufriedenstellend vornehmen können, aber, meine lieben Kolleginnen von der Sozialdemokratie, der Schutz vor Gewalt gegen Frauen darf nicht ein parteipolitisches Hickhack sein (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Das ist eine Frage der Kompetenz!) und ist nicht nur eine Frage des Geldes, sondern sicher auch keine Frage der Parteipolitik. 

Wien ist eine reiche Stadt, und ich denke, es geht hier nicht um viel Geld, die diese vier Wiener Bezirke brauchen würden. Hier sollte Wien einspringen, weil ich denke, wir sind uns einig, das es nur eine temporäre Lösung sein wird, denn wenn wir darauf hoffen, dass die nächste Bundesregierung eine andere sein wird, dann wird es nur eine kurzfristige Lösung sein. Und ich denke, den betroffenen Frauen ist es herzlich egal, ob rechtlich der Bund zuständig wäre oder nicht, die betroffenen Frauen brauchen Schutz in der Krise, brauchen Hilfe, brauchen Sicherheit, und dafür ist zwar rechtlich – da gebe ich Ihnen Recht – der Bund zuständig, und wir haben auch von dieser Stelle aus wiederholt an die Bundespolitik appelliert, ihre Verantwortung hier wahrzunehmen. Aber, meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie, auch wir haben hier in Wien eine Verantwortung, dass Gewaltschutz für Frauen an erster Stelle steht, und hier einzuspringen, wenn es nötig wird. Wir haben uns das Problem in Wien jetzt lange genug angesehen, und hier gilt es doch, diesen Schutz für Frauen zu gewährleisten. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Die Bundespolitik hat sich offensichtlich ja vollkommen verabschiedet aus dem Gewaltschutz. Wir haben schon gehört, Finanzminister Grasser ist das Stalking zu teuer, noch dazu hat die Frauenministerin ihn auch noch unterstützt in einem Interview mit der "Presse" und hat Sympathie für diese Aussage gefunden. 

Auch der Schutz von Frauen vor dem Psychoterror vor Abtreibungskliniken ist der Bundesregierung bisher kein einziges Wort, keine einzige Handlung wert gewesen. Hier wäre es höchst an der Zeit, eine bundesgesetzliche Regelung – ähnlich Frankreich zum Beispiel – zum ungehinderten Zugang von Frauen zum Schwangerschaftsabbruch zu treffen oder auch Schwangerschaftsabbruch in allen öffentlichen Spitälern endlich möglich zu machen, was leider auch in Wien derzeit noch nicht der Fall ist. 

Eine weitere Forderung der GRÜNEN in diesem Zusammenhang – eine wichtige Forderung und für Wien sehr relevant – ist das Aufenthaltsrecht für Migrantinnen, die Opfer von Gewalt werden, um eine effiziente Strafverfolgung hier auch gewährleisten zu können.

Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Frau StRin Vana, die Redzeit ist bereits zu Ende.

StRin Dr Monika Vana (fortsetzend). Ich möchte auch noch einmal appellieren und erinnern an eine Forderung der GRÜNEN in diesem Zusammenhang, nämlich eine finanziell langfristig abgesicherte Beratungsstelle für Sexarbeiterinnen in Wien, die es derzeit nicht gibt, weil die Stelle, die es gibt, leider ein SILA-Projekt ist, das auf zwei Jahre befristet ist. 

Auch wegen des steigenden Bedarfes in den Wiener Frauenhäusern denke ich, wäre es an der Zeit für Wien, über ein fünftes Frauenhaus nachzudenken, denn der Schutz von Frauen vor Gewalt darf eben keine Frage des Geldes sein – auch in Wien nicht. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als nächste Rednerin ist die Frau Abg Mag Feldmann gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Frau Dr Vana! Ich bin fern davon, den Herrn Strache in Schutz zu nehmen, aber vielleicht haben Sie sich ein-
mal den Titel durchgelesen, der heißt "Schutz vor Ge-
walt" insgesamt und nicht nur "Schutz vor Gewalt für Frauen". So fängt es einmal an. (StRin Dr Monika Vana: Aber das kann er doch leicht nachvollziehen!) Ich meine, das ist ein breiteres Thema. Es ist einfach ein Thema, das viele Dinge betrifft, nicht nur den Bund und nicht nur die Interventionsstellen, nein, es betrifft Ihre Verantwortung, aus der Sie permanent versuchen, sich zu stehlen. Permanent. (Beifall bei der ÖVP und von Abg Mag Gerald Ebinger.)
Schauen Sie auf die Straßen, schaffen Sie eine Stadtpolizei. Sie haben vom Innenministerium 800 Exe-
kutivbeamte mehr. (StR David Ellensohn: Wo?) Bis Ende 2005 sind die angestellt. (Abg Godwin Schuster: Wo bitte?) Sie haben keine Stadtpolizei ins Leben gerufen. (Abg Godwin Schuster: Ihr habt 1 000 Polizisten abge-
baut!) Gut. (Beifall bei der ÖVP.)
Die Interventionsstellen: Zu den Interventionsstellen kann ich nur sagen, dass das Budget dafür kontinuierlich angestiegen ist. Es stimmt, letztes Jahr war es sehr wenig, sehr gering. Aber nehmen Sie sich ein Beispiel an Oberösterreich. Die haben zwei regionale Interventionsstellen selbst finanziert. Wenn Ihnen das so wichtig ist, wir laden Sie seit langem dazu ein. Bitte tun Sie es doch ganz einfach. (Beifall bei der ÖVP. – Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Was heißt, wenn uns das wichtig ist? – Abg Martina LUDWIG: Ihnen ist es nicht wichtig, das heißt, dem Bund ist es nicht wichtig! – Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Das ist ein Offenbarungseid!) 

Ich werde Ihnen einmal etwas sagen: Gegen Gewalt finanziert nicht nur das Frauenministerium, sondern auch das Sozialministerium, genauso auch das Innenministerium. (Beifall bei der ÖVP. – Abg Martina LUDWIG: Die Interventionsstellen sind dem Bund nicht wichtig!) Sie sind permanent ideenlos. Ich gebe Ihnen jetzt Ideen, weil Sie gestern so gerne welche gehabt hätten.

Das eine ist einmal – ich wiederhole es noch einmal – die Stadtpolizei. Dann das mit der Studie ist eine gute Idee. Warum aber machen Sie keine Studie für Wien? (Beifall bei der ÖVP.) 
Machen Sie eine Kinder- und Frauencharta für Wien gemäß der UNO, in der alle Rechte niedergeschrieben sind. Machen Sie ein eigenes Budget, sodass Sie diese gesamten Stellen einmal koordinieren können. Ein Budget für "-innen" in Wien. Beratungsstellen und vielleicht eine generelle Koordinationsstelle, die alle Aktionen von außen koordiniert. (Beifall bei der ÖVP. – Zahlreiche Zwischenrufe bei der SPÖ. – Abg Martina LUDWIG: In Wien gibt es sie, im übrigen Österreich kaum!) Nein, das gibt es nicht. (Abg Godwin Schuster: Frau Abgeordnete, vertreten Sie hier nur die Meinung des Bundes?)
Nehmen Sie einmal Ihre eigene Verantwortung wahr. Machen Sie ein fünftes Frauenhaus. Die vier Frauenhäuser platzen aus allen Nähten. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Woher wissen Sie das? Die Frau Abg Ludwig ist Vorsitzende dieses Vereins! Wissen Sie das nicht?) Sie können es vielleicht im "News" nachlesen, wenn Sie es sonst nicht wissen, wie eng dort die Kapazitäten sind. (Abg Martina LUDWIG: Dort haben wir nicht das Problem! Das stimmt nicht, was Sie sagen!) Bauen Sie ein fünftes Haus oder vielleicht auch ein sechstes Frauenhaus. Wien ist eine reiche Stadt. (Beifall bei der ÖVP.) Nehmen Sie mehr Mittel in die Hand für den Gewaltschutz und denken Sie in einer breiteren Ebene. Frauen sind sehr betroffen, aber es sind auch Kinder betroffen, es sind auch Männer betroffen, es sind normale Passanten betroffen; die sind alle betroffen von Gewalt. (Lebhafte Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Ich gehe jetzt noch einmal ein auf das Anti-Stalking-Gesetz. Das Anti-Stalking-Gesetz, wissen Sie, wird kommen. (Abg Martina LUDWIG: Sie enttäuschen mich!) Ja, Sie enttäuschen mich auch, das können Sie mir glauben. Denn immer nur mit dem Finger auf die anderen Leute zu zeigen und selbst zu wenig zu machen, das ist keine Politik. (Beifall bei der ÖVP. – Abg Martina LUDWIG: Aber Sie wissen doch, dass das nicht stimmt!) Das ist ein Abschieben, das machen Kinder im Kindergarten. (Heiterkeit und Beifall bei der ÖVP.) Man kann doch nur seine eigene Verantwortung wahrnehmen und dann das ausweiten. (Abg Martina LUDWIG: Aus dem Kindergarten schiebt man die Kinder ab!) Da zeigt man mit dem Finger auf die anderen und sagt, du bist schuld, statt die eigene Verantwortung zu übernehmen. (Beifall bei der ÖVP. – Abg Godwin Schuster: Ihr seid ein Kindergarten!)
Wenn Ihnen das Thema so wichtig ist – und es ist ein wirklich wichtiges Thema –, dann fangen wir hier in Wien an, die Besten zu sein. Warum denn nicht? (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Das sind wir auch!) Das sind Sie nicht! Vier Frauenhäuser sind zu wenig. (Abg Martina LUDWIG: Sie stellen sich hier heraus und sagen Dinge, die nicht stimmen! Das ist unseriös!) Wir sagen es seit mindestens zwei Jahren. (Beifall bei der ÖVP. – Zahlreiche Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Ganz kurz zum Anti-Stalking-Gesetz. Wir wissen, dass es beim Anti-Stalking-Gesetz eine zeitliche Verzögerung von einem halben Jahr gibt. Es wird statt im Jänner im Sommer, im Juni 2006 zirka, kommen. Es hat eine Verzögerung gegeben, weil die Kosten nicht klar kalkuliert waren. (Abg Godwin Schuster: Wer sagt das?) Die Ministerien sagen das, ich habe mich erkundigt. (Abg Godwin Schuster: Welches Ministerium? Das Finanzministerium oder wer?) Sie können selber anrufen. Das Anti-Stalking-Gesetz ist sehr wichtig, und ich bin davon überzeugt und habe die Information vom Ministerium, dass man es, zwar mit einer zeitlichen Verzögerung, aber doch, umsetzen wird. 

Um Sie noch zu beruhigen, sage ich Ihnen, was auf der gesetzlichen Ebene bundesweit passiert ist: Die Novellierung des Gewaltschutzgesetzes, die Reformen im Straf- und Strafrechtsprozess, Opferschutz. (Abg Sonja Kato: Können Sie aufhören, dauernd vom Bund zu reden!) Zum Beispiel ist die Privilegierung von Vergewaltigung in der Ehe aufgehoben worden. (Beifall bei der ÖVP.) Es gibt den Tatbestand sexuelle Belästigung. Weiters die Stärkung der Opferrechte im Strafverfahren mit 1.1.2006, die Vorbereitung einer zentralen Gewaltschutzdatei. Und – ja, genau – der Folgevertrag für die Interventionsstelle ist mit 1.1.2006 wieder auf längere Zeit abgeschlossen. (Beifall bei der ÖVP.) Genauso wie die Interventionsstelle für Frauenhandel erstmals nicht einjährig, sondern mehrjährig finanziert wird. Also bitte sagen Sie nicht, es ist nichts passiert (Abg Martina LUDWIG: Das habe ich nicht gesagt! Das stimmt schon wieder nicht, was Sie sagen!), sondern schauen wir, dass wir in Wien einfach besser werden. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau Abg Matiasek. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich muss doch wieder darauf zurückkommen, dass der Titel der Aktuellen Stunde “Schutz vor Gewalt darf keine Frage des Geldes sein“ ein doch sehr allgemein gehaltener ist, und stelle schon die Frage dazu: Warum hat man nicht die Frauen, die Gewalt an Frauen speziell in den Titel hineingeschrieben? Vielleicht hätte man sich dann im Vorfeld auch darauf vorbereiten können. Man bereitet sich ja vor. (Abg Martina LUDWIG: Das war doch klar!) Es war Ihrer Fraktion klar, es war für die anderen nicht klar, wenn es nicht drinnen steht. 

Natürlich ist das im Moment ein besonderer Schwerpunkt, wenn man etwa an die Interventionsstellen oder auch an das Anti-Stalking-Gesetz denkt. 

Klubobmann Strache hat es gesagt, für uns ist es bitte gar keine Frage. Ich darf betonen, auch in Fortsetzung der Aktivitäten unserer StRin Landauer werden Sie in uns einen Partner finden, wenn es darum geht, von Gewalt bedrohten Frauen, egal auf welcher Ebene, Schutz und Hilfe zur Verfügung zu stellen. (Abg Sonja Kato: Merken tut man nichts davon!) 

Man muss aber auch dazusagen – und das sage ich jetzt als Frau –, es sind von Stalking nicht nur Frauen, sondern auch Männer betroffen. Ich stehe dafür, und das werden Sie von mir wahrscheinlich immer wieder hören: Ich bin gegen diese Trennung der Geschlechter, ich bin gegen die Trennung in Kinder, in Erwerbstätige und in Alte. Ich glaube, wir können als Gesellschaft nur miteinander als Männer und Frauen, Frauen und Männer, Kinder, Erwachsene, jetzt etwa im erwerbstätigen Alter, und Alte miteinander existieren. (Beifall bei der FPÖ.)
Leider findet Gewalt ja gegen alle Altersgruppen, in allen Schichten und gegen alle Geschlechter statt. Ich glaube, Probleme mit der Faust oder mit dem Messer zu lösen, das wird hier herinnen wohl niemand akzeptieren. 

Ich möchte, weil ja schon sehr, sehr viel gesagt worden ist, kurz die Gewalt im öffentlichen Raum ansprechen, genauso wie die Gewalt in der Familie, die schon angesprochen wurde, und die Gewalt gegen Kinder, gegen sehr kleine Kinder, wo wir leider immer wieder durch die Zeitung sehr, sehr schreckliche Fälle vor Augen geführt bekommen. 

Man muss aber auch eines dazusagen: Diese Familien, in denen das passiert, werden in großer Zahl vom Jugendamt betreut. Jetzt soll das keine Kritik an der Ar-
beit des Jugendamtes sein, dennoch glaube ich, dass in der Ausbildung der Mitarbeiter, aber auch in der Ausbildung der Kindergärtner und in der Ausbildung der Lehrer heute noch sehr viel zu tun ist, Früherkennung zu forcieren, weil ja die Familie hier sozusagen deckt. Denn Kinder, denen Gewalt angetan wird, haben ein auffälliges Verhalten, und ich glaube schon, dass man hier noch viele Maßnahmen setzen kann, und wir werden immer zustimmen, wenn es darum geht, Mittel bereitzustellen, um diese Gewalt an den Kleinsten, an den Hilflosesten und an den Schutzlosesten in unserer Gesellschaft zu verhindern oder hintanzuhalten. Verhindern werden wir sie leider nie können.

Gewalt im öffentlichen Raum ist aber schon ein wichtiger Punkt – auch für die Frauen. Denn wer sind denn mehrheitlich die Opfer, die attackiert, die belästigt und die wirklich bedroht werden, bis hin eben zu den körperlichen Übergriffen? Wem wird denn in erster Linie nach dem Bankbesuch, nach der Geldabhebung die Tasche entrissen. Das sind Frauen, das sind ältere Frauen. Ich glaube, darüber muss man schon sprechen dürfen, indem wir sagen, hier haben wir es auf Wiener Raum mit einem Sicherheitsmangel zu tun. Es sind eben viele äl-
tere Menschen, die von Kriminalität bedroht sind. Und glauben Sie mir, die Dunkelziffer ist hoch. 

Ich war jetzt sehr lange in der Bezirksarbeit tätig und habe sehr viel Kontakte in meinem Bezirk gehabt. Ich habe leider immer wieder hören müssen, dass mir Leute gesagt haben, sie sind beraubt worden, aber sie wollen nicht zur Polizei gehen und die Anzeige erstatten – und ich konnte sie auch nicht dazu überreden –, weil sie nicht bereit sind, das Ganze noch einmal zu durchleben. Also das ist nicht nur eine physische, sondern eine große psychische Bedrohung.

Wir haben Gewalt in den Schulen – das ist schon angesprochen worden –, und hier ist es schon zu bedauern, dass Sie, sehr geehrte Damen und Herren von der SPÖ, federführend ihre Stadtschulratspräsidentin, es nicht zulassen, dass Schüler – und man weiß, dass sie mit Messern unterwegs sind – kontrolliert werden. 

Wir werden jedenfalls im Sinne dessen, dass uns die Sicherheit sehr viel Geld wert sein muss, auf jeder Ebene, egal ob im Land oder im Bund, jeder Sicherheitsmaßnahme gerne zustimmen. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau Abg Jerusalem. Ich erteile es ihr.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Ich bin sehr froh über die heutige Aktuelle Stunde mit diesem Thema, denn tatsächlich, Schutz vor Gewalt darf keine Frage des Geldes sein. Das kann man nur unterstreichen, und da muss es wirklich auch vollkommen egal sein, ob das gerade eine Aufgabe des Bundes oder der Stadt ist. Sowohl der Bund als auch die Stadt müssen ihren Aufgaben nachkommen.

Ich habe auch sehr aufmerksam die Rede der Antragsstellerin, der Abg Ludwig, verfolgt und kann alles unterschreiben, was Sie hier gesagt hat. Ich finde das gut, dass das noch einmal auch in dieser Form festgehalten wird als eine Aufforderung an den Bund. Das ist vollkommen klar. 

Sehr gut hat mir übrigens auch der Passus gefallen, der den Hinweis gibt, dass ja die überwiegende Anzahl von Vorfällen an Gewalt in der Familie und im Haushalt passiert. Einen gefährlicheren Ort als die Küche gibt es ja überhaupt nicht. Da ist ja die finstere Prater Hauptallee ein Born an Geborgenheit, der Sicherheit vermittelt, wenn man das mit der Küche vergleicht. Das muss schon auch einmal festgehalten werden. 

Was aber natürlich jetzt auch mein Anliegen ist – Sie erraten es –: Gerade die Mädchen und überhaupt die Kinder und die Jugendlichen halten sich ja vorwiegend in der Familie auf, der zweite Ort, an dem sie sich aufhalten, ist die Schule. Und jetzt möchte ich in aller Gelassenheit noch einmal wiederholen, dass wir ja auch die Gewalt an der Schule diskutiert haben. Es ist nicht lange her, dass wir genau darüber diskutiert haben, und ich erinnere noch einmal daran: Ich habe Anträge eingebracht, Anträge, die unserer Meinung nach Maßnahmen darstellen würden, um die Gewalt an der Schule deutlich zu reduzieren. 

Jetzt muss ich noch einmal sagen, wenn da steht, "Schutz vor Gewalt darf keine Frage des Geldes sein", dann bin ich ja nahezu entzückt, denn ich schließe daraus, dass Sie Ihr Verhalten in dieser Frage deutlich ändern werden und dass, wenn die Grünen ihre Anträge zur Schulsozialarbeit, zu den PsychologInnen, zur Schulmediation erneut einbringen, dass auch diese Anträge keine Frage des Geldes sein werden und angenommen werden. Ich erwarte mir das, und wir werden alle diese Anträge noch einmal einbringen. 

Darf ich Sie daran erinnern, dass Sie bei diesen Anträgen, als ich verlangt habe, gewünscht habe, dass Sie unseren Appell an den Bund, mehr SchulpsychologInnen zur Verfügung zu stellen, abgelehnt haben. Sogar das haben Sie abgelehnt. Sie sind nicht einmal mitgegangen bei einem Appell an den Bund nach mehr SchulpsychologInnen. Das hat ja überhaupt niemand verstanden. Das kann man ja niemandem erklären, warum die Sozialdemokraten mit den Grünen nicht mitgehen, wenn es um einen Appell an den Bund geht. Ich habe das nicht verstanden, und viele andere Menschen haben das auch nicht verstanden.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich denke, dass dieser Kampf gegen die Gewalt ein ganz wichtiger Kampf ist, denn man weiß natürlich, dass Menschen, die sehr viel Gewalt erleiden und erdulden müssen, diese auch weitergeben, und dass es auch darum geht, dass die Erwachsenen ein Vorbild sind für junge Menschen.

Ich sage es nur ganz abschließend: Wenn wir darüber reden, dass es an Schulen Gewalt gibt, dann gibt es nicht nur die Gewalt von Schülern und an Schülern, sondern es gibt natürlich auch die von Lehrerinnen und Lehrern an Schülern, und es gibt eine strukturelle Gewalt. Das heißt, es geht uns auch darum, da deutlich etwas zu ändern. Und auch darüber wollen wir ein anderes Mal mit Ihnen reden. 

Ich danke Ihnen fürs Zuhören. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau Abg Praniess-Kastner. Ich erteile es ihr.

Abg Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! 

Auch uns ist es ein äußerst wichtiges Anliegen, über Gewalt hier im Haus zu sprechen (Abg Godwin Schuster: Das ist unglaubwürdig! Das glaubt ja keiner!), über Gewalt gegen Frauen, Gewalt gegen Kinder, aber auch Gewalt gegen Männer, wiewohl ich natürlich zugestehe, dass 80 Prozent der Frauen betroffen sind von Gewalt, 20 Prozent der Männer und ein sehr, sehr großer Anteil an Kindern davon betroffen ist, wiewohl wir wissen, dass es eine sehr große Dunkelziffer gibt. (Abg Godwin Schuster: Die wichtigste Aufgabe heißt Intervention!) 

Wir müssen hier aber auch ganz offen ansprechen, dass der Großteil der Kompetenzen in Gewaltvermeidung bei dieser Stadt liegt, an dieser Stadt und in dieser Stadt. (Beifall bei der ÖVP.)
Ich möchte Ihnen sehr gerne die Aktivitäten der Bundesregierung zum Opferschutz und zur Gewaltpräsentation noch einmal aufzählen. Meine Kollegin Barbara Feldmann hat das ja schon gemacht, und wenn Sie gerne wissen wollen, was der Bund zur Prävention gegen Gewalt tut, möchte ich Ihnen das gern auch noch einmal aufzählen. Ich sehe natürlich ein, dass Sie sehr gerne von den Problemen in dieser Stadt ablenken, indem Sie immer wieder die Schuld dem Bund zuschieben, was alles nicht passiert. 

In der Prävention und in der Prävention gegen Gewalt, seien Sie versichert: Das Anti-Stalking-Gesetz wird kommen. (Abg Godwin Schuster: Grasser wird dagegen sein!) Ich trete hier nicht als Verteidigerin von Finanzminister Grasser auf, das ist nicht meine Aufgabe und das will ich auch nicht, aber ich möchte ganz gern dazu beitragen, dieses Missverständnis, dass sich der Finanzminister oder die Bundesregierung gegen das Anti-Stalking-Gesetz ausgesprochen haben, auszuräumen. (Beifall bei der ÖVP. – Abg Sonja Kato: Warum unterstellen Sie ein Missverständnis?) Es ist ein Missverständnis, jawohl. 

Ich möchte nämlich zur Klärung der tatsächlichen Situation beitragen, weshalb es noch nicht zu diesem Gesetz gekommen ist. Wie gesagt, die Bundesregierung und auch der Finanzminister sind keine Gegner dieses Gesetzes, sondern sie stimmen sogar dem Gesetzesantrag vollinhaltlich zu. Das Thema war nur, dass es um die Kosten gegangen ist im Sicherheits- und im Justizbereich und diese noch nicht berechnet wurden, bevor dieses Gesetz eingebracht wurde. Wenn diese Kosten feststehen (Abg Sonja Kato: Das heißt, Gewalt ist wieder eine Kostenfrage!), dann werden sehr wohl die Bundesregierung und auch der Finanzminister Grasser diesem Gesetz zustimmen, und das tun wir als ÖVP-Wien auch. (Beifall bei der ÖVP. – Abg Sonja Kato: Gewalt ist für Sie eine Frage der Kosten!) Nein, es ist überhaupt keine Frage der Kosten. Nur, ich muss jetzt ein Bundesgesetz zitieren. Nach § 14 des Bundeshaushaltsgesetzes ist es ja so, meine Damen und Herren, und das wissen Sie: Es muss bei Gesetzesvorlagen auch die Berechnung der Kosten sozusagen vorweg bekannt gegeben werden, und das ist in diesem Fall nicht geschehen. Es geht nicht um den Inhalt des Gesetzes, sondern es geht darum, dass man vorher die Kosten berechnet haben möchte und auch wissen möchte, was dieses Gesetz kostet.

Wir als ÖVP-Wien haben uns immer gegen Gewalt an Frauen oder natürlich überhaupt gegen Gewalt ausgesprochen, und wir werden diesem Gesetz auch vollinhaltlich zustimmen. – Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zu Wort gemeldet ist die Frau Abg Kato. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Sonja Kato (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Wenn es schon eine Vorgabe ist für die Kollegin Vana, sehr geehrte Frau Präsidentin, es ist auch eine Vorgabe, am Schluss zu reden und nur fünf Minuten Zeit zu haben. Ich hoffe, man verzeiht mir, wenn ich nicht auf alles eingehen kann. Ich möchte nur voranschicken: Bitte, wenn Sie schon das Thema – manchmal absichtlich oder vielleicht auch unabsichtlich – überinterpretiert haben, wir haben das Thema Gewalt in der Familie vordergründig gemeint, aber ich freue mich trotzdem schon auf die nächste Sicherheitsdebatte hier im Haus, wo von Ihren Fraktionen dann wieder die Frauensprecherinnen nominiert werden. Ich finde, das ist ein gutes Signal.

Sie haben alle – die Opposition in dieser Frage vereinigt – immer wieder darüber gesprochen, dass die Stadt Wien Aufgaben des Bundes übernehmen soll. Ich sage, das kann nicht gehen, außer, und darüber können wir gerne reden, Sie übertragen uns die Kompetenzen (Abg Heinz-Christian Strache: Die eigenen Kompetenzen und Aufgaben erfüllen!) und die Steuermittel. Ich glaube, dann ist natürlich die Erledigung in Wien besser aufgehoben. (Beifall bei der SPÖ. – Abg Heinz-Christian Strache: Sie machen nichts bei den eigenen Aufgaben! Sie machen nichts!) Ich rede gerne über die eigenen Aufgaben. (Beifall bei der SPÖ.) Im Gegensatz zu Ihnen rede ich gerne über die Aufgaben, die die Stadt Wien betreffen. Im Gegensatz zu Ihnen rede ich auch nicht nur darüber, sondern ich berichte auch gerne darüber, was die Stadt Wien tut, lieber Herr Abg Strache!

Die Stadt Wien fördert Vereine im Bereich Gewaltschutzprävention, also im Bereich der Präventionsarbeit, allein im Frauenbereich mit 335 000 EUR. Die Stadt Wien fördert allein die Frauenhäuser mit 4 Millio-
nen EUR. Die Stadt Wien ist aktiv gegen den Frauenhandel, die Stadt Wien ist Vorreiterin gewesen im Anti-Stalking-Gesetz, die Stadt Wien ist aktiv im Bereich gegen die Frauenbeschneidung, die Stadt Wien unterstützt zahlreiche Frauen, die Opfer von Gewalt wurden, die auch behindert sind, sie erstellt ein Curriculum für den erweiterten Opferschutz im Krankenhaus, die Stadt Wien betreibt einen eigenen 24-Stunden-Frauennotruf und so weiter und so weiter. Kurzum, Wien lässt die Frauen nicht im Stich, Wien gibt ihnen Schutz und Hilfe dort, wo es benötigt wird. (Beifall bei der SPÖ.) 

Die Stadt Wien – und ich wende mich Ihnen zu, verzeihen Sie mir, nicht weil ich Sie so gerne anschaue, sondern weil ich glaube, dass es sinnvoll wäre, wenn Sie mir zuhören würden –, die Stadt Wien gibt allein 335 000 EUR für Gewaltprävention im Frauenbereich aus. Ich habe es eben erwähnt. Leider ist die Frau Abg Feldmann nicht im Saal. Ah pardon, da oben ist sie, ich muss mich noch weiter umdrehen. Also allein 335 000 EUR geben wir für den Gewaltpräventionsbereich im Frauenbudget aus und 4 Millionen EUR für die Frauenhäuser. 

Vielleicht interessiert Sie folgende Zahl, Frau Magister: Die Kollegin oder vor allem die Ministerin für Frauenangelegenheiten, zumindest heißt sie offiziell noch immer so, Rauch-Kallat, gibt 6 Millionen EUR für ganz Österreich aus. Wir geben in Wien 4 Millionen EUR für die Frauenhäuser aus. Und wissen Sie, wie viel Prozent ihres Gesamtressortbudgets das betrifft? Raten Sie ein-
mal. Es würde mich interessieren, ob Sie draufkommen. Ich sage es Ihnen: 0,96 Prozent, nicht einmal 1 Prozent ihres Ressortbudgets gibt die so genannte Frauenministerin Rauch-Kallat für Frauenpolitik in diesem Land aus. Das ist ein Skandal, meine Damen und Herren von der ÖVP! (Beifall bei der SPÖ und von StRin Dr Monika Vana.) 

Was tut Wien? Ich rede gerne über Wien. Ich weiß, es ist Ihnen unangenehm, wenn wir über die Bundespolitik reden. Da werden Sie immer rot und schauen verschämt weg. Das verstehe ich. Ich rede über Wien. Wien geht weiter. Wir erhöhen unser Budget sogar um 2 Prozent im nächsten Jahr. Nicht einmal 1 Prozent des Ressortbudgets Rauch-Kallat, plus 2 Prozent in Wien – interessante Zahlen.

Aber eine weitere Vergleichszahl, und da werden vielleicht die militaristischen Fans in der FPÖ auch wieder hellhörig. 335 000 EUR würde es kosten, wenn Sie sagen, Sie übernehmen das, was Wien allein im Frauenbereich für Gewaltprävention ausgibt. Raten Sie einmal, wie hoch die jährlichen Kosten des Betriebes eines einzigen Abfangjägers sind. Kommen Sie drauf? – Es ist zehnmal so viel Geld! (Abg Robert Parzer: Die Abfangjäger kann man nicht gegenrechnen!) Zehnmal so viel Geld gibt diese Bundesregierung gerne aus für die jährlichen Betriebskosten eines einzigen Abfangjägers! Lassen Sie sich das auf der Zunge zergehen. Ich finde, das ist unglaublich! (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich habe nur noch eine Minute. Ich habe mich genug mit Ihnen beschäftigt, ich blicke wieder nach vorne. 

Wir wissen, dass es auch einen besonderen Schwerpunkt gibt, der noch vor uns liegt, das ist der Kampf gegen Frauenhandel. Hier hat auch die Stadt Wien eine Vorreiterrolle übernommen. Wir haben einen Call ausgeschrieben, indem wir 100 000 EUR – 100 000 EUR, überlegen Sie sich diese Zahl gut, setzen Sie sie in Relation – zur Verfügung gestellt haben für Projekte, die sich dem Kampf gegen Frauenhandel verschrieben haben. Frauenhandel ist kein Kavaliersdelikt, sondern mittlerweile eines der größten internationalen Verbrechen. Sie kennen die Zahlen so gut wie wir. Menschenhandel hat den Drogenhandel bereits abgelöst im Umsatz, den man machen kann. Über 500 000 Opfer allein in Europa!

Noch einmal abschließend: Die Stadt Wien hat eine Vorreiterrolle im Kampf gegen Gewalt und auch im Kampf gegen Gewalt in der Familie. Die Stadt Wien lässt die Opfer nicht im Stich und baut den Gewaltschutz aus. Das ist der einzig richtige Weg, und Wien geht ihn. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Die Aktuelle Stunde ist beendet.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 im Zusammenhalt mit § 31 Abs 1 der Geschäftsordnung bekannt, dass eine schriftliche Anfrage von Abgeordneten des Grünen Klubs im Rathaus eingelangt ist.

Vor Sitzungsbeginn sind von Abgeordneten des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien fünf Anträge eingelangt. Den Fraktionen wurden diese Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt.

Die Abgen Christian Oxonitsch und Godwin Schuster haben am 25. November 2005 gemäß § 30b der Geschäftsordnung eine Gesetzesvorlage betreffend die Er-
lassung eines Gesetzes über die Regelung der Benützung von Straßen durch abgestellte mehrspurige Kraftfahrzeuge (Parkometergesetz 2006) eingebracht. Dieser Antrag wurde dem Ausschuss für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke zugewiesen.

Nach der Beratung in der Präsidialkonferenz nehme ich folgende Umstellung der Tagesordnung vor: Die Postnummern 1, 6, 3, 2, 10, 11, 12, 13, 9, 4, 5, 7 und 8 werden in dieser genannten Reihenfolge verhandelt. Gegen diese Umreihung wurde kein Einwand erhoben. Ich werde daher so vorgehen.

Wir kommen zu Postnummer 1 der Tagesordnung. Sie betrifft den Bericht der Wiener Patientenanwaltschaft über ihre Tätigkeit im Jahr 2004. 

Ich darf Herrn Patientenanwalt Dr Dohr recht herzlich bei uns im Saal begrüßen (Allgemeiner Beifall.) und darf auch gleich bitten, bekannt zu geben, wenn Sie sich zu Wort melden wollen.

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau amtsf StRin Mag Brauner, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich bitte um entsprechende Diskussion.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Zu diesem Tagesordnungspunkt hat sich Herr Abg Mag Ebinger zu Wort gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke schön. 

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Wir haben seinerzeit dem Patientenanwaltschaftsgesetz zugestimmt, und wir haben das sehr begrüßt, weil eine weisungsfreie Institution geschaffen wurde. Es stand aber auch in diesem Gesetz drinnen, dass Berichte einmal jährlich der Landesregierung und dem Landtag vorgelegt werden sollen. Das ist damals nicht erfolgt. Wir haben viel zu spät die Berichte für 2002 und 2003 bekommen. Das war einer der Gründe, warum wir Anfang dieses Jahres dem letzten Bericht nicht zugestimmt haben. 

Der zweite Grund, auf den ich später noch eingehen werde, waren die Missstände, der Strukturwandel bei Pflegeheimen beziehungsweise das Nichtagieren des Patientenanwaltes in diesem Bereich.

Lassen Sie mich ein paar Punkte aus diesem jetzigen Bericht für das Jahr 2004, der rechtzeitig und korrekt dem Landtag vorgelegt wird, herausgreifen. 

Vielleicht ganz kurz die verbindliche Patientenverfügung. Der Herr Patientenanwalt sagt zu Recht, dass er bedauert, dass diese für Patienten so wichtige Verfügung beziehungsweise das Gesetz darüber noch nicht abgeschlossen ist. Wir hoffen auch, dass das 2006 endlich der Fall sein wird, wenngleich es eine sehr heikle Materie ist und es vielleicht auch immer gut ist, wenn man über diese Dinge genauer spricht. 

Eine, wie soll ich sagen, für die Statistik interessante und für mich wichtige Anmerkung ist auf den Seiten 22 und 23, wo es um die Anzahl der Geschäftsfälle geht. Da werden in diesem Bericht statistisch gegenübergestellt die Jahre 2000 bis 2004 und in den letzten Berichten die Jahre 1996 bis 2003. Wenn man mit einer Statistik irgendwie etwas anfangen will, dann sollte man immer meines Erachtens die Berichte für die gleichen Jahre fortführen und nicht irgendwo fortsetzen. 1999 waren die Fälle ein bissel höher. Das ist jetzt da herausgefallen. Das nur eine kurze Anmerkung.

Ein weiterer Grund, warum wir seinerzeit nicht mitgestimmt haben, war die Stellung des Patientenanwaltes hinsichtlich der Missstände, der Strukturmängel in Pflegeheimen. Wir haben seinerzeit darauf hingewiesen, dass das Patientenanwaltschaftsgesetz eindeutig im § 3 die Möglichkeit vorsieht oder den Patientenanwalt sogar beauftragt mit der Angelegenheit des Gesundheitswesens in Wien im Rahmen der Landes- und Gemeindeverwaltung, also betreffend Krankenanstalten, Pflegeheime, Rettung, Krankenbeförderung, Angebot und Dienste der Stadt Wien im Gesundheitsbereich, und dass ihn dabei die zuständigen Organe Land und Gemeinde bei der Erfüllung der Aufgaben unterstützen sollen. 

Der Herr Patientenanwalt Dohr hat in seinem Bericht 2000/2001 überhaupt nur eine kurze Bemerkung über Pflegeheime gemacht und erst im Bericht 2002/2003 ein bisschen eine Statistik angeführt. Das, was wir uns erhofft haben, dass auf die Strukturmängel eingegangen wird und dass Vorschläge vielleicht unterbreitet werden, diese Strukturmängel zu beseitigen oder zu verbessern, ist meines Erachtens ansatzweise im jetzigen Bericht vorhanden. Er geht jetzt auf den Seiten 51 ff auf die Situation der Pflegeheime ein. Hinsichtlich der aufgezeigten Strukturmängel greife ich zum Beispiel den Satz heraus: „Deshalb sollte beim Pflegeziel großer Wert auf die innere Einstellung der Pflegemitarbeiter zu alten Menschen und den damit verbundenen Anforderungen an die Pflege gelegt werden.“ Da sieht man schon, wo Missstände sind, da sieht man schon, dass das sehr aufgegriffen wird. Es ist wahrscheinlich nur ein Anfang. Es kommen hier auch Vorschläge, Leistungskataloge auszuarbeiten und so weiter. Es wird dann unter Punkt 7, Ausblick, festgestellt, dass mit 2005 im Wiener Wohn- und Pflegeheimgesetz eine Heimkommission geschaffen worden ist, die bei der Patientenanwaltschaft angesiedelt ist und wo auch der Dr Vogt als Pflegeombudsmann vertreten ist.

Ich möchte dann auch gleich auf die Anträge eingehen, die wahrscheinlich jetzt in Kürze die Frau Kollegin Pilz und die Frau Kollegin Praniess-Kastner einbringen werden. Wir sind für eine rechtliche Verankerung des Pflegeombudsdienstes in der Form, dass man vielleicht einen Katalog der Aufgaben definiert, dass man ihm mehr Aufgaben, mehr selbstständige Aufgaben gibt, mehr Personal, wie das hier gefordert ist. Wir sind nicht dafür, dass ein eigener Pflegeanwalt geschaffen wird. Wir sind der Meinung, dass die Rechtsgrundlage des Patientenanwaltschaftsgesetzes Rechtsgrundlage genug ist, dass man allerdings etwas tun muss im Pflegebereich, und wir wollen auch gerne darüber intensiv diskutieren, wie das ausschauen kann, was man tun muss.

Deswegen werden wir diesem Beschluss- und Resolutionsantrag der Frau Dr Pilz über die rechtliche Verankerung der Pflegeombudsstelle zustimmen. Das ist ja ein Antrag auf Zuweisung in den Ausschuss. Dort werden wir dann Gelegenheit haben, das im Detail von allen Seiten zu beleuchten. 

Dem Antrag der ÖVP hinsichtlich Pflegeanwalt werden wir nicht zustimmen.

Am Schluss möchte ich noch eine Anmerkung machen. Am Schluss ist dann eine Erledigungsstatistik. Gesamtzahl der Akten: 2003 1 641, 2004 1 636. Ungefähr immer die Hälfte, 50 Prozent, sind erledigt. Auf der nächsten Seite wird dann schon ausgeführt, von den 760 2003 offenen Akten wurden 601 erledigt.

Allerdings, Herr Dr Dohr, beim letzten Bericht ist 2002 noch drinnen gestanden, und irgendwie, auch wenn es nicht viele Akten sind, gehe ich davon aus, dass das 50 Akten sind pro Jahr, manchmal 100, also 3 bis 10 Prozent sind Schicksale und Einzelfälle, und vielleicht könnte man auch dokumentieren, wie die übriggebliebenen Akten des Vorjahres weiter den Erledigungen zugeführt werden.

Lassen Sie mich abschließend noch sagen, dass wir, wie gesagt, seinerzeit dieser Patientenanwaltschaft gerne zugestimmt haben, dass das was ganz Besondere war für die Betreuung der Patienten und die Verantwortung der Stadt Wien Patienten gegenüber. Man kann das auch als Meilenstein ansehen, und es hat auch europaweit Furore gemacht.

Wir nehmen zur Kenntnis, dass dies rechtzeitig ist und dass gewisse Anfänge von strukturierter Befassung im Pflegeheimbereich vorliegen, und wir werden diesem Bericht zustimmen. (Beifall bei der FPÖ.)

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau Abg Dr Pilz. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrter Herr Dr Dohr!

Ich habe den Tätigkeitsbericht der Patientenanwaltschaft eingehend gelesen und möchte an den Anfang setzen, dass ich aus persönlichen Erfahrungen weiß, wie das ja jedem von uns, der im gesundheitspolitischen Bereich tätig ist, passiert, dass wir von Menschen kontaktiert werden, die irgendwelche Schicksalsschläge erlebt haben im Medizinbetrieb. Wann immer ich mich an die Patientenanwaltschaft gewendet habe, um betroffene Patienten und Patientinnen weiterzuvermitteln, war man sehr offen und sehr engagiert und hat sich sehr hilfsbereit dieser Dinge angenommen. Die Tätigkeit für die Menschen, die hier geleistet wird, hat meine ungeteilte und ganz tief empfundene Wertschätzung, das will ich vorausschicken, weil ich glaube, dass es wichtig ist, dass die Patientenanwaltschaft auch wirklich Ansprechpartner ist für die Sorgen und Nöte der einzelnen Menschen.

Nichtsdestotrotz, Herr Dr Dohr, habe ich mit Ihrem Bericht meine Probleme, denn ich persönlich würde mir wünschen und würde von Ihnen erwarten, dass Sie Ihre Aufgabe als Patientenanwalt auch dahin gehend interpretieren, dass die Strukturdefizite im Wiener Gesundheitssystem, die dazu führen, dass es Fehler gibt, dass es Mängel gibt, dass es Schadensfälle gibt, wesentlich intensiver, auch gesundheitspolitisch, von Ihnen kommentiert werden. Ich weiß, Sie sind der Patientenanwalt und Sie sind sozusagen nicht Oppositionspolitiker, aber Sie sehen, Sie blicken hinein in die einzelnen Krankenanstalten und in die Pflegeheime, viel eingehender als so mancher von uns. Ich würde mir wünschen, dass Sie daraus auch Schlüsse ziehen, die über die Bearbeitung und Behandlung der Einzelfälle weit hinausgehen sollten.

So bin ich, wenn ich jetzt Ihren Bericht lese, in vielem nicht schlau geworden, und zwar insofern dort, als es ja, und das teile ich mit Ihnen, Sie haben das expressis verbis auch formuliert, um Fehlerkultur geht, effektiv um Fehlerkultur, was wir im Gesundheitswesen noch viel zu wenig entwickelt haben, Fehlerkultur nicht im Sinne, wo ist der Schuldige und der wird sofort zur Rechenschaft gezogen, beschimpft, bestraft und so weiter, sondern Fehlerkultur in einem modern verstandenen Interesse, nämlich dass man sagt, schauen wir, welche Umstände zu diesen Fehlern führen und wie können wir sie konstruktiv mit den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen bearbeiten. Diese Haltung spiegelt sich in Ihrer Berichterstattung insofern nicht, als man nicht wirklich schlau daraus wird, wo denn jetzt die dahinterliegende Fehlerquelle und die dazugehörige Fehlerkultur eigentlich ansetzen soll. Denn Sie schreiben auf Seite 27 von "Inanspruchnahmen". 1 636 ist eine beeindruckende Zahl. Und dann zählen Sie an dieser Stelle nur die einzelnen Einrichtungen auf, die Krankenhäuser der Gemeinde und die anderen, die Sie in Ihrem Kompetenzbereich hier auflisten. Und eine Inanspruchnahme kann ja viel sein. Sie haben das hinten ja selber dokumentiert. Das kann Lob sein, das kann Organisatorisches, das können Kommunikationsfragen, Beschwerden, Anregungen und so weiter sein. Also ich verstehe genau gar nichts, wenn ich das jetzt lese, was das jetzt heißt, dass es 280 Inanspruch-
nahmen in Bezug auf das AKH gegeben hat und zwei für die Kinder- und Jugendzahnkliniken. Ich weiß nicht, was dahintersteckt, war es Kritik, war es Lob, waren es Anregungen, war es ein Informationsdefizit.

Ich würde mir nun doch wünschen, dass wir dann, um zu verstehen, wie gut und schlecht wir in unserer entwickelten Fehlerkultur liegen in Wien, nicht nur jene vor den Vorhang bitten expressis verbis, die besonders gut sind. Die natürlich auch, die sollen sich gelobt fühlen. Das Sophienspital nennen Sie als das Spital mit dem längsten Balken, also mit den geringsten Beschwerden. Das an sich zu Ihrer Lesehilfe. Wenn sich wenige beschweren, ist der Balken in Ihrer Statistik lang. Aber wir wollen doch auch Näheres wissen. Wenn ich mir diese Liste jetzt so anschaue – ich bin an sich gewohnt, Statistiken zu lesen –, sehe ich nur die Balken, aber da steht nichts dabei. Also wenn das das Sophienspital ist, das orte ich da, wo sich nur jeder 3 848. beschwert, dann sehe ich unten einen Balken, da beschwert sich jeder 200. Schmecks, Abgeordnete, welches Spital das ist. Ich weiß es nicht, ich nehme an, meine Kollegen hier herinnen wissen es auch nicht. Ich kann es vermuten, vielleicht ist es das AKH, vielleicht, ja, möglich, kann ich sozusagen selbst herausfiltern. Dann wissen wir auch, dass es eine spezielle Situation hat.

Aber warum schreiben Sie nicht einfach, erstens, was die Inanspruchnahmen sind? Es muss ja nicht bis in jedes Detail aufgelistet sein, aber damit wir wissen, wo gibt es im Prinzip Probleme, wo ist offensichtlich die Patienten- und Patientinnenorientierung nicht ausreichend umgesetzt? So haben wir Balken und in einer diskreten Verheimlichung der Anstalten dahinter bleiben wir ratlos und können keine Konsequenzen ziehen. 

Wenn dieser Bericht, und davon gehe ich auch aus, an die Spitäler geht, dann können sie vielleicht sozusagen heimlich aus interner Recherche herausfinden, ob sie bei denen mit den 200 gewesen sind oder vielleicht doch bei denen mit 900, die sich beschwert haben. Das hilft nicht, Dinge zu verändern. Da würde ich mir wünschen, dass Sie das auch im Interesse der Häuser und im Interesse der Patienten und Patientinnen konkret ausweisen, warum sozusagen in Anspruch genommen wurde und ob es überwiegend Beschwerden sind oder ob es gravierende Dinge sind, ob die Suppe kalt ist oder die Hüfte falsch eingebaut wurde. (Abg Mag Marie Ringler: Alles ist möglich!) Ja, alles ist möglich, falsches Knie operiert, es ist nicht alles in Wien passiert, aber im Gesundheitsbetrieb kommt viel vor.

Diese Art der Nichtdifferenzierung nach den einzelnen Häusern setzt sich auch fort bei den Fachgebieten. Das wäre so, wie wenn man beim Schulranking sagen würde, und ich schau jetzt die Lehrer und Lehrerinnen aus unseren Reihen an, die Schüler haben sich speziell in Wien über Geographie beschwert und gar nicht über Geschichte, dafür liegt Mathematik besonders hoch, da kennt sich dann auch keine Schule aus, ob sie jetzt Volksschule-Mathematik macht oder Maturaklasse, und vor allem schon gar nicht, in welcher Schule. So ist das hier nämlich dargestellt. Es werden die Fachgebiete gegliedert nach den prozentmäßigen Anteilen der Beschwerden. Wir wissen, dass sich 17 Prozent über die Chirurgie beschweren, 27 Prozent über sonstige Bereiche, 2 Prozent über die HNO-Versorgung. Wäre ich da jetzt ein Abteilungsvorstand oder ein Primarius, eine Primaria, würde ich gerne wissen wollen, ob ich betroffen bin, ob ich jetzt bei den 9 Prozent bin, ob da eine Abteilung schon drei Viertel ausmacht oder ob ich gar nicht vorkomme. Vielleicht fühle ich mich auch ungerecht be-handelt. Auf jeden Fall können die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen aus diesem Bericht nicht Schlüsse ziehen über die Qualität ihrer Abteilung.

Sie gehen dann nur sehr knapp auf das ein, was ich mir von Ihnen wünschen würde, nämlich die Grundsatzprobleme und Einzelfälle. Es tut mir wirklich Leid, dass meine Hoffnung auf vertiefte Darstellung und Vorschläge zur Problemlösung verzichtet wird. 

Die Dialyse: Wer in diesem Haus hat nicht schon wiederholt und mit großer Eindringlichkeit die Situation in Wien kritisiert, nicht nur die vierte Schicht, wir sprechen sogar von einer fünften Schicht. Eine fünfte Schicht bedeutet, dass man rund um die Uhr dialysiert. Das muss man sich vorstellen: Fünf Schichten sind fünf Schichten. Marianne, darf ich das vorlesen? (Abg Marianne Klicka: Ich habe das auch gelesen!) „Generell bleibt als großes Manko neben der knapp bemessenen Kapazität der Umstand, dass die Dialyse zumeist in vier Schichten, manchmal sogar in fünf Schichten gefahren wird." Ich bin mir sicher, der Herr Dr Dohr weiß, was er hier geschrieben hat. Das ist nämlich eine bedeutende Information. Fünf Schichten, da haut es einen fast aus den Schuhen, um das umgangssprachlich zu sagen. Vier Schichten sind schon ein Skandal mit Ohrwascheln in Wien, denn das leistet sich niemand außer Wien. Das ist ein Zustand, der gesundheitsschädlich ist, der einer modernen Weltstadt nicht würdig ist. Es nutzt nur nichts. 

Ich würde mir wünschen vom Patientenanwalt, dass seine Intervention in dieser Sache zu mehr führt als zu der Feststellung, dass man hier offensichtlich nicht erfolgreich ist. Aus finanziellen Gründen ist der Realisierungszeitpunkt bezüglich Krankenhaus Hietzing, Umbau Dialysestation, ungewiss. 

Sie sprechen von Tourismus in der Dialyse. Nichts von all dem ist uns unbekannt. Aber das, was hier steht, habe ich auch schon gewusst. Das ist meine Kritik. Und da würde ich mir wünschen, dass Sie Ihren Zugang nützen, um der Politik nicht die Rute ins Fenster zu stellen, aber den Finger auf eine Wunde zu legen und zu sagen: Ich kümmere mich nicht nur um den einen, der dann der Tourist ist in der Dialyse, sondern ich nehme euch ins Gebet und ich lasse nicht nach, hier zu fordern und Vorschläge zu machen, was zu tun wäre. 

Auch in Bezug auf die Jugendpsychiatrie machen Sie Feststellungen hinsichtlich der Versorgungsmängel, die ich nur teilen kann. Aber was jetzt die Kooperation der Universitätsklinik betrifft mit anderen Einrichtungen, verblieb man letzten Endes im Unverbindlichen. Soweit waren wir vorher, und die Intervention des Patientenanwaltes hat offensichtlich daran nichts geändert. 

Ich komme jetzt zu dem Thema, das mein Vorredner schon angesprochen hat: Die Situation, die sich ergeben hat, dass die Pflegemissstände in Wien endlich, endlich Thema wurden und dass der Pflegeombudsmann Dr Vogt installiert wurde, und zu der Frage, wie hier künftig zu verfahren ist angesichts eines Pflegeheimgesetzes, dem wir zugestimmt haben, wo eine Heimkommission unter der Führung der Patientenanwaltschaft eingerichtet wurde. Nichtsdestotrotz, obwohl wir zugestimmt haben, fordern wir die Einrichtung einer eigenen rechtlichen Institution für die Pflegeombudsstelle und lassen davon auch nicht ab. Ich glaube, dass eine Flurbereinigung der Aufgaben beiden Institutionen dienen würde und für beide Sinn machen würde. 

Sie schreiben auf Ihren zwei Seiten, die Sie den Pflegeheimen in Ihrem Bericht widmen, lauter Dinge, die wir im Prinzip – mit einer einzigen Einschränkung, die ich noch verdeutlichen werde – auch teilen, dass es Personalmangel gibt, dass man das psychische und physische Wohlbefinden der Heimbewohner ins Zentrum der Arbeit stellen muss und und und. All das halten wir für unterstreichenswürdig. Aber, Herr Dr Dohr, das haben wir bereits gewusst. Wir haben gewusst, dass das alles richtig ist. Das haben wir in der Geriatriekommission rauf und runter gebetet, das ist keine neue Information. 

Und dort, wo Sie Vorschläge machen, bin ich in einem wesentlichen Punkt nicht ihrer Meinung. Sie schreiben hier: „Die ärztliche Versorgung darf sich nicht auf die Grundversorgung durch einen Facharzt für Allgemeinme-
dizin beschränken, sondern soll nahezu alle medizinischen Fächer bei Bedarf abdecken können." Also wenn das heißt, dass die krankenhausähnlichen Großpflegeheime auf diese Weise legitimiert, festgeschrieben und für alle Zukunft institutionalisiert bestehen bleiben sollen, wenn es das heißt, muss ich Ihnen widersprechen, denn wir waren in der Geriatriekommission schon wesentlich weiter. Wir haben festgestellt, dass für die hochbetagten Menschen natürlich eine medizinische Versorgung zur Verfügung stehen muss, was aber nicht heißt, dass wir eine Rundumversorgung von Fachärzten im Haus brauchen. Das ist Konsens gewesen in der Geriatriekommission, und Sie fallen mit diesem Vorschlag hinter diese Erkenntnis zurück. Mein Eindruck ist, dass man aus die-
ser Passage eigentlich lesen muss, dass Sie wollen, dass die beiden Großheime, die wir haben, so bestehen bleiben mit der vorbestimmten medizinischen Belegschaft. Das halten wir weder für notwendig noch für finanzierbar noch für zumutbar für die Patienten und Patientinnen, für die Bewohner und Bewohnerinnen, denn wir wollen ja, dass die Pflegeeinrichtungen keine Krankenhäuser sind und Menschen, die pflegebedürftig sind, im Wesentlichen in einer für sie annehmbaren Wohnumgebung sein sollen und nur dann medizinisch versorgt werden, wenn sie das auch brauchen. 

Insofern ist der Ausweg, den die Frau Stadträtin, und ich bin sicher, auch heute wieder, als das Mittel der Wahl nennen wird, die Heimkommission, bei der der Dr Vogt einbezogen ist. Für Sie, Herr Dr Dohr, und auch für die Frau Stadträtin ist sie das Mittel, mit dem beide Aufgaben verbunden werden können. 

Wir sind anderer Meinung, aus guten Gründen, nicht zuletzt, weil der Herr Dr Vogt selber immer wieder betont, welche Schwierigkeiten ihm diese Struktur macht. Und jeder, der Herr Patientenanwalt, die Frau Stadträtin, die Opposition, der Herr Dr Vogt, alle sollten doch eine Struktur vorfinden und unterstützen können, die Reibungsverluste vermeidet, Parallelstrukturen verhindert und die alle Institutionen so effizient wie möglich arbeiten lässt. Nichts spricht dagegen zu sagen, der Patientenanwalt hat ein großes, ein wichtiges Aufgabengebiet, der Pflegeanwalt hat ein wachsendes, was man an seiner Beanspruchung sieht. Nehmen wir die beiden Bereiche auseinander und ermöglichen wir auch für den Dr Vogt die notwendige Rechtsgrundlage. Frau Stadträtin, Sie kennen den Inhalt. Nichtsdestotrotz noch einmal ein Beschlussantrag auf Zuweisung in den Ausschuss. 

Ich nehme zur Kenntnis, dass Sie, Herr Dr Dohr, mit der Heimkommission doch weitgehend die Arbeit erfüllen wollen, die wir dem Dr Vogt zubilligen wollen. Sie verlangen zusätzliches Personal. Das verstehe ich auch unter dieser Auffassung. Wir könnten in einer Entflechtung der Bereiche, denke ich, auch beim Dr Vogt das Personal ansiedeln, das dafür gebraucht wird, und bei der Heimkommission auskommen mit den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen, die wir haben. 

Ich wünsche mir, und das ist auch der Grund, warum wir diesem Bericht nicht zustimmen, dass Sie künftighin Ihre Aufgabe in diesem Sinn, wie ich es jetzt ausgeführt habe, verstehen werden, und wir hoffen auf einen Bericht im Jahr 2005, der auch auf diese grundsätzlichen und wichtigen Fragen in der Gesundheitsversorgung der Stadt endlich Antwort gibt. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Nächste Wortmeldung: Frau Abg Praniess-Kastner.

Abg Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrter Herr Patientenanwalt! 

Erfreut haben wir den Bericht des Wiener Patientenanwalts, der Wiener Patientenanwaltschaft zur Kenntnis genommen, für dieses Jahr 2004 entgegengenommen, weil dieser wurde uns ja erstmals unter dem jetzigen Patientenanwalt Dr Dohr zeitgerecht vorgelegt. Diese zeitgerechte Vorlage wurde ja von uns Oppositionsparteien seit Jahren gefordert. 

Wir halten die Institution des Patientenanwalts für eine äußerst wichtige Einrichtung, und wir haben uns gefreut über diesen Bericht. Die Freude hat sich aber leider beim Durchsehen des Berichts, nämlich beim Durchsehen der Inhalte des Berichts, verflüchtigt, denn wir haben gelesen, dass der Patientenanwalt von der Wiener Bevölkerung leider nicht bei Angelegenheiten der PflegeheimbewohnerInnen wahrgenommen wird. Nur 24 von 1 636 Beschwerden im Jahr 2004 haben diesen Pflegebereich betroffen. 

Die Freude darüber hat sich auch verflüchtigt, als wir zur Kenntnis nehmen mussten, dass die vom Patientenanwalt Dr Dohr 2002 bereits geforderte Kompetenzerweiterung noch nicht einmal im Ansatz umgesetzt wurde, eine Kompetenzerweiterung, um einer eigenen Pflegeanwaltschaft auf Grund natürlich der bestehenden Unterschiede zwischen dem stationär-medizinisch indizierten Spitalsaufenthalt und dem Wohnen in einem Pflegeheim gerecht zu werden. 

Und natürlich ist auch die Freude nicht groß über die schon von Frau Dr Pilz, meiner Vorrednerin, angeführten Mängel in folgenden Bereichen: Die personelle Unterbesetzung im Hygienebereich, die Kapazitätsprobleme im Dialysebereich. Im Bericht heißt es darüber: Die dadurch notwendigen Behandlungen sind unzumutbar für die meisten Patienten, sind eine unzumutbare Belastung für die meisten Patienten. Wir haben uns nicht gefreut über die fehlenden Abteilungen für Jugendpsychiatrie und die bereits angesprochene Situation in den Pflegeheimen von Wien. 

Und deshalb, meine Damen und Herren, bringen meine Kollegin Ingrid Korosec und ich zur Post 1 der Tagesordnung betreffend die rechtliche Verankerung des Wiener Pflegeombudsmanns einen Beschluss- und Resolutionsantrag ein, und in dem Antrag heißt es:

„Der Wiener Landtag möge beschließen, dass der Pflegeombudsmann Dr Werner Vogt mittels landesgesetzlicher Regelung als Wiener Pflegeanwalt analog zum Wiener Patientenanwalt installiert wird und als Institution mit geeigneten finanziellen Mitteln langfristig auszustatten ist. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.“ (Beifall bei der ÖVP.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau Abg Klicka. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Marianne Klicka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Ich freue mich ganz besonders, dass dieses Jahr schon der 13. Bericht der Patientenanwaltschaft, die 1992 gegründet wurde, vorgelegt werden kann, denn uns sozialdemokratischen GesundheitspolitikerInnen ist die Wahrung der Patientenrechte und die Sicherung der Interessen der Patienten ein ganz besonderes Anliegen. 

Es sind aus den Berichten des Patientenanwaltes teilweise Mängel aufgezählt worden und dargestellt worden, die eigentlich auch schon in Behandlung waren und in Umsetzung waren. Dazu kann ich auch heute sehr erfreulich aus dem Bereich der Dialyse berichten, dass im letzten Jahr schon vorher vieles in Bewegung war, aber auch endgültig viele neue Plätze geschaffen werden konnten. 

Ganz wichtig für die Arbeit des Patientenanwaltes ist auch die gute Zusammenarbeit mit der Bundesverwaltung und den gesetzlichen beruflichen Vertretern der freien Berufe. Herr Dr Dohr und sein Team haben ständig Kontakt mit der Ärztekammer, der Apothekerkammer, den Sozialversicherungen und der Pharmaindustrie. Und so wie wir es auch im Wiener Gesundheitswesen halten, dass wir alle gemeinsam Ziele erreichen wollen, so gelingt es auf dieser Ebene auch immer wieder der Patientenanwaltschaft. (Beifall bei der SPÖ.)
2004 war auch ein sehr wichtiges Jahr, weil viele Gesetze im Vorbereitung oder schon in Beschlussfassung waren, Gesetze auf der Bundesebene wie das Heimvertragsgesetz und das Heimaufenthaltsgesetz, auf der Wiener Ebene das Wiener Wohn- und Pflegeheimgesetz, die zusammen mit dem Krankenanstaltengesetz eine wichtige Grundlage für die Arbeit der Patientenanwaltschaft in Bezug auf die Patientenrechte und Bewohnerrechte darstellen.

Der Herr Patientenanwalt bedauert, dass es leider in Zusammenarbeit mit dem Bund noch immer nicht möglich ist, dieses Gesetz über die Patientenverfügung, das ein wesentlicher Ausdruck der Selbstbestimmungsrechte der Patienten ist, endlich in die Tat umzusetzen. Die Kollegin hat gemeint, das Gesetz braucht sehr lange zur Gesetzeswerdung. Im Prinzip sind wir vom Bund in den letzten Jahren leider anderes gewöhnt. Die Gesetze wur-
den nämlich in Husch-Pfusch-Aktion beschlossen und mussten dann vielfach vom Verfassungsgerichtshof wie-
der aufgehoben werden. Das wollen wir bei diesem Ge-
setz natürlich nicht. Wir wissen aber, dass es bereits sehr gut vorbereitet ist und einfach in der Schublade liegt und so wesentliche Patientenrechte in Bezug auf die Patientenverfügung den Menschen verwehrt werden. Und das gerade bei einer Bevölkerung, die immer älter wird und wo wir wissen, dass es gerade im hohen Alter vielfach zu Demenzerkrankungen kommt, wo dann die Sachwalterschaft versucht, sozusagen den Willen des Patienten umzusetzen, und das wäre viel leichter, günstiger und eben der Würde des Menschen entsprechend besser zu machen, wenn es diese Patientenverfügung bereits gäbe. 

Es wurde in den letzten drei Jahren eine ähnlich hohe Anzahl von Anliegen, Anfragen, Beschwerden und Vorsprachen eingebracht, also eine sehr stabile Zahl, die zeigt, dass es natürlich dort, wo viele, viele Menschen arbeiten und Hunderttausende Krankheitsfälle behandelt, gelöst und geheilt werden, möglicherweise zu menschlichen Fehlern kommt, die Anzahl kann aber zum Glück sehr stabil gehalten werden.

Nun darf ich auf den Punkt der Dialyse eingehen. Der Bericht stammt natürlich aus dem Jahr 2004, und wir sind sehr stolz, dass wir diese Engpässe, die es damals teilweise gegeben hat, im letzten Jahr auflösen konnten. Insgesamt können um 85 Patienten pro Woche mehr behandelt werden. Wir haben im Kaiser-Franz-Josef-Spital die Zahl der Dialyseplätze von 6 auf 12 verdoppelt, das bedeutet 36 zusätzliche Patientenplätze. Wir haben im SMZ-Ost um fünf Plätze mehr in Betrieb in diesem Jahr. Auch das bedeutet 30 Patientenplätze mehr. Wir konnten in den Verhandlungen mit dem Hanusch-Kran-
kenhaus den dritten Schichtbetrieb eröffnen und haben dort um 19 Patientenplätze mehr. 

Die derzeitige Auflistung zeigt, dass es in keinem der Spitäler, und das sind insgesamt sieben Spitäler plus dem AKH, mehr als drei Schichten gibt. (Beifall bei der SPÖ.) Also ich weiß nicht, die Frau Dr Pilz wird mir ja zuhören: Wir haben in allen Spitälern nur drei Schichten. Ein vierter Schichtbetrieb war manchmal in der Nacht notwendig oder wurde durchgeführt. Da muss man aber dazusagen: Es war auf Wunsch der Patienten. Ich habe selbst mit so einem Patienten gesprochen, der Künstler war, der im Theater aufgetreten ist und der ganz bewusst die vierte Schicht in der Nacht nach seinem Auftritt gewählt hat, weil es für seinen beruflichen Ablauf günstiger war. Aber es gibt derzeit keine vierte und fünfte Schicht. Die fünfte Schicht kann ich mir eigentlich auch gar nicht vorstellen. Es wird an der Interpretation liegen, in welchem Zeitraum diese stattgefunden hat. 

Also wir sind sehr stolz darauf, dass wir diese Dialyseplätze den Patienten und Patientinnen zur Verfügung stellen können. 

Die extramurale Dialyse, die immer wieder angesprochen wird, ist in Vorbereitung. Da sind natürlich sehr viele Verhandlungen, auch mit den Sozialversicherungen, notwendig. Da kann man nicht von heute auf morgen solche Plätze einrichten.

Ich darf nun noch auf die von den GRÜNEN und von der ÖVP gestellten Anträge bezüglich des Pflegeombudsmannes eingehen, wobei ich hervorstreichen möchte, dass die Patientenanwaltschaft alle Anliegen, die an sie herangetragen werden, also auch jene aus dem Pflegebereich, in vorbildlicher Art und Weise behandelt. 

Die Zahl 24, die von den beiden Kolleginnen genannt wurde, ist eine Aktenzahl. Das heißt nicht, dass von diesen 8 000 telefonischen und schriftlichen Anfragen nur 24 auf den Pflegebereich beschränkt sind. Das stimmt natürlich nicht, sondern das sind jene Fälle, wo es auch wirklich zu einer Behandlung, zu einem Akt gekommen ist. Diese Zahl ist natürlich auch im Bereich der Akutpflege und der Akutbetreuung wesentlich geringer.

Es ist auch so, dass zwischen dem Pflegeombudsmann, der Patientenanwaltschaft und dem Patientenanwalt immer ein sehr gutes Einvernehmen hergestellt war und dass auch in Anlassfällen in Pflegeheimen die beiden Verantwortlichen sozusagen immer wieder Kontakt gehalten haben und viele Fälle auch gemeinsam gelöst haben.

Es ist unbestritten, dass der Pflegeombudsmann viele Aufgaben wahrnimmt, eine Vermittlerfunktion wahrnimmt und durch seine Anwesenheit und seine Ansprechmöglichkeit das Klima in der Pflege und Betreuung sowohl für die älteren Menschen als auch für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sehr zuträglich war.

Es ist aber etwas ganz Einmaliges, und darauf möchte ich schon hinweisen, dass es eben in Wien auf Grund der Schaffung dieses Pflegeombudsmannes zwei Anlaufstellen für Betroffene gibt. Würden wir die Agenden der Pflege aus dem Bereich der Patientenanwaltschaft herauslösen, dann wäre es nur mehr eine Anlaufstelle, nämlich nur mehr der Pflegeombudsmann. In diesem Fall können wir stolz darauf sein, dass wir als Bundesland Wien diese Möglichkeit den Pflegenden, den zu Betreuenden, den pflegenden Angehörigen und den Mit-
arbeiterInnen bieten, dass es eine zusätzliche nieder-
schwellige, moderne und persönlich engagierte Pflege-
ombudsstelle gibt, an die sich die Menschen wenden können, ohne sofort in gewisser Hinsicht einen Rechtsweg beschreiten zu müssen. Wäre der Pflegeombudsmann eine eigene rechtlich verankerte Stelle, dann würde es in vielen Fällen immer wieder, bevor noch klargelegt ist, ob ein Verschulden vorliegt oder nicht, zu einem Rechtsweg kommen, der sehr langwierig ist, der sehr schwierig ist und diese Problemlösungen, die in den letzten Jahren, in den letzten zwei Jahren durch den Pflegeombudsmann möglich waren, gar nicht ermöglichen würde. 

Der Pflegeombudsmann hat durch seine Öffentlichkeitsarbeit, obwohl er natürlich der normalen Verschwiegenheitspflicht unterliegt, sehr viel zur Bewusstseinsbildung in der Öffentlichkeit für die ältere Generation, aber auch für die schwere Arbeit bei den Pflegepersonen beigetragen. Wir haben eben auch im Wiener Pflegeheimgesetz die Heimkommission geschaffen, wo er ein ständiges Mitglied ist und somit alle diese Rechte, die Sie in Ihren Anträgen fordern, auch wahrnehmen kann und sie auch wahrnimmt. Davon sind wir überzeugt. 

Außerdem haben wir uns alle selbst im Bereich der Landesregierung auferlegt, dass wir nicht Gesetze erlassen wollen, die unnötig sind, die man eigentlich nicht braucht. Zu viele Gesetze regulieren unser Leben auch nicht besser. In diesem Fall sollen neue Gesetze nur er-
lassen werden, wenn ein Regelungsbedarf besteht. Das würde ja bedeuten, dass der Pflegeombudsmann bis jetzt schlecht gearbeitet hat, wenn man sozusagen das neu regeln muss und in ein Gesetzeswerk packen. Er hat seine Aufgabe sehr, sehr gut wahrgenommen und wird sicher auch in Zukunft in diesem Sinne weiterarbeiten.

Zur ÖVP möchte ich noch sagen, dass die Einrichtung der Pflegeombudsstelle im Dezember 2003 als Akt im Gesundheitsausschuss natürlich verhandelt wurde und damals sowohl die ÖVP als auch die GRÜNEN und die FPÖ dagegen gestimmt haben. Und jetzt lese ich in Ihrem Antrag, dass Sie hier schreiben: Mit geeigneten finanziellen Mitteln langfristig auszustatten. Also ich sehe darin schon einen Widerspruch, wenn man vor nicht eineinhalb Jahren gemeint hat, der kriegt eh zu viel Geld und wozu braucht er denn das, und dann jetzt das noch in einem eigenen Antrag fordert. (Beifall bei der SPÖ.) 

Abschließend möchte ich sagen, dass ich dem Herrn Dr Dohr und seinem Team ganz, ganz herzlich danken möchte für seine großartige Arbeit, auch herzlich danken möchte, dass dieser Bericht sehr schnell jetzt, nachdem doch einige Jahre aufzuholen waren und in diesem Jahr sehr viel an Berichten uns übermittelt wurden, rechtzeitig übermittelt wurde. Und ich freue mich schon auf die Anregungen, die wir dann im nächsten Bericht zu lesen bekommen, und dass wir dann gemeinsam auch diese Herausforderungen wieder lösen werden. – Herzlichen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Dr Dohr, ich darf Sie um Ihre Wortmeldung bitten.

Patientenanwalt Dr Walter Dohr: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau amtsführende Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich danke Ihnen oder den meisten von Ihnen für die positiven Worte, sofern Sie positive Worte für den Bericht gefunden haben. Ich nehme natürlich auch die Kritik von manchen von Ihnen sehr ernst und darf dazu zu einzelnen Punkten ganz kurz Stellung nehmen. 

Positiv finde ich, wenn ich in meinem Bericht grundsätzliche Dinge, wie zum Beispiel die Dialyse, die psychische Versorgung insbesondere von Jugendlichen, die Patientensicherheit und anderes anspreche, wenn daraus von den Verantwortlichen in der Gesundheitspolitik und im Gesundheitsmanagement Wien prompt reagiert wurde.

Die Frau Abg Klicka hat bereits erwähnt, wie auf die damals im Berichtszeitraum untragbare Dialysesituation reagiert wurde. Ich finde das ausgesprochen positiv. Ich halte es, auch wenn es der Abg Dr Pilz schon bekannt war, dass wir ein Dialyseproblem in Wien hatten, trotzdem für richtig, wenn der Patientenanwalt seinen Finger auf dieses Problem legt. Insbesondere finde ich es erfreulich, wenn dann auch gehandelt wird.

Was die psychische Versorgung vor allem von Jugendlichen betrifft, so habe ich das deswegen aufgegriffen, weil unter anderem auch die Weltgesundheitsorganisation besonderes Augenmerk auf die psychische Gesundheit und auf die Entstigmatisierung von psychisch Kranken legt und dementsprechende Initiativen auch in Österreich auf Bundesebene gesetzt werden. Und ich habe immer wieder Fälle, wo Eltern zu mir kommen und sagen, mein Kind, ein Jugendlicher, konnte im OWS, im Otto-Wagner-Spital, nicht ordentlich untergebracht werden, weil die gesagt haben, es gibt ja eine eigene Jugendpsychiatrie. Wir kennen sie, im AKH. Die hätten gesagt, wir haben keinen Platz. Wir sind ja in den ältesten Räumen des neuen AKH untergebracht. Und deswegen habe ich mich im Jahr 2004 speziell der psychiatrischen Fällen angenommen und darüber etwas Grundsätzliches geäußert. Hier haben wir noch nicht die volle Lösung des Problems aus meiner Sicht, aber im Jänner, demnächst also, habe ich ein Gespräch mit den dafür Verantwortlichen, und die haben mir schon signalisiert, dass sie diese meine Ausführungen in dem Bericht sehr ernst nehmen.

Zu den mehrmals genannten 24: Frau Abgeordnete, es waren nur 24 Pflegefälle. Das ist zwar richtig, das sind die 24 aktenmäßigen Beschwerdefälle gegen die städtischen Pflegeheime. Im Bericht findet man auf der gleichen Seite noch 19 Beschwerden gegen private Pflegeheime, sodass also 43 aktenmäßige Beschwerden vorliegen. 

Sie können uns sagen, das ist nicht sehr viel, schließlich haben wir Tausende Pflegebetten in Wien. Aber wenn Sie sich die Anzahl der Beschwerden im größten Bereich, bei den Akutspitälern, anschauen oder die insgesamt 1 650 Prüffälle, davon ungefähr, jemand hat das gefragt, 50 Notfälle, dann sind davon in etwa ein Drittel, Frau Dr Pilz, berechtigt, also etwas mehr als 500. Und wenn Sie das vergleichen mit den über dreieinhalb Millionen stationären Patienten, die wir haben, dann ist der Beschwerdeanfall im Promillebereich. Ich kann einfach die Erwartungslage, dass der Patientenanwalt sozusagen als Oppositionspolitiker nur kritisiert und nur Defizite aufzeigt, nicht erfüllen, wenn das Gesundheitssystem in Wien überdurchschnittlich gut ist und weit über Wien hinaus und über Österreich hinaus einen guten Ruf hat. 

Und noch einmal: Wenn es mir gelingt, aus diesen Beschwerdefällen in über 300 Fällen Entschädigungen für diese Familienangehörigen oder die Patienten zu erreichen in der Höhe von 2,6 Millionen EUR im Jahr, alles zusammen, Haftpflichtversicherungen, Patientenentschädigungsfonds und so weiter, so mag diese Summe relativ hoch wirken, 2,6 Millionen EUR in einem Jahr bei etwas mehr als 300 Fällen, aber sie ist in Wirklichkeit gering, wenn Sie sich die Anzahl der stationären Patienten und die Millionen Ambulanzkontakte anschauen.

Noch ein Punkt zu den Spitälern. Es ist der 13. Be-
richt, also das 13. Jahr, über das berichtet wird. Zum ersten Mal werden in diesem Bericht Spitäler genannt, und zwar jene, die eine besonders geringe Beschwer-
deanzahl, umgelegt auf ihre Patienten, haben. Die Frau Dr Pilz, die ja einleitend gesagt hat, dass Sie meine Arbeit im Einzelfall sehr wohl schätzt, wofür ich ihr sehr dankbar bin, hat gesagt: Und warum nennt er nicht die Spitäler, die schlecht sind? Also hätte ich es nicht zum ersten Mal genannt, wäre es vielleicht gar nicht aufge-
fallen. Zum ersten Mal weiß man, dass das Sophien-
spital, das natürlich kein typisches Spital ist, die haben keine Chirurgie, besonders beschwerdearm ist, und von den großen Spitälern, also jene, die Schwerpunktspitäler sind oder mehr als 30 000 Patienten haben, sind das Hanusch-Spital, das Otto-Wagner-Spital und das KFJ an erster Stelle.

Ja, ich nenne jene, die eine hohe Beschwerdeanzahl haben, deswegen nicht, weil mein Arbeitsziel nicht ist, Ärzte oder Manager an den Pranger zu stellen, sondern ich will verbessern. Und, Frau Dr Pilz: Die KoFüs, die kollegialen Führungen dieser Spitäler, kriegen heute, wo der Bericht öffentlich wird, um 14 Uhr ist der Bericht schon fertig, die genaue Mitteilung, wo sie im Ranking liegen, sodass jeder ärztliche Direktor, jede Pflegedirektorin weiß, ob sie gut oder schlecht liegen und ob sie besser oder schlechter liegen.

Und natürlich weiß dies dann auch der Generaldirektor des Krankenanstaltenverbundes und der Obmann Bittner als Betreiber des einen großen Privatspitals in Wien, nämlich des Hanusch-Krankenhauses.

Noch ein ganz kurzer Blick in die Zukunft: Die Heimkommission ist bereits mehrmals angesprochen worden. Ich darf Sie informieren, dass die konstituierende Sitzung der Heimkommission stattgefunden hat. Meiner Meinung nach sind da wirklich Experten auf dem Gebiet der Pflege versammelt: Betreiber von Heimen, verantwortliche Pflegefachkräfte, Ärzte, die sich speziell mit Geriatrie und Akutgeriatrie befassen, und natürlich auch in der Person des Herrn Unfallchirurgen Dr Werner Vogt, der als Beschwerdemanager Mitglied dieser Heimkommission ist. All diese qualifizierten Personen waren einstimmig der Meinung, dass ich den Vorsitz der Heimkommission führen soll, und ich finde, das ist auch ein Vertrauensbeweis, auch durch Herrn Dr Vogt. Außerdem ist es, wie ich glaube, ein Zeichen, dass der Wiener Patientenanwalt auch im Pflegebereich seine Arbeit nicht gar so schlecht tut, wie es manche, aber nicht alle von Ihnen dargestellt haben. 

Ich danke für Ihre Geduld, für Ihr Interesse an meinem Bericht, vor allem aber auch für Ihre Unterstützung, wenn ich in Einzelfällen für irgendeinen Patienten oder Angehörigen etwas tun darf. Ich stehe Ihnen gerne und immer zur Verfügung und bitte darum, wenn Ihnen irgendein Missstand oder irgendein Problem im Gesundheitsbereich, sei es beim Rettungswesen, sei es im Zusammenhang mit Akutspitälern, Pflegeheimen oder Apotheken, auffällt, dass Sie mir das melden oder zur Kenntnis bringen. Ich werde mich, so wie bisher, gerne um alles kümmern. – Danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön, Herr Dr Dohr.

Zu Wort ist niemand mehr gemeldet.

Die Debatte ist geschlossen.

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte nur einige wenige abschließende Bemerkungen machen.

Ich schließe mich all jenen an, die über die Bedeutung der Einrichtung der Patienten- und Patientinnenanwaltschaft gesprochen haben. Ich denke, es war vor meiner Zeit und wahrscheinlich vor der Zeit vieler, die hier sitzen, aber es war ein wirklich sehr bedeutender historischer Schritt, dass diese Anwaltschaft eingerichtet wurde. Ich kenne deren Geschichte, die auch gar nicht so einfach war, und insofern denke ich – und Sie werden später merken, warum ich das jetzt sage –, dass wir diese Anwaltschaft nicht nur in der alltäglichen Arbeit unterstützen sollen, sondern auch, wenn ich das jetzt ein bisschen salopper formulieren darf, mit Zähnen und Klauen verteidigen, damit sie in dieser Form weiter besteht.

Ich meine, dass die Anwaltschaft sehr wichtig für das System ist. Sie wissen, dass ich jemand bin, der gerade dem, was heute auch schon angesprochen wurde, nämlich der Fehlerkultur, eine sehr große Bedeutung beimisst. In diesem Sinne glaube ich, dass eine positive Fehlerkultur einerseits eine Kultur des Vertrauens innerhalb der Einrichtung und auch entsprechende Institutionen und Strukturen innerhalb einer Einrichtung voraussetzt, dass andererseits aber auch eine externe, unabhängige Einrichtung als Begleitung dazu gehört, die nicht als der böse Wauwau, der draußen steht, gesehen werden darf, aber doch eben als eine sehr, sehr kritische Begleitung. Insofern empfinde ich die Anwaltschaft als absolut unverzichtbar und denke, dass auch der vorliegende Bericht ein sehr wichtiger, guter Beitrag ist.

Man kann natürlich über jede Form von Statistik diskutieren. Sie wissen, wie viel Witze über Statistiken gemacht werden. Als Ökonomin weiß ich, wovon ich spreche. Selbstverständlich kann man immer alle Statistiken so interpretieren, wie man sie interpretieren möchte, im positiven und im negativen Sinn. Ich bin mir aber ganz sicher, dass Herr Dr Dohr sehr gerne zu einer konstruktiven Diskussion bereit ist. Grundsätzlich haben wir die jeweilige Problematik zum Zeitpunkt der Berichterstattung in der realen Arbeit und auch in der gesetzlichen Grundlage überwunden. Unabhängig davon ist dieser Bericht sehr gut, und es werden sehr wohl auch strukturelle Vorschläge gemacht, was zu verbessern ist. Der Patientenanwalt und sein Team ziehen sich nicht darauf zurück, Dinge aufzuzeigen und damit die Sache als erledigt zu betrachten, sondern es sind sehr wohl strukturelle Vorschläge in diesem Bericht enthalten, gerade auch zum Thema Dialyse.

Ich denke, diese Problematik wird uns noch sehr lange begleiten, und wir sind uns alle miteinander der schwierigen Situation absolut bewusst. Gerade für den Dialysebereich ist dieser Bericht ein gutes Beispiel, denn er zeigt, welch unglaublicher Dynamik wir da ausgesetzt sind. Es gibt österreichweit eine Steigerung der Dialysenotwendigkeit von 15 Prozent. Wir wissen – und das ist gut und ein Beweis dafür, wie gut gearbeitet wird –, dass die Dialysepatienten immer älter werden und immer länger auf die Dialyse angewiesen sind, dass sie aber an den Dialyseplätzen länger gut betreut leben können.

Es sind, wie gesagt, immer ältere, auch multimorbide Patienten an den Dialyseplätzen.

Sie wissen, dass wir hier in Österreich eine ganz spezielle Situation auch auf Grund unserer gesetzlichen Grundlage haben, die wir im Übrigen – hoffentlich über alle Parteigrenzen hinweg, wovon ich ausgehe – mit Zä-
hen und Klauen gegen Bestrebungen der EU zum Thema Transplantation verteidigen müssen. Denn wir haben in Österreich eine sehr, sehr hohe Transplantationsrate, was eben auch Auswirkungen auf die Dialysesituation hat. Wir haben einen relativ geringen Anteil an Bauchfelldialyse, wiewohl auch wir diesbezüglich gemeinsam mit der Gebietskrankenkasse Ausweitungen planen, das unterliegt aber dementsprechenden Beschränkungen, weil wir eben sehr viele alte, multimorbide Patienten haben, die für diese Bauchfelldialyse nicht geeignet sind. Bei den jungen, g’sunden Menschen – wenn ich das so unwissenschaftlich sagen darf – wird nämlich bei uns transplantiert, was in anderen Ländern nicht der Fall ist. Unsere Experten und Expertinnen referieren weltweit über den sehr hohen Transplantationsanteil, den wir in Österreich haben, der auf Grund unserer Gesetzesgrundlage möglich ist, die wir verteidigen müssen. Ich höre nämlich immer wieder – und da bin ich sehr vorsichtig –, dass es Entwicklungen in und Bemühungen seitens der EU gibt, diese Bestimmungen zu ändern. Ich glaube, wir alle müssen miteinander daran arbeiten, dass sich dieses Gesetz nicht ändert, weil es gut ist, so wie es ist! 

Nun aber zurück zur Frage der Dialyse: Ich glaube, dieser Bericht allein zeigt, welche Dynamik wir haben. Einerseits haben wir die Problematik, die Herr Dr Dohr aufgezeigt hat, bereits überwunden, weil seither im SMZ-Ost, im Hanusch-Spital und in anderen Spitälern sehr viel gemacht wurde, andererseits sehen wir aber auch, dass uns die Entwicklung schon wieder zu überrollen droht. Davor verschließen wir die Augen nicht, das wissen wir! Da sind wir dahinter!

Sie wissen, dass wir gerade dabei sind, ein neues, innovatives Projekt gemeinsam mit der Gebietskrankenkasse zu starten, um in einem Bereich, wo sowohl wir als auch die Gebietskrankenkasse entsprechende Einflussmöglichkeiten haben, mit Privaten gemeinsam eine Struktur aufzubauen. Damit wollen wir einen großen Schritt setzen, um die Nachfrage an Dialyseplätzen für längere Zeit befriedigen zu können, ohne unbedingt in den privaten Markt eintreten zu müssen, weil die Tatsache, dass wir viele multimorbide Patienten haben, uns etwas skeptisch sein lässt gegenüber dem Vorschlag, dass man das rein den Privaten überlassen oder rein in den niedergelassenen Bereich gehen soll, sondern dass es hier andere Instrumente braucht. Wir sind da in der Entwicklung schon recht weit, führen diesbezüglich Gespräche mit der Gebietskrankenkasse, und ich hoffe, dass ich Ihnen in den nächsten Wochen dieses Projekt präsentieren darf.

Zur alten Diskussion betreffend Pflegeombudsmann und Patientenanwalt sind die Meinungen, wie ich glaube, wirklich ausreichend ausgetauscht. Ich sage es noch einmal sehr deutlich: Ich bin allen Vorschlägen gegenüber offen. Wir sind hier auch in einem sehr konstruktiven Gespräch mit Herrn Dr Vogt in die Richtung, welche Freiheiten er jetzt hat, eben weil er nicht gesetzlich verankert ist. Es ist vielleicht nicht immer allen so bewusst, dass eine gesetzliche Verankerung auch sehr strenge Regeln und sehr strenge Bestimmungen zum Beispiel zum Thema Verschwiegenheitspflicht mit sich bringt, und ich bin mir nicht ganz sicher, ob Dr Vogt so froh wäre, wenn er dieser Verschwiegenheitspflicht unterläge wie zum Beispiel der Patientenanwalt, aber darüber sind wir in einem konstruktiven Gespräch.

Ich bin auch für alle Ideen offen, wie zum Beispiel für diesen Vorschlag, einfach die Kapazitäten zusammen zu legen und gemeinsam in einem erweiterten Patientenanwaltsgesetz zu verankern. Auch das kann man sehr gerne diskutieren! Was ich nicht mache – und damit komme ich jetzt zum Anfang meiner Wortmeldung, und dazu bekenne ich mich, und dazu stehe ich! –: Ich werde sicherlich nicht dieses wichtige und wertvolle Patientenanwaltsgesetz und die darauf basierende Einrichtung halbieren, abräumen, verkleinern, minimieren. Das würde ich nämlich als einen wirklichen Rückschritt für die Patienten und Patientinnen und für unser System empfinden. Ich bleibe dabei und bekenne mich dazu, dass die Patientenanwaltschaft in der Form, wie sie jetzt existiert, bestehen bleiben soll, weil das, wie ich glaube, eine ganz, ganz wichtige Einrichtung ist!

In diesem Sinne und ob der Wichtigkeit dieser Einrichtung richte ich ein herzliches Dankeschön an Sie, Herr Dr Dohr, und an Ihr gesamtes Team! Ich freue mich auf eine weitere kritisch‑solidarische Zusammenarbeit. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön.

Wir kommen nun zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die den vorliegenden Bericht der Wiener Patientenanwaltschaft über ihre Tätigkeit im Jahr 2004 zur Kenntnis nehmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist somit mehrstimmig gegen die Stimmen der GRÜNEN zur Kenntnis genommen.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Beschluss- und Resolutionsanträge.

Der erste Antrag wurde von Frau Abg Pilz eingebracht. Er betrifft die rechtliche Verankerung der Pflegeombudsstelle. 

Wer diesem Antrag beitritt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Das sind die GRÜNEN, die ÖVP und die FPÖ. Das ist die Minderheit, und damit ist dieser Antrag abgelehnt.

Wir kommen zum Beschluss- und Resolutionsantrag der Abg Korosec und Praniess-Kastner betreffend rechtliche Verankerung des Wiener Pflegeombudsmannes. 

Hiezu wurde die sofortige Abstimmung verlangt.

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag beitreten, um ein Zeichen mit der Hand.

Das sind ÖVP und GRÜNE. Das ist die Minderheit, und der Antrag ist damit abgelehnt.

Wir kommen zu Postnummer 6. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes über die Errichtung eines Wiener Gesundheitsfonds, Wiener Gesundheitsfondsgesetz.

Berichterstatterin ist Frau Abg Klicka. Ich bitte sie, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatterin Abg Marianne Klicka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Hohes Haus!

Ich ersuche um Zustimmung zur vorliegenden Gesetzesvorlage.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Gemäß § 30 Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General‑ und die Spezialdebatte zusammenzulegen.

Wird gegen die Zusammenlegung eine Einhebung erhoben? – Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen.

Die Debatte ist eröffnet.

Zu Wort gemeldet ist Herr Abg Mag Ebinger. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Präsidentin! Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Verehrte Stadträtin!

Das Wiener Gesundheitsfondsgesetz beziehungsweise die Vereinbarung gemäß 15a B-VG über die Neustrukturierung des Gesundheitswesens und der Krankenanstaltenfinanzierung ist Ende 2004 in Kraft getreten. Im Rahmen dieser Finanzausgleichsverhandlungen – ich zitiere – „haben sich Bund und Länder auf eine für die Jahre 2005 bis 2008 geltende Art 15a B-VG-Vereinba-
rung über die Organisation und Finanzierung des Gesundheitswesens geeinigt, womit im Wesentlichen die strikte Trennung der einzelnen Sektoren des Gesundheitswesens überwunden und eine bessere Abstimmung in der Planung, Steuerung und Finanzierung des gesamten Gesundheitswesens sowie die längerfristige Sicherung der Finanzierbarkeit des österreichischen Gesundheitswesens durch Maßnahmen der Kostendämpfung und Effizienzsteigerung beziehungsweise Steuerung im Gesundheitswesen erreicht werden soll“.

Zur Umsetzung dieser umfassenden Zielsetzung sieht man die Einrichtung einer Bundesgesundheitskom-mission zur Planung und Steuerung des intra- und extra-muralen Bereiches und die Errichtung von Landesfonds und Gesundheitsplattformen auf Länderebene vor.

Meine Damen und Herren! Wir werden dem Gesetz nicht zustimmen, weil wir der Meinung sind, dass diese Lösung das grundsätzliche Problem nicht beseitigen wird. Wir haben immer schon verlangt, dass es nur einen finanziell Zuständigen beziehungsweise Financier in diesem Bereich geben soll. Jetzt kommt das Geld im extramuralen Bereich von Seiten der Sozialversicherung und im intramuralen Bereich von Land, Bund und Sozialversicherung, und daraus resultieren unserer Meinung nach verschiedene Prioritäten, die viele wichtige und richtige Lösungen verhindern. Viele Behandlungen könnten besser oder zumindest gleichwertig auch im extramuralen Bereich durchgeführt werden, aber das scheitert oftmals einfach an der Verschiebung der Kostentragung.

Streitpunkt Geld: Unser Vorschlag, den übrigens auch schon VBgm Mayr angedacht oder lange Jahre mitgetragen hat, wäre, dass es einen Financier, eine Verländerung des Gesundheitswesens und eine grundsätzliche Gesamtneuregelung im Verfassungsrang gibt, damit endlich wirklich das geschieht, was hier auf Seite 2 steht, dass nämlich Maßnahmen zur Kostendämpfung, Effizienzsteigerung und Steuerung im Gesundheitsbereich getroffen werden.

Ich möchte aber doch feststellen, dass es immerhin bemerkenswert ist, dass in der Wiener Gesundheitsplattform, die das Organ dieses Gesundheitsfonds ist, die Mandatare nach ihren Mandatsstärken hier vertreten sind. Das ist auch nicht selbstverständlich. Das ist meines Wissens nicht in allen Gesundheitsplattformen, die geschaffen werden, der Fall. Es sind 15 Mandatare vorgesehen, und es werden auch von unserer Fraktion zwei Mandatare teilnehmen. Sie wissen ja alle, dass ich in diesem Bereich neu bin, ich spreche über Gremien, die sich erst neu konstituieren und in denen ich klarerweise noch nicht einmal gesessen bin.

Es ist mir sehr wichtig, auch hier festzustellen, dass auch für uns und für mich der oberste Grundsatz in der Gesundheitspolitik ist, dass wir die Spitzenmedizin erhalten, vielleicht sogar verbessern, damit sie allen Wienerinnen und Wienern, unabhängig von deren Einkommen und sozialem Status, zugute kommt. Genau deswegen wünschen wir uns ein effizienteres System, das sich qua-si in einer Hand befindet und wo ein Financier entschei-den kann. Das ist wirklich das Beste, und genau deswegen werden wir jetzt nicht zustimmen. Sie können aber sicher sein, dass wir die Sache sehr ernst nehmen. Gemäß Mandatsstärke steht uns die Mitarbeit in dieser Wie-ner Gesundheitsplattform ja auch zu, und wir werden diese mit aller Ernsthaftigkeit zum Wohle der Wienerinnen und Wiener wahrnehmen. – Danke. (Beifall bei der FPÖ.)

Präsident Heinz Hufnagl: Danke, Herr Mag Ebinger.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Werte Abgeordnete des Wiener Landtags!

Erlauben Sie mir vor Beginn meiner ersten Vorsitzführung in diesem zweitgrößten parlamentarischen Gremium der Republik Österreich einige ganz wenige Sätze in eigener Sache.

Ich möchte vorweg jenen Damen und Herren des Landtags, die mir in der Konstituierenden Sitzung am 18. November durch ihre Stimme ihr Vertrauen gegeben haben, herzlich danken! Im gleichen Ausmaß, wie ich diesen Dank zu rechtfertigen bestrebt sein werde, möchte ich aber auch die Akzeptanz aller Damen und Herren des Wiener Landtags durch eine korrekte Amtsausführung und durch objektive Gestaltung des Vorsitzes erlangen. In kollegialer Kooperation mit Ihnen allen möchte ich ein guter Präsident jenes Landtags sein, bei dem es nicht nur nach meiner Meinung, sondern auch nach Meinung vieler Wienerinnen und Wiener die beste und schönste Stadt der Welt zu verwalten und zu regieren gilt. Herzlichen Dank für Ihre Unterstützung! (Allgemeiner Beifall.)
Wir dürfen die Debatte fortsetzen.

Zu Wort gemeldet hat sich Frau Abg Dr Pilz. Ich erteile es ihr.

Abg Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Herr Präsident!

Sie geben mir natürlich gleich Gelegenheit, Ihnen als Erste in Ihrem jetzt angetretenen Amt zu gratulieren!

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön.

Abg Dr Sigrid Pilz (fortsetzend): Ich bin mir ganz sicher, dass Sie das Vertrauen, das Sie von uns erwarten, erstens bekommen und zweitens verdienen!

Ich freue mich sehr, dass ich jetzt über die Gesundheitsplattform sprechen kann. Zunächst muss ich meinem Vorredner meine Verwunderung ausdrücken. Herr Mag Ebinger! Hören Sie mir kurz zu? – Ich glaube, Sie waren alle noch blau, als im Bund diese 15a‑Verein-barung verhandelt wurde. (Heiterkeit und Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Ich meine natürlich die Farbe! Die unfreiwillige Komik möchte ich jetzt gleich wieder zurücknehmen!

Ich meinte: Es gab noch keine orange Regierung, sondern noch eine schwarz‑blaue Bundesregierung, als die 15a-Vereinbarung so verhandelt wurde, und man hat auch hier seitens Ihrer Fraktion – wie ich mich erinnern kann – der 15a‑Vereinbarung zugestimmt. Jetzt distanzieren Sie sich von dieser Struktur, und ich teile diese Distanz. Aber es wäre bei Ihnen gelegen, selbst auf Bundesebene eine sinnvollere Strukturmaßnahme aktiv zu betreiben, denn damals waren Sie noch in Regierungsverantwortung. Denn es verhält sich so, wie Sie konstatiert haben und wie auch die Experten und Expertinnen konstatieren, dass nämlich diese Reform des Gesundheitswesens im Ansatz stecken geblieben ist, denn das, was man braucht und was Not getan hätte, wäre die Finanzierung aus einer Hand und ein Ende jener verständlichen institutionellen Egoismen gewesen, die in der Vergangenheit dazu geführt haben, dass es Steuerungsdefekte gegeben hat und leider immer noch gibt, die weder ökonomisch noch gesundheitspolitisch begründbar sind.

Ich habe einen solchen Fall in der Debatte zum Budget angeführt. Wenn es in Wien tatsächlich möglich ist, dass man ein weiteres Gerät zur Magnetresonanztomographie anschafft, obwohl alle wissen, die hier sitzen, dass das Land Wien trotzdem ein Gerät für die Magnetresonanztomographie anschafft, weil hier Partikularinteressen am Werke sind, obwohl die Stimme der Gebietskrankenkasse sagt: Wir sind überversorgt, wir haben genügend Geräte in den Spitälern und im niedergelassenen Bereich. Das setzt sich aber nicht durch, weil in den vorhandenen Strukturen Steuerungseffekte offensichtlich nicht abgestoppt werden können, die man gesundheitspolitisch und ökonomisch eigentlich nur als Fehler bezeichnen kann. Da haben sich halt andere Interessen durchgesetzt. 

Die Kritik, die wir an diesem Gesundheitsfonds äußern, betrifft den Umstand, dass die bisherige Struktur im Wesentlichen aufrecht bleibt. Länder und Gemeinden sind für die Spitalsfinanzierung zuständig, die Sozialversicherung gibt ihren Pauschalbetrag dazu ab. Im Gegenzug ist die Sozialversicherung für den niedergelassenen Bereich der wesentliche Financier, und damit sind die Schnittstellenprobleme, die Finanzierungsprobleme und die Abstimmungs- und Koordinationsprobleme strukturell aufgelegt. Der Umstand, dass man jetzt einen österreichischen Strukturplan für Gesundheit etabliert, der die Aufgabe der Koordination, der Zielvorgabe und der Zielfindung erfüllen soll, ändert nichts daran, denn auf 
Bundesebene ist die Bundesgesundheitsagentur relativ schwach, das heißt, die Entscheidungsbefugnis bleibt im Wesentlichen bei den bisherigen Playern, und diese haben auch ihre bisherigen Interessen.

Das Sanktionsmittel, das vorgesehen ist, nämlich die Einbehaltung aus den 27 Millionen EUR, ist angesichts des Gesamtbetrags, der hier umgesetzt wird, eigentlich ein Bagatellbetrag. Damit kann man nicht wirklich drohen, da kann man nur ein bisschen winken, aber das wird die Länder und die Sozialversicherung nicht an ihren jeweiligen Interessen hindern.

Der Versuch, die Finanzierung in einer Hand zu vereinen, ist gescheitert, es gibt keine wirksame Umsetzkompetenz, und die Gesundheitsplattformen bei den Ländern müssen halt schauen, wie sie jetzt bei den widerstreitenden Interessen zurechtkommen. Obwohl Strukturbereinigungen unabdingbar sind, wird es weiterhin so bleiben, und zwar auch in Wien. Wir sehen ja auch beim Unternehmen Krankenanstaltenverbund, dass der Zwang zur Reform schlicht und einfach nicht anerkannt wird, sondern dass die Länderbudgets und das Budget der Gemeinde Wien halt schicht in der Abgangsdeckung kompensieren, was eigentlich an Reformdruck vorhanden wäre.

Die Hoffnung, dass durch die Gesundheitsplattform die Spitäler und die niedergelassenen Dienstleister wirksam koordiniert werden, kann man meiner Meinung nach unter diesen Verhältnissen nicht teilen. Die Spitalsstrukturen in Wien bleiben erhalten wie bisher. Man baut aus und investiert. Manche dieser Investitionen und manche dieser Vorhaben sind durchaus begrüßenswert. Wir stellen uns nicht gegen das Krankenhaus Nord. Aber in Summe wird das Ziel, das Gesundheitsökonomen genauso vertreten wie die grüne Opposition, nämlich der Abbau der überzähligen Akutbetten und die Umwandlung in Pflegeversorgung und so weiter nicht ausreichend verfolgt werden.

Wenn wir uns jetzt konkret anschauen, welche Möglichkeiten in der Gesundheitsplattform gegeben sind, dann besteht auch unsererseits kein Anlass zu großem Optimismus. Wenn man sich ansieht, wie diese Gesundheitsplattform organisiert ist, dann stellt man fest, dass die Politik vertreten ist, und Gott sei Dank auch die Oppositionspolitik, und wir werden natürlich unseren Sitz und unsere Stimme wahrnehmen, aber es fehlen uns wichtige Akteure aus den Gesundheitsberufen.

Die Ärztekammer ist vertreten – und das soll sie natürlich auch sein –, aber die Pflege ist zum Beispiel nicht vertreten. Auf der Pflege lastet aber der Großteil der Arbeit in der Gesundheitsversorgung, die in Spitälern geleistet wird, und diese Gruppe hat keine Stimme. Diese Berufsgruppe wird immer noch als dienend – wie ich diesfalls jetzt sagen möchte – abqualifiziert, statt als agierend und entscheidend wahrgenommen zu werden. Diese Gruppe muss ernst genommen werden, und das würde sich auch darin dokumentieren, dass sie in der Gesundheitsplattform vertreten ist.

Wir sind auch mit der Berichterstattung nicht zufriedengestellt. Da spiegelt sich etwas, was wir beim Fonds Soziales Wien immer wieder kritisieren, wider, dass man nämlich zu wenig die Möglichkeit hat, die Dinge auch ausreichend und ausführlich zu diskutieren. Der Bericht des Wiener Gesundheitsfonds wird nämlich zwar an die Landesregierung zugemittelt, wir haben aber weder im Landtag noch im Gemeinderat im Plenum einen Bericht, den wir diskutieren könnten. Und das halten wir nun doch für eine Einschränkung des demokratischen Diskurses und für eine Einschränkung der Möglichkeiten dieses Hohen Hauses!

Schlussendlich möchte ich sagen, dass ich die Hoffnung – ich habe mit Kollegen Hundstorfer schon bilateral darüber gesprochen –, dass man hier mit einem oder zwei Prozent im Reformpool große Veränderung schaffen können wird, nicht teile. Zu viel und zu oft habe ich schon Schilderungen der Erwartungen aller möglichen Akteure und Akteurinnen aus dem Bereich gehört, was ihre Berufsgruppe jetzt speziell mit diesem Geld tun möchte. Die Begehrlichkeiten und die Erwartungshaltungen sind groß. Es hätte ja schon für 2005 ein Prozent veranschlagt werden sollen, und dieselbe Summe für 2006, dann wären es zwei Prozent. Ich sehe bis jetzt noch keine Vorschläge, und vor allem keine Vorschläge, die diesem Reforminteresse genügen würden.

Ich selbst habe schon einen Vorschlag gemacht, und ich mache ihn wieder. Wir wissen, dass wir in Wien im 15. und 20. Bezirk die niedrigste Lebenserwartung im Vergleich zu den anderen Bezirken zu verzeichnen haben. Warum könnte man nicht aus diesem Reformpool Geld in die Hand nehmen, um wirksame Maßnahmen zu treffen, um diese auch politisch unerträgliche Situation zu verbessern? Man sollte wirklich für ein gesundheitspolitisches Ziel Geld zur Verfügung stellen, damit die Lebens‑ und Gesundheitsqualität für die Menschen in dieser Stadt erhöht wird, anstatt sich mit der Frage zu beschäftigen, welche Gruppe der Dienstleister oder Interessensvertreter innerhalb des Gesundheitswesens welchen An-
teil aus dieser Summe bekommt.

Wir werden dem Gesetz nicht zustimmen. Wir würden uns wünschen, dass die Rechte der Abgeordneten mehr geachtet werden, indem man auch in diesem Haus die Ergebnisse und inhaltlichen Bedenken diskutiert, die ich angeführt habe. Dass dies nicht der Fall ist, ist schlussendlich ausschlaggebend dafür, dass wir heute hier ablehnen. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke, Frau Abg Dr Pilz.

Als Nächster ist Herr Dr Aigner zu Wort gemeldet. – Ich erteile es ihm. 

Abg Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Die Österreichische Volkspartei ist auf Bundesebene Partner der Gesundheitsreform, und wir stehen selbstverständlich hinter der Gesundheitsreform. Ich möchte darauf hinweisen, dass es sich hiebei sehr wohl um eine sehr komplexe Materie handelt, bei der auch alle drei Gebietskörperschaften involviert sind. Weiters ist die Selbstverwaltung in der Sozialversicherung ein ganz wichtiger Bereich. Schließlich haben wir es mit der selbstständigen Ärzteschaft, mit den Apothekern und der angestellten Ärzteschaft als Partner zu tun.

Das heißt, es ist dies ein vielschichtiger und schwieriger Bereich. Ich meine, in einem föderalen und auf Subsidiarität aufbauenden System ist es wichtig, dass es keinen zentral gesteuerten staatlichen Gesundheitsdienst gibt, daher braucht man eben eine Plattform auf Bundes- und auf Landesebene, bei welcher die gleichberechtigten Partner auch die Möglichkeit haben, im Interesse der Patienten eine entsprechende Politik zu betreiben und auch eine entsprechende Steuerung vorzunehmen.

Ich meine daher, dass man in Anbetracht dessen in diesem Bereich neue Methoden und neue Mittel finden muss, und insofern stehen wir zu den Plattformen auf den verschiedenen Ebenen. 

Der Grund dafür, dass wir von der Wiener ÖVP das Wiener Gesetz jetzt ablehnen, ist, dass uns einfach die Zusammensetzung der Wiener Gesundheitsplattform nicht von der Größe, sondern von der Art und Weise der Einbeziehung der verschiedenen Organisationen, die hier eine Rolle spielen sollten, zu wenig breit ist. Außerdem ist sie uns ganz einfach auch ein bisschen zu politiklastig. In der Wiener Gesundheitsplattform sind immerhin drei Stadtsenatsmitglieder vertreten, in anderen Bundesländern sitzt bloß der Gesundheitslandesrat für die Regierung in der Plattform. Es ist sicherlich richtig, dass es hier verschiedene Kompetenzen gibt, die Tatsache, dass hier aber gleich drei Regierungsmitglieder in der Plattform vertreten sind, sollte man meiner Meinung nach doch hinterfragen!

Aus unserer Sicht ist es auch sehr problematisch, dass die Gebietskrankenkasse mit zwei Tickets auf der Plattform vertreten ist, einerseits als Sozialversicherungsträger – was fraglos korrekt ist –, aber auf der anderen Seite auch als Träger des Hanusch-Krankenhau-
ses, während umgekehrt die Bischofskonferenz und der Oberkirchenrat, die mehrere Ordensspitäler betreuen und Rechtsträger dafür sind, ebenfalls nur mit einem einzigen Mitglied in der Plattform vertreten sind. Die Apotheken sind überhaupt nicht vertreten, und der wichtige Bereich der Privatkrankenanstalten, die gerade auch in Wien eine wesentliche Rolle spielen, ist auch überhaupt nicht vertreten. Ich hoffe, dass man sich zumindest dazu durchringen kann, einen Vertreter der Privatspitäler zu kooptieren; das wäre schon eine Möglichkeit, weil es ja auch hier gilt, in den Diskussionsprozess eingebunden zu werden.

Zu guter Letzt möchte ich auch das aufgreifen, was Frau Kollegin Dr Pilz gesagt hat. – Kollege Hundstorfer hat da ja entsprechende Möglichkeiten: Es werden drei Bedienstete der Stadt Wien aus dem Aktivstand auf Vorschlag des Landesamtsdirektors in die Plattform ent-
sendet, und es sollte dafür gesorgt werden, dass auch das Pflegepersonal entsprechend vertreten ist. Außer-
dem rege ich an, die Beamten der Stadt Wien für die Tätigkeit in der Gesundheitsplattform weisungsfrei zu stellen. Ich glaube, auch das ist einfach wichtig! (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich meine, es ist wichtig, dass Bedienstete auch in diesem Zusammenhang einen entsprechenden Schutz haben und damit wirklich in die Lage versetzt werden, ihre Befugnisse weisungsfrei auszuüben.

Das ist heute einmal der erste Schritt. Aber ein Gesetz kann man ja auch novellieren, nachdem man die Arbeit damit evaluiert hat, und es ist es durchaus möglich, dass wir einer etwas breiteren Zusammensetzung der Plattform in naher oder auch fernerer Zukunft die Zustimmung erteilen. Heute ist es uns nicht möglich. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsident Heinz Hufnagl: Danke, Herr Dr Aigner.

Als Nächster zu Wort gemeldet ist der Herr Vorsitzende des Gemeinderates Abg Hundstorfer. – Ich erteile es ihm.

Abg Rudolf Hundstorfer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Präsident! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist irgendwie lustig, dass man auf der einen Seite diese Einigung auf Bundesebene begrüßt, andererseits aber krampfhaft zu erklären versucht, dass man auf Wiener Ebene keinesfalls mit der Mehrheitsfraktion mitstimmen wird. Das ist wirklich interessant!

Ich möchte nur auf ein paar Punkte eingehen. – Ich glaube, dass wir schon einen wesentlichen Schritt getan haben, indem wir hier alle Player in diese Plattform eingebunden haben, die im Gesundheitswesen in der Frage der Finanzierung, der Zurverfügungstellung und der Steuerung etwas zu tun und zu sagen haben. – Das ist einmal ein Punkt.

Zweitens ist natürlich auch klar, dass der Reformpool eine wesentliche Verbesserung gegenüber der Ist‑Sit--
uation darstellt. Wie viel dieser erhält, darüber kann man natürlich philosophisch diskutieren, ob 1 Prozent, 2 Pro-
zent, 3 Prozent oder was auch immer. Erstmals wurde dieser Reformpool nicht nur in Wien, sondern in allen Bundesländern verankert, und das sollte unser Grund-
satz sein: Er existiert nun nicht nur philosophisch, son-
dern wir haben ihn verankert, das heißt, wir haben eine politische Willensbildung in ein Gesetz gegossen, und das ist die Basis für die Zukunft. Und da kann es doch nicht Thema sein, dass man sagt: Ich stimme nicht zu, weil es nicht gleich zwei Prozent gibt. Das kann es nicht sein! Vielmehr muss es ein klares Bekenntnis zu einem solchen Reformpool und dazu geben, dass man Reformen entwickeln will. Wir sind diesbezüglich intensiv tätig, um die Reformen in absehbarer Zeit umzusetzen; die Projekte werden in Kürze präsentiert werden.

Ich kann schon nicht mehr hören, wie hier immer behauptet wird, im KAV geschieht nichts, es ist der totale Stillstand. – Entweder sind nicht alle gemeinsam im KAV tätig, oder man will gewisse Informationen nicht hören oder gewisse Dinge überhaupt nicht sehen! Tatsächlich ist das ein permanenter Prozess, und die Veränderungen laufen. In wenigen Wochen werden wir in der Rudolfstiftung Akutbetten abbauen. Frau Dr Pilz! Ich bitte Sie, endlich einmal zur Kenntnis zu nehmen, dass hier Dinge geschehen! Die Chirurgie wird verkleinert, es wird aus zwei Primariaten eines gemacht, und es werden weitere Reformschritte gesetzt. Das, was Sie wollen, nämlich ab sofort hundert Betten dort und fünfzig dort weniger, das spielt es mit Menschen nicht! Das spielt es nicht mit einem Getriebe, das 24 Stunden am Tag der Wiener Bevölkerung zur Verfügung steht, und zwar weit über die Landesgrenzen hinaus. Das ist im Interesse der betroffenen Patientinnen und Patienten, aber natürlich auch im Interesse der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nicht möglich. Dennoch fährt der Zug, und es ist klar, das wir alle gemeinsam Mitte März sehen werden, dass die chirurgischen Betten weg sind und dass aus einem anderen Haus ein Primariat übersiedeln wird, und zwar nicht mit mehr Betten, sondern mit weniger Betten. In Summe wird es jedenfalls weniger Betten geben. Das geht natürlich nicht heute auf heute, es wird jedoch im Interesse der Betroffenen vorgegangen.

Frau Dr Pilz! Sie haben behauptet, dass Sie den Fondsbericht nicht diskutieren konnten. – Sie waren nicht im WIKRAF. Das ist Ihre innerparteiliche Angelegenheit, das geht uns nichts an. Fakt ist allerdings, dass der Fondsbericht ein offenes Buch ist, und Fakt ist, dass im Vorstand des WIKRAF jeder Tagesordnungspunkt detailliert zur Diskussion stand und steht. Alle, die im Vorstand sitzen, konnten den Fondsbericht dort diskutieren, und das wird sich in Zukunft nicht ändern. Die Geschäftsführung des WIKRAF – bitte das jetzt nicht falsch zu verstehen! – ist bekannt dafür, dass sie für viele Anfragen zur Verfügung steht, die man vielleicht in der großen Runde nicht stellen will, weil man sich nicht gut auskennt und befürchtet, sich eventuell zu blamieren, oder weil man noch einen Hintergrund haben will et cetera. Vor allem Frau Mag Blaha ist bekannt dafür, dass sie auch diese Menschen betreut, und viele, die im Vorstand des WIKRAF saßen, haben das ausgenützt, und zwar von allen Fraktionen.

Die Plattform war bisher der Vorstand, in Zukunft werden wir ein neues Gremium haben, in dem alle Strömungen und politischen Richtungen vertreten sind, und das wird die Diskussionsebene sein. Lassen wir das zu, und suchen wir nicht krampfhaft wiederum einen Grund, um nicht zuzustimmen! Lassen wir die Kirche im Dorf. Wir haben einen breit gefächerten Vorstand, und diese Plattform bietet zahlreiche Möglichkeiten.

Wenn hier gesagt wird, dass die Plattform politiklastig ist, dann schauen wir uns doch einmal die Situation in Niederösterreich oder in Oberösterreich ein bisschen an! Schauen wir uns die Verhältnisse, die in Niederösterreich herrschen, an! Dort ist ein Finanzlandesrat, der bestimmt, wie es langgeht, und die zwei für das Gesundheitswesen Zuständigen dürfen daneben stehen. Diesen Weg wollen wir in Wien nicht gehen! Wir haben hier klare Kompetenzen, und demzufolge sind die drei Ressorts in der Plattform vertreten.

Was sich in Niederösterreich tut, weiß ich sehr genau, denn ich hatte selbst in meiner beruflichen Tätigkeit ein paar Mal das Vergnügen, mit Herrn Landesrat Sobotka verhandeln zu dürfen: Da brauche ich nicht zum Gesundheitslandesrat gehen, da gehe ich gleich dorthin, wo man hingehört.

Demzufolge kann ich hier den Vorwurf der Politiklastigkeit nicht nachvollziehen. Ich glaube, die Ordensspitäler sind gut vertreten. Ich habe noch von keinem Ordensspital irgendeine Kritik über die Rolle des Herrn Dr Kuhn gehört, Ich habe noch von keinem Ordensspital gehört, dass sie ein Problem damit haben. Die Ordensspitäler und die Stadt haben vielleicht in den letzten 30 Jahren nicht immer friktionsfrei gemeinsam gelebt, aber betreffend die letzten 15 Jahre wage ich zu behaupten, dass man gelernt hat, miteinander zu leben. Man hat gelernt, dass die Ordensspitäler ihre Funktion haben, die Ordensspitäler haben auch gelernt, zum Beispiel dass öffentliche Versorgung auch bedeutet, Rettungen zu nehmen, was nicht einfach war für einige Ordensspitäler, aber das hat sich entwickelt und ist nun Standard. Ich glaube, die Ordensspitäler fühlen sich hier überhaupt nicht unterrepräsentiert. 

Dass die Privatspitäler, zu den Sie hier geredet haben, Herr Dr Aigner, in der Plattform nicht Eingang gefunden haben, ist auch logisch und klar. Wir reden hier von jenem Teil des Gesundheitswesens, der öffentlich finanziert wird und der den öffentlichen Versorgungsauftrag hat, rund um die Uhr zur Verfügung zu stehen. Das ist bei den wenigen Wiener Privatspitälern, um die es Ihnen wahrscheinlich geht, nicht der Fall. Bei allem Respekt für das Goldene Kreuz oder die Wiener Privatklinik: Eine Rettung wird dort im Akutfall nicht genommen, und demzufolge gibt es auch keine Repräsentanz. Aber auch diesbezüglich gibt es Mittel und Wege der Zusammenarbeit und des gemeinsamen Entwickelns. Einige bemühen sich zum Beispiel sehr, mit der Stadt in wirtschaftlichen Fragen enger zu kooperieren. Frau Korosec und ich hatten erst unlängst das Vergnügen, und Sie waren auch dabei, ein Beispiel dafür zu sehen, wie sich auch in wirtschaftlichen Fragen Kooperationen entwickeln können. – Ich glaube, auch hier wurde der richtige Weg eingeschlagen.

Ich glaube, wir befinden uns vor einer wichtigen Weichenstellung im Interesse der Wienerinnen und Wiener und unseres Gesundheitswesens. Ich habe ein gewisses Verständnis dafür, dass man Gründe sucht, nicht zustimmen zu müssen. Im Hinblick auf Ihre Kritik möchte ich sagen: Auch das Pflegepersonal ist natürlich eine ganz, ganz wichtige Säule des Gesundheitswesen, gar keine Frage! Aber worum geht es denn bei dieser Plattform? – Es geht um Finanzierung und um Steuerung. Es geht nicht um die Pflege im Akutbereich, es geht nicht um den Pflegeeinsatz im Pflegeheimbereich. Das ist nicht Angelegenheit der Plattform, und demzufolge ist diese Berufsgruppe auch in der Plattform nicht repräsentiert. Das ist, glaube ich, auch eine zu vertretende Entscheidung. Es geht darum, diejenigen, die das Gesundheitswesen steuern und finanzieren und dafür verantwortlich sind, dass die strategischen Grundsatzentscheidungen fallen, an einen Tisch zu bringen und das ist somit geschehen. Ich ersuche Sie um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Heinz Hufnagl: Danke, Herr Abg Hunds-
torfer.

Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor.

Ich erkläre daher die Verhandlung für geschlossen und erteile der Frau Berichterstatterin das Schlusswort.

Sie verzichtet auf das Schlusswort. – Danke.

Wir kommen daher sofort zur Abstimmung über die entsprechende Gesetzesvorlage. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Ich erblicke die Mehrheit der Sozialdemokratischen Partei. Dieses Gesetz ist daher mit Mehrheit angenommen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. – Ich sehe keinen Widerspruch.

Ich bitte erneut jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz nunmehr in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Dies ist mit Mehrheit der Sozialdemokratischen Partei sohin mehrstimmig beschlossen.

Die Postnummer 3 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes über die Bewertung und Bekämpfung von Umgebungslärm, das so genannte Wiener Umgebungslärmschutzgesetz.

Ich darf den Berichterstatter, den Herrn amtsf StR Dipl Ing Schicker, bitten, die Verhandlung einzuleiten. – Bitte sehr.

Berichterstatter amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Ich ersuche um Zustimmung.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön.

Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich nunmehr vor, die General- und Spezialdebatte zusammenzulegen.

Wird gegen diese Zusammenlegung ein Einwand erhoben? – Ich sehe, dass das nicht der Fall ist. Ich werde daher so vorgehen.

Die Debatte ist sohin eröffnet. Ich darf den ersten Debattenredner, Herrn Abg Blind, bitten, das Wort zu nehmen.

Abg Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich spreche heute zum Wiener Umgebungslärmgesetz. Mit dem gegenständlichen Gesetz wird die EU‑Richtlinie 2002/49/EG vom 25. Juni 2002 über die Bewertung und Bekämpfung von Umgebungslärm im Kompetenzbereich des Landes Wien umgesetzt.

Wir sind der Meinung, dass hier und heute eine schlechte EU‑Richtlinie durch ein noch schlechteres Wiener Landesgesetz umgesetzt wird. 

Auf Seite 2 kann man große Ziele nachlesen. Sie betreffen aber nur den Verkehrslärm und den Industrielärm, ausgenommen sind Schnellstraßen, Autobahnen und Eisenbahnen.

Ich zitiere die Seite 2: „Hiezu wird der vom Anwendungsbereich des Gesetzes betroffene Lärm im gesamten Landesgebiet erhoben und in strategischen Lärmkarten und in Konfliktplänen graphisch dargestellt. In Form von Aktionsplänen wird insbesondere dann eine konkrete Maßnahmenplanung auszuarbeiten sein, wenn die strategischen Lärmkarten eine zu hohe, das heißt, den Schwellenwert übersteigende Lärmbelastung ausweisen.“ – Das klingt alles recht gut, aber wie schaut die Verwirklichung dieser oben skizzierten Ansage hier in diesem Gesetz aus?

Dazu muss ich Ihnen vorher noch die Seite 4 vorhalten – und jetzt kommen wir schon zur Umsetzung dieser EU‑Richtlinie –: „Um jedoch möglichste Flexibilität für die Stadtentwicklung und Betriebsansiedlung zu wahren, wurden die ruhigen Gebiete zahlenmäßig reduziert, so dass diese nicht mehr im potentiellen Erweiterungsgebiet gelegen sind.“ – Hoppla! Das heißt, hier geschieht schon etwas Wesentliches, damit dieses Gesetz an und für sich relativ zahnlos bleiben muss. Auf gut deutsch heißt das nämlich, dass all jene für die Stadt interessanten Gebiete von diesem Landesgesetz ausgenommen werden. All jene Gebiete, die jetzt noch als ruhige Gebiete ausgewiesen werden, werden einfach schnell noch heraus genommen und aus der Liste ruhiger Gebiete gestrichen, so dass dieses Landesgesetz nachher praktisch wertlos ist. Da frage ich: Wofür brauchen wir ein Landesgesetz, wenn all jene interessanten Gebiete, wo sich etwas für die Stadt tun könnte, aus der Liste gestrichen werden? Das heißt, dass dieses Umgebungslärmgesetz dort im Sinne von Umweltschutz und Menschenschutz – und daran bin ich sehr interessiert! – nicht mehr greifen kann. Dieses Landesgesetz müsste aber doch irgendetwas schützen!

Auf Seite 7 steht wörtlich: „...dass durch die Schaffung ruhiger Gebiete am nordöstlichen Stadtrand, namentlich Donaustadt, eine weitere Stadtentwicklung ebenso gefährdet wäre.“ – Das heißt: Die Erhaltung von ruhigen Zonen in Wien gefährdet die Stadtentwicklung, daher streichen wir sie aus der Liste, und die Stadtentwicklung kann im sozialistischen Sinn weiter betrieben werden!

Ich zitiere weiter: „…als auch die Ansiedlung von Betrieben, Gewerbezentren sowie deren Verkehrsanbindung auf Grund technischer Vorgaben mitunter verunmöglicht worden wären.“ – Da steht eh schon alles drinnen! Die ruhigen Gebiete werden gestrichen, und wir machen all das so weiter, wie wir es gewohnt sind. Daher frage ich noch einmal: Wozu dieses ganze Landesgesetz? Auslassen ist besser!

Auf Seite 7 können wir auch nachlesen: „…wenn-
gleich die MA 22 dieser Neufassung, wie sich in den Abstimmungsgesprächen herausstellte, nicht gewogen ist.“ Das heißt: Die für den Umweltschutz Zuständigen haben natürlich gesagt, dass dieses Gesetz so nicht beschlossen werden sollte. Wir sind auch dieser Meinung, denn wir sind für Umweltschutz. Ich zitiere weiter: „…ergibt sich aus nachvollziehbaren Gründen eine Gefährdung des Wirtschaftsstandortes Wien. Die ruhigen Gebiete werden daher fortan…“, namentlich aufgezählt. Da haben wir es: Umweltschutz kontra Wirtschaftsstandort!

Das heißt: Die MA 22, Umweltschutz, musste vor den Wirtschaftsinteressen der Baudirektion in die Knie gehen. Das heißt: Hier hat sich die Baudirektion durchgesetzt. Alles, was interessant ist, wird aus den ruhigen Gebieten herausgenommen. Nur etwa der Lainzer Tiergarten, wo die Wildschweine ihren Auslauf haben, wurde halt belassen. Dort hätte aber mit oder ohne Gesetz sowieso keine Entwicklung stattgefunden.

Es ist klar: Die Wirtschaft setzt sich durch, Ruhe, Gesundheit und Umwelt bleiben hingegen auf der Strecke. Beim Verkehrslärm Straße und beim Industrielärm spielt es sich jetzt genauso ab wie schon beim Fluglärm. Wir sehen ganz klar: Der Wirtschaftsstandort Wien ist das Wichtige, die Umwelt hat in dieser Stadt keinen Stellenwert. Beim Fluglärm ist das ganz klar: Er darf sich weiterhin jedes Jahr um ca 10 Prozent verstärken, da wird überhaupt nicht diskutiert. Und es dürfen sich offensichtlich auch der Straßenverkehrslärm und der Industrielärm überall dort ausbreiten, wo die Sozialdemokratie erwartet, dass er kommen könnte, und die ruhigen Zonen wurden einfach zusammen gestrichen! Die Wirtschaft ist eben höherwertig. Es ist dies also ein grausliches Ausspielen von Gesundheit und Umweltschutz gegen Wirtschaft.

In diesem Papier steht echt, dass sich die höherwertigen Dinge durchgesetzt haben. – Da frage ich: Gibt es wirklich etwas Höherwertigeres als Umwelt und Gesundheit? – Natürlich muss der Wirtschaftsstandort seine Bedeutung haben, aber die Wirtschaft brutal als höherwertiger zu bezeichnen als Gesundheit, das ist schon ein bisschen arg! (Beifall bei der FPÖ.)
Ich bin auf die Ausführung der Umweltstadträtin gefasst! Für StR Rieder ist das natürlich klar: Wirtschaft ist unheimlich wichtig, aber wie schaut es denn mit der Umweltstadträtin aus? Wie hat sie sich denn in dieses Gesetz eingebracht?

„Im Wiener Umgebungslärmschutzgesetz werden den notwendigen Maßnahmen mittels Aktionsplänen umgesetzt.“ – Das ist sehr interessant! – „Der Öffentlichkeit ist die Einsichtnahme in die strategischen Lärmkarten möglich.“ – Das ist aber lieb! Man wird viel Verwaltungsaufwand haben. Und es gibt auch Konfliktpläne. Die sind natürlich auch unheimlich gut! Da werden wir dann die Konflikte vielleicht auch einmal lösen! Der Öffentlichkeit wird – wie gesagt – eine Einsichtnahme in die strategischen Lärmkarten „und Aktionspläne sowie ein Stellungnahmerecht zu den vorgesehenen Lärm mindernden und Ruhe erhaltenden Maßnahmen gewährleistet.“ – Das ist lieb! Die Bürger dürfen hineinschauen. Die Bezirksvorstehung darf sogar ein bisschen eine Stellungnahme abgeben. Aber damit hat er sich auch schon.

„Die Mitgliedsstaaten haben der Europäischen Kommission in regelmäßigen Abständen über die Lärmsituation zu berichten.“ – Na, das ist gut: Beschäftigung für die Beamten! Ich bin auch für Arbeitsplatzerhaltung, und unseren Beamten arbeiten ja brav und fleißig. Die in Brüssel habe ich weniger gern. Aber da werden halt Papiere ausgearbeitet werden und es wird berichtet werden. Da werden sich ziemlich viele Aktenberge ergeben! 

Lesen wir nach, was mit solchen Aktionsplänen wirklich geschieht, denn diese sind ja der Lösungsansatz. Da gibt es verschiedene Pläne, diese Konfliktpläne und die Lärmkataster, und all das kommt in den Aktionsplan. Was aber geschieht mit dem Aktionsplan? Natürlich nichts! Er wird schubladisiert oder verkommt sonst irgendwo. 

Ich zitiere von Seite 21: „Mit dem Hinweis auf die etwaige Selbstbindung der Behörde sollte primär eine positive Abgrenzung dazu geschaffen werden.“ – Die Sprache ist wirklich gut! Für den Normalverbraucher unlesbar! „Mit dem Hinweis auf die etwaige Selbstbindung der Behörde sollte primär eine positive Abgrenzung dazu geschaffen werden, dass keinem Rechtunterworfenen ein Rechtsanspruch auf die Umsetzung eines Aktionsplanes zukommt. Die genannte Selbstbindung der Behörde ergibt sich nicht ex lege, da im Gesetz kein Hinweis auf die Realisierung von Aktionsplänen enthalten ist.“

Das heißt: Lieber Bürger! Wir werden Abrakadabra machen, und es wird entsprechende Verfahren, Bürgerbeteiligung und Bürgerbefragungen und Stellungnahmen geben, also Aktenberge sonder Zahl. Der Bezirksvorsteher darf auch eine Stellungnahme abgeben, aber sonst wird er gar nichts tun. Das ist gespielte Sozialdemokratie in Wien, das wissen wir ja! Es werden 1 000 Seiten geschrieben werden. Was aber geschieht, wenn der Aktionsplan nicht umgesetzt wird? – Das haben wir ja schon oft erlebt! Ich möchte jetzt keine Beispiele aus der Vergangenheit bringen, sonst dauert es eine, zwei oder drei Stunden, bis ich aufgezählt habe, wie viel Schmäh uns die Sozialisten in diesem Haus schon erzählt haben, was alles gemacht wird. Man redet von Umwelt und Gesundheit, über die Gesundheitsmilliarde, aber kommen tut nichts!

Auf Seite 21 steht, dass man kein Anrecht darauf hat, dass ein solcher Aktionsplan jemals umgesetzt wird. – Welches Recht haben die Bürger denn, außer dass sie fein debattieren, sich zusammenfinden und einbringen dürfen? Herauskommen muss dabei nichts! Ob etwas herauskommt oder nicht, darüber entscheidet der zuständige Stadtrat. Daher ist dieser Aufwand eigentlich vergebliche Liebesmüh’.

Jährlich soll dieser Umweltschmäh – und mir geht es primär ja um die Umwelt –an die 100 000 EUR kosten. – Wir lehnen dieses Gesetz in dieser Form, weil es so zahnlos ist, dass der Bürger nichts davon hat, einmal aus diesem Grund ab. (Beifall bei der FPÖ.) 

Warum lehnen wir dieses Gesetz außerdem ganz besonders heftig ab? – Die unglückliche Frau Stadtrat Sima hat auch schon in dem Gesetz, das gestern zur Debatte stand, versucht, den Wirtschaftsverkehr und den Berufsverkehr in Wien umzubringen. Sie hatte die Idee – man kann es ja nachlesen –, ganz Wien nicht in eine Tempo 50-Zone zu verwandeln, sondern man hat eine Tempo 30-Zone für Wien angedacht. Dann hat sie gesagt: Ihr Wiener müsst froh sein, dass eh nur Tempo 50 gekommen ist! Wir, die braven Sozialdemokraten, haben euch das Tempo 30 erspart! 

Nun könnte dieses Umgebungslärmschutzgesetz dieser unglücklichen Stadträtin Sima aber dazu dienen, dass sie sagt – wir haben es ja gestern schon gehört –: Die Rollgeräusche der Autos können dermaßen hässlich und laut sein, im Winter pumpern die Schneeketten ganz grässlich über die Straßen, daher müssen wir Tempo 30 verordnen. – Der Bürgermeister hat ohnedies schon erkannt, dass das, was diese unglückliche Stadträtin gebracht hat und was sie den Wienern aufzwingen will, nie und nimmer von Bestand sein wird. Jetzt sagt er: In zwei Jahren wird er es abschaffen, das hat er uns schon versprochen. (Zwischenruf von Abg Harry Kopietz.) Ich bin beim Thema, aber Sie kommen nicht mit, das ist aber Ihr Problem! (Beifall bei der FPÖ.)
Das Umgebungslärmschutzgesetz dieser unglücklichen Stadträtin… (Zwischenruf von Abg Dr Maurer.) Das Umgebungslärmschutzgesetz dieser unglücklichen Stadträtin könnte dazu dienen, auch den Industrieverkehrslärm, den privaten Verkehrslärm und auch den Verkehrslärm, den die Einpendler nach Wien bringen, die hier Arbeit suchen oder vielleicht ihre Arbeitskraft einbringen… (Weiterer Zwischenruf von Abg Dr Maurer.) Da kann ich nichts dafür! 
Wenn die unglückliche Stadträtin dieses Budget (Heiterkeit bei der SPÖ und den GRÜNEN.) vielleicht noch dazu verwenden will, um den Verkehr auf Grund des Verkehrslärms von Tempo 50 auf 30 zu reduzieren, dann sagen wir, dieses Gesetz darf nie und nimmermehr in dieser Form Wirklichkeit werden! Das ist das Thema, Frau Kollegin. Jetzt werden Sie es wahrscheinlich auch schon verstanden haben. (Beifall bei der FPÖ. – Abg Erich VALENTIN: Warum fordern die Freiheitlichen nicht Tempo 30?) Selbstverständlich, machen wir ja gleich. Sie kommen schon dran. (Abg Christian Hursky: Sie fordern, nicht alle anderen Parteien!)
Nach Medienberichten weiß der Magistrat nicht, wo jetzt diese Woche die alten Tafeln schon abmontiert sind und weiß auch nicht, wo die neuen Tafeln schon aufmontiert sind. Das ist gefährlich, das ist extrem gefährlich! 
Ich komme jetzt auf den Herrn Bürgermeister zurück. Er hat mir in der Früh versprochen, dass er sich da hersetzen wird und sich das anhören wird, aber er wird das sicher am Lautsprecher verfolgen. Er hat gesagt, er wird lauschen. Die Behauptung des Herrn Bgm Häupl, dass bei der Ortstafel "Wien" eh Tempo 50 km/h gilt, ist so wie seine Aussage: „Ein Plus ist ein Plus.“ Auch wenn er nur zwei Prozenterl bei der Wahl erwischt hat, hat er im Fernsehen gesagt: „Ein Plus ist ein Plus.“ Da war er ganz aufgeregt. (Abg Erich VALENTIN: Und ein Minus ist ein Minus!) Und es ist nicht so, dass auf der Ortstafel "Wien" 50 km/h verordnet werden. Das ist leider nur die Einbildung des Herrn Bgm Häupl. Es ist schon so, wenn man von einer Straße kommt, die ex lege 100 oder 130 km/h hat, dann gilt schon ab der Ortstafel Tempo 50 km/h. Da hat er schon zum Teil Recht. Aber wenn man von einer Straße kommt, zum Beispiel, wenn man aus Vösendorf kommt - und der Rechtsbestand war vorgestern so – und in Vösendorf ist 70 verordnet und man fährt über die Landesgrenze, dort wo "Wien" steht, das Reich der Sozialdemokratie - und leider hatte man in Wien die Tempo 70-Tafeln bereits abmontiert gehabt, und zwar die Tafel Tempo 70-Ende, weil man ja fleißig war, und auch die Tafeln Tempo 60-Anfang und Tempo 60-Ende waren weg -, dann konnte man den gesamten Straßenzug bis ins Wiental hinunter mit 70 km/h fahren, weil die Verordnung nirgendwo aufgehoben war! Das muss halt der Herr Bürgermeister zur Kenntnis nehmen, denn seine einfache Art „Wien, da gilt halt 50“ - das ist eben nicht so. Also nicht all die Sachen, die der Herr Bürgermeister so sagt, haben ihre Richtigkeit. Er muss sich halt auch an die Gesetze halten.

Und daher ist es durch diese schlechte Verwaltung, durch diese Husch-Pfusch-Aktion, die die Frau StRin Sima da eingeleitet hat, zu enormen Rechtsunsicherheiten gekommen. Man konnte durch das Ortsgebiet von Wien gestern im Verlauf dieser Bundesstraße 17 von Vösendorf kommend bis ins Wiental mit 70 km/h hinunterbrausen. Solche Rechtsunsicherheiten lehnen wir auf das Entschiedenste ab! (Beifall bei der FPÖ.) 

Wir werden auf diese Stadt Druck machen. Wir werden diese Stadt kontrollieren. Dieses Gesetz ist wiederum eines von vielen Husch-Pfusch-Gesetzen. (Abg Harry Kopietz: Wie ist das mit den 30 km/h? – Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Mag Maresch. Ich bitte Herrn Abg Maresch, zum Rednerpult zu kommen.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren! 

Also irgendwie muss ich offensichtlich in letzter Zeit schwer gesündigt haben, weil ich immer nach solchen Wortmeldungen drankomme! Das ist ganz schwierig, wirklich! (Heiterkeit bei den GRÜNEN und der SPÖ.)

Jetzt habe ich gerade vorhin gehört, dass die Ortstafel auch nichts mehr gilt. (Aufregung bei der FPÖ.) Es ist ja ganz egal. Die Ortstafel gilt nichts mehr und ich weiß, die StVO, die gilt nur anderswo, was weiß ich, also es war furchtbar!

Noch einmal, kommen wir zur Sache: Umgebungslärmschutzgesetz. Die Umgebungslärmrichtlinie der EU ist schon schwach genug. Dann gibt es ein Bundesumgebungslärmschutzgesetz und da beginnt es interessanter zu werden. Ich habe das im Planungsausschuss auch schon gesagt: Das haben im Parlament zwei Parteien befürwortet, also die eine ist die ÖVP und die andere heißt, glaube ich, dort noch immer FPÖ, ist aber in Wirklichkeit orange. Das weiß man nicht so genau, da geht es ums Geld. (Heiterkeit bei den GRÜNEN und der SPÖ.) Aber im Wesentlichen war es so, dass zwei Parteien dagegen gestimmt haben, und zwar die SPÖ und die GRÜNEN.

Und jetzt sage ich einmal nicht, warum die GRÜNEN dagegen gestimmt haben, sondern warum die SPÖ im Bund dagegen gestimmt hat, und zwar: 

Erstens: Völlig richtig. Das Gesetz schreibt vor, Lärm-
karten zu erstellen, und zwar nach jeder Lärmart einzeln, das heißt also, für Straßenlärm, für Schienenlärm, wenn man so will, für Industrielärm, für Fluglärm, die aber nicht übereinander gelegt werden sollen. Das ist egal, das macht es ein bisschen schwierig. Dann sollen Aktions-
pläne beziehungsweise Konfliktpläne vorgelegt werden und dann gibt es sogar regionale Maßnahmen, die die Länder treffen sollen.

Zweiter Kritikpunkt neben den Lärmkarten im Bund war vom Kollegen Krainer: Es gibt in Wirklichkeit keine BürgerInnenbeteiligung, überhaupt keine und ist auch im Bundesumgebungslärmschutzgesetz nicht vorgesehen. 

Wir glauben, es ist in Wirklichkeit kein Schutzgesetz, sondern bestenfalls ein Lärmgesetz. Aber ganz egal, diese zwei Kritikpunkte hat es dazu gegeben. Von der Arbeiterkammer kam noch dazu, dass es eine Definition im Umgebungslärmschutzgesetz des Bundes gibt und zwar, wie viel Lärm am Tag gemacht werden darf, wie viel am Abend und wie viel in der Nacht. Und da hat es eine Empfehlung der Bundesarbeiterkammer gegeben, dass der Abend zwischen 18 und 22 Uhr gelegt werden soll. Jetzt denkt man sich, dass die Bundesarbeiterkammer schon etwas mit der SPÖ zu tun hat und die Bundes-SPÖ unter Führung des Herrn Gusenbauer schon etwas mit der Wiener SPÖ zu tun hat und dann schauen wir uns einmal das Wiener Umgebungslärmschutzgesetz an und da sind genau dieselben Sachen, die im Bundeslärmschutzgesetz sind! Also nichts dazu gelernt von der Kritik des Herrn Jan Kai Krainer und in Wirklichkeit auch nichts von der Arbeiterkammer!

Also noch einmal: Dieses Gesetz enthält keine BürgerInnenbeteiligung. Und es war im Planungsausschuss interessant, dass da nicht die SPÖ das Gesetz gegen meine Anwürfe verteidigt hat, sondern ein Beamter, was ja schon eigenartig ist, dass die Beamten das verteidigen müssen und nicht die Politiker! Gut, heute werden wir davon hören, der Umweltausschussvorsitzende wird das Gesetz verteidigen. Ich bin schon ganz gespannt, was er da sagen wird. Es ist einmal das eine.

Das Zweite ist, dass im Planungsausschuss gesagt wurde, die BürgerInnenbeteiligung, das sind die Bezirksvorsteher, Bezirksvorsteherinnen. Jetzt denke ich mir, was kann das sein? Ich finde das interessant, die Bezirksvorsteher und Bezirksvorsteherinnen sind die Bür-
gerInnenbeteiligung. Gut. Also auf die Frage, wie das ausschauen soll, heißt es, damit nicht so viele Dinge zur MA 22 kommen, sollen die Bezirksvorsteher BürgerInnenversammlungen einberufen. Also irgendwo, wenn es laut in einem Bezirk ist, machen wir eine BürgerInnenversammlung mit dem Bezirksvorsteher. Also alle Bezirke, die am Gürtel liegen - die liegen nämlich weit über den Grenzen -, machen dann 365 Tage im Jahr BürgerInnenversammlungen! Das ist absurd. Also es gibt ja auch im Wiener Umgebungslärmschutzgesetz keine BürgerInnenbeteiligung! 

Was können die Bezirksvorsteher machen? Sie können Stellungnahmen abgeben. Die Stellungnahmen, die abgegeben werden, kann man sich ja meistens anschauen. Da gibt es nur ganz, ganz wenige aus den Be-
zirken. Das ist ungefähr so, wenn die Bezirksvertretung eine Stellungnahme zum Beispiel zu einer Rodungs-
bewilligung beim Wald abgeben darf oder man darf zum Beispiel eine Stellungnahme abgeben, wenn irgendwo ein Baum gefällt wird. Da gibt es in “wienXtra“ einen Ausdruck dafür, und zwar „Das ist zum Kren reiben"! 

Es ist völlig egal, was die Bezirksvorsteher sagen, es passiert nichts und zwar aus einem ganz bestimmten Grund: Diese Lärmkarten und die darauf folgenden Aktionspläne, die übrigens, Kollege Blind, alle fünf Jahre erneuert werden müssen - und das ist fast so gut wie die Schublade, das sage ich Ihnen gleich -, bewirken laut § 15 keine subjektiven Rechte der Betroffenen. Das heißt, wenn es vor meinem Fenster, vor Ihrem Fenster oder sonst einem Fenster mächtig laut ist und ich finde meinen Garten oder meine Straße auch im Umgebungslärmschutzgesetz und in der darauf folgenden Lärmkarte oder in den Konfliktplänen oder in den Aktionsplänen, dann ist das völlig wurscht. Es ist ganz egal, dass es drinnen ist, ich kann mir alle fünf Jahre immer ein Stricherl machen und schauen, ob meine Gasse wieder drinnen ist, denn es ist genau nichts passiert.

Also noch einmal: Keine BürgerInnenbeteiligung, keine subjektiven Rechte der Betroffenen und last but not least gibt es dazu noch - Kollege Blind hat es ja kurz angedeutet - eine Verordnung der “Ruhigen Zone“. Die ist hier natürlich nicht dabei, aber man kann sich ja die Verordnung besorgen, kein Problem. 

Die Konflikte zwischen MA 22 und Magistratsdirektion-Baudirektion haben wir schon kurz gehört, auch im Ausschuss. Aber das Interessante ist das: Was sind die “Ruhigen Zonen“ in Wien? Also “Ruhige Zonen“ sind, wo der Schwellenwert von 50 dB am Tag und 40 dB in der Nacht nicht überschritten werden darf. Dann ist es ruhig. Also das ist ungefähr so, wie wenn da draußen einer ein Motorrad startet und zwar ziemlich laut. Dann hören wir es da drinnen mit ungefähr 50 dB. So laut ist es dann in der “Ruhigen Zone“. Oder “Ruhige Zonen“ sind zum Beispiel dann, wenn man in der Lobau sitzt und oben drüber kommt ein Flugzeug und landet in Schwechat. Das sind auch 50 dB am Tag und auch 50 am Abend, aber wo kein Kläger, da kein Richter. Interessanterweise, wie gesagt, hat die Stadt Wien dieselben Abendstunden ins Gesetz eingerechnet, wie es eben das Bundesgesetz will und nicht wie es die Bundesarbeiterkammer will. Offensichtlich eine Vorleistung an eine später mögliche große Koalition. Das ist das eine. 

Das Zweite ist das: Die Schwellenwerte sind in Wien 55 und 45, sollte man glauben. Das stimmt aber nicht, sondern sie sind natürlich ein bissel höher, weil es schon ein bissel lauter werden können muss, sonst sagt die Baudirektion, dass es mit der Stadtentwicklung ein bissel schwierig ist. 

Also noch einmal zu den “Ruhigen Zonen“ Wiens und nur dort darf es ruhig sein, sonst kann man Lärm machen, 60 dB am Tag, von dem die WHO sagt: Das ist bereits gesundheitsschädlich. Das Wiener Lärmschutzgesetz lässt zu, dass Lärm auf der Straße gesundheitsschädlich sein darf! 

Ich möchte Ihnen die “Ruhigen Zonen“ kurz vorlesen: Nationalpark Donauauen, Naturschutzgebiet Lainzer Tiergarten, Naturschutzgebiet Lobau, Naturschutzgebiet Obere Lobau, Landschaftsschutzgebiet Liesing, Landschaftsschutzgebiet Döbling, Landschaftsschutzgebiet Prater, Landschaftsschutzgebiet Hietzing, Landschaftsschutzgebiet Hernals, Landschaftsschutzgebiet Penzing und last but not least Landschaftsschutzgebiet Ottakring. Und wenn man da genau aufgepasst hat, dann weiß man: Dort wohnt niemand, dort ist es ruhig, das glaube ich auch. Aber dort, wo die Wiener und Wienerinnen wohnen, darf es laut sein! 

Aus genau diesem Grund lehnen wir dieses Umgebungslärmmachgesetz entschieden ab. - Danke schön. (Beifall von den GRÜNEN.)
Präsident Heinz Hufnagl: Danke, Herr Mag Maresch!

Als nächster Abgeordneter hat sich Herr Dipl Ing Stiftner zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Dipl Ing Roman Stiftner (ÖVP‑Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Vom Altstadtrat Svihalek verschlafen und von der Altstadträtin Kossina lediglich ankündigungspolitisch behandelt, ist nun das Lärmproblem in Form dieses Ge-setzesantrages hier bei uns heute im Landtag vorliegend und das eigentlich auch nur deshalb, weil durch eine EU-Verordnung und ein Bundesgesetz auch ein gewisser Druck ausgeübt worden ist. Aber wir von der ÖVP sind schon froh darüber, dass die SPÖ-Stadtregierung wenigstens dem gesetzlichen Auftrag nachkommt und ein solches Gesetz heute einbringt. 

So notwendig dieses Gesetz auch ist, es wird in jedem Fall den Bürgerinnen und Bürgern in Wien die lärmfreie Lebensqualität nicht mehr zurückgeben. (Abg Mag Rüdiger Maresch: So wie das Bundeslärmschutzgesetz! Können Sie nicht lesen? Das ist ja dasselbe!)
So ist es. Aber es ist viel zu spät. Das ist das, was ich hier kritisiere. Man hätte ja auch viel früher etwas machen können und da bin ich ja durchaus mit Ihnen einer Meinung. Ich glaube, da brauchen wir uns nicht gegenseitig hier… (Abg Mag Rüdiger Maresch: Sie sitzen ja in der Bundesregierung!) Nein, ich sitze nicht in der Bundesregierung, ich sitze im Wiener Gemeinderat und Landtag, aber in jedem Fall... (Beifall bei der ÖVP.)
In jedem Fall hat sich die absolut regierende SPÖ hier in politischer Leisetreterei geübt, was den Lärmschutz betrifft. Und ich verstehe es nicht, denn 35,2 Pro-
zent der Wienerinnen und Wiener, das ist nicht irgend-
was, das sind 600 000 Menschen, sind nicht nur vom Lärm betroffen, sie leiden unter dem Lärm. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Unter der Bundesregierung detto! – Abg Franz Ekkamp: Da kann ich nur beipflichten! – Heiterkeit bei der SPÖ und den GRÜNEN. – StR Dr Johannes Hahn: Und wir leiden unter Ihnen! Wir leiden unter Ihnen!)
Wenn ich Ihnen jetzt erzähle, worunter ich jetzt leide, dann würde das wahrscheinlich vom Ziel ein wenig ablenken. Aber in jedem Fall ist es einer selbsternannten Umweltmusterstadt wirklich unwürdig, wenn man jetzt hier herkommt und ein Lärmschutzgesetz in der Form beschließt, nachdem die Fluglärmbelastung in Wien zunimmt und man hier offensichtlich seitens der Stadtregierung nichts tun kann und es auf den Straßenzügen des Gürtels - da gibt es Messungen - eine Lärmbelastung von 81 dB gibt! Das sagt wahrscheinlich vielen nichts. Ein Presslufthammer beispielsweise hat 90 dB und in Industrieanlagen ist die Höchstgrenze für den Arbeitnehmerschutz 72 dB. Wenn man diese 9 dB vergleicht, dann bedeutet das, dass heute am Gürtel eine dreifache Lärmbelastung vorliegt im Gegensatz zur Maximalbelastung im Industriebereich. Also ich kann mir nicht vorstellen, liebe Damen und Herren der SPÖ, wie Sie das hier erklären, dass man am Gürtel eine dreifache Lärmbelastung für ganz normal und zulässig erklärt. Ich glaube, da ist Ihrerseits Handlungsbedarf gegeben. (Beifall bei der ÖVP.)
Das Gürtelsanierungsprojekt ist ja wunderbar angelaufen. Man hat hier auch sogar eine Bürgerbeteiligung initiiert. Es kamen auch gute Ideen heraus. Man hat sogar versucht, und das war einer der Vorschläge, die Fahrbahnen ein bissel mehr zum U-Bahn-Bereich zu rücken, um Abstand zu den Wohnhäusern zu gewinnen und damit die Lebensqualität zu bekommen. Es wurde auch vom zuständigen Planungsstadtrat sehr nett gesagt, man wird den Vorschlag prüfen. Ja, aber geschehen ist halt bis heute nichts. Das ist leider die Realität. 

Schade darum, denn ich kann mir wirklich nicht vorstellen, wie Sie es verantworten können und verantworten wollen, dass Sie ganze Stadtviertel hier in dieser Stadt als Wohnviertel aufgeben. Es ist einfach nicht okay, dass Wohnviertel hier einfach zu Ghettos werden, wo soziale Schichten absiedeln, nämlich die es sich leisten können, woanders hinzugehen. Wir wissen dann, was mit solchen Stadtgebieten passiert, die einfach abgesiedelt werden, wo dann Ghettoisierungen passieren, wo soziale Probleme an der Tagesordnung sind und letztendlich die sozial Schwachen, für die eine Absiedelung unleistbar ist, dann dort weiter darunter leiden. Ich kann mir wirklich nicht vorstellen, wie Sie das verantworten können, liebe Damen und Herren der SPÖ! Sie haben als gestaltende Kraft und als verantwortliche Kraft der Sozialdemokratie und des sozialen Gewissens hier wirklich abgedankt! (Beifall bei der ÖVP.)
Drei Viertel des belastenden Lärms entstehen durch Verkehr und ich kann mir deshalb nicht vorstellen, wie Sie darauf gekommen sind, beispielsweise in diesem Umgebungslärmgesetz, das ja sozusagen vom Bund vorgegeben wird, andere Grenzwerte festzulegen oder kleinere Grenzwerte festzulegen, die den Industrielärm und den Straßenlärm hier nicht reduziert haben. Das heißt nämlich klipp und klar zweierlei:

Erstens: Sie haben es noch immer nicht verstanden, dass Lärm für die Bevölkerung das Ärgernis Nummer 1 in dieser Stadt ist und 

Zweitens: haben Sie wieder bewiesen, dass Sie mehr wirtschaftsfeindlich sind. (Beifall bei der ÖVP.)
Ich hätte es ja wirklich verstanden, wenn man beide Grenzwerte gleichrangig runtersetzt, überhaupt kein Problem. Wir sind eine Umweltmusterstadt und so wird es von der Frau Stadträtin immer wieder gesagt. Na wunderbar. Dann bitte delegieren Sie die Verantwortung aber nicht an die Industrie oder an wen auch immer, schieben Sie ihr nicht den Schwarzen Peter zu und nehmen Sie dieselben Schwellwerte wie für die Industrie auch für Ihren Verkehr, für den Sie verantwortlich sind. Verantwortung ist nämlich nicht delegierbar, sehr geehrte Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.)
Sie betreiben hier leider eine recht wenig erfolgreiche Umweltpolitik, aber eine sehr, sehr erfolgreiche Industrieabsiedelungspolitik, denn umweltpolitisch haben Sie noch nicht viel dazu gelernt. Die Arbeitsplätze gehen verloren, etwa 35 000 allein in der Ära des jetzt regierenden Bürgermeisters, obwohl bundesweit mehr als 100 000 Arbeitsplätze geschaffen worden sind. Es ist einfach ein Problem, das in dieser Stadt nicht umweltpolitisch gemacht wird, auf der anderen Seite industriepolitisch und gewerbepolitisch hier einfach wirtschaftsfeindlich agiert wird. Sie bremsen hier mit Ihrer Art und Weise nicht nur die Umweltpolitik in der Stadt, sondern die gesamte Entwicklung in der Stadt und auf Bundesgebiet! (Beifall bei der ÖVP.)
Auf der anderen Seite wollen Sie natürlich die Bürger vor der bösen Industrie schützen. D’accord, machen Sie das. Auf der anderen Seite: Wer schützt die Bürger vor stadtplanerischen Plänen, denn die Ausweisverpflichtung der Ruhezonen ist nur sehr vorsichtig in diesem Gesetz geregelt? Das Ruhebedürfnis der Bürger ist offensichtlich nicht so ein großes Anliegen. Die Grüngürtel können offensichtlich hier weiter zurückgenommen werden und eine gesetzlich fundierte Ruhegarantie soll es weiterhin nicht geben. Ich glaube, Lärmschutz müsste zu einem städteplanerischen Grundprinzip in dieser Stadt werden. (Beifall bei der ÖVP.)
Ich verstehe natürlich auch, dass diese Ruhezonengebiete besonders sensibles Gebiet sind, nachdem Sie jetzt in einem wenig gelungenen Mediationsverfahren den Fluglärm über ganz Wien verteilt haben und hier natürlich auch Bürger auf die Barrikaden gestiegen sind, die auch versuchen, sich mit gerichtlichen Möglichkeiten zu wehren. Dass Sie dieses Festschreiben von Ruhezonen natürlich sehr stark belastet, das kann ich mir durchaus vorstellen. Aber dass Sie auch neben den gesundheitlichen und umweltpolitischen Schäden auch Vermögensschäden an jenen Menschen verursachen, die hier Eigentum erworben haben, das kann ich wieder nicht verstehen, auch wenn ich nachvollziehen kann, dass das Eigentum der Bürgerinnen und Bürger der SPÖ weniger Anliegen ist. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir erachten hier im Sinne eines liberalen Rechtsstaates Eigentum als beschützenswürdig und schützenswerte! (Beifall bei der ÖVP.) 
Kollege Maresch hat schon gesagt, auch die Bürgerbeteiligung ist hier in diesem Gesetz nur sehr spärlich verankert. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Gar nicht!) Ja, man kann auch sagen, vorne ist ein bissel drinnen, man kann es machen, aber man muss es nicht machen, es ist keine Mussbestimmung. Offensichtlich ist eine Bürgernähe etwas, was sich immer ein bisschen so die Wochen vor dem Wahltag abspielt. Da wird man immer wieder darauf hingewiesen, dass das sehr wichtig ist. Nur gerade die Stadtplanung ist ein ganz wesentliches Element einer Landes- und einer Stadtpolitik, denn es betrifft jeden einzelnen Bürger unmittelbar! Wir haben gestern über Wahlbeteiligung diskutiert und ich glaube, heute hat der Herr Bürgermeister auch überlegt, wie man die Wahlbeteiligung erhöhen kann. Ist es nicht einfach auch eine Frage, wie die Politik während zwei Wahlzeiten auch wirklich erfolgt ist? Wenn Bürger in Entscheidungen gar nicht eingebunden sind und man ihnen klar macht, es ist eh wurscht, was ihr denkt, ihr seid eh dem gesamten Magistrat und der Wiener absolut regierenden SPÖ ohnmächtig ausgesetzt, na, wie sollen sie dann wirklich den Sinn haben, dass sie nach fünf Jahren zur Wahlurne schreiten, wenn es eh heißt, bleibt eh alles beim Alten? (Beifall bei der ÖVP.) 
Selbst die Arbeiterkammer - und ich glaube, das ist unverdächtig, da die Arbeiterkammer der SPÖ ja nicht gerade ferne steht - hat sehr starke Kritik an diesem Gesetzesentwurf geübt. Ein Punkt dieser Kritik ist, dass Sie das Kooperationsgebot verletzt haben. Das Thema ist nämlich, dass Lärm an Landesgrenzen nicht halt macht und über die Landesgrenzen hinweg wirkt. Ich bitte Sie und ich fordere Sie dazu auf, dass Sie auch Ihrer Verpflichtung nachkommen, hier grenzüberschreitende Umwelt- und Lärmschutzpolitik zu machen, sehr geehrte Damen und Herren! Die Umweltsanierung überregionaler Natur ist aktiv anzugehen.

Weiters hat die Arbeiterkammer auch kritisiert und ich schließe mich dem vollinhaltlich an, dass in dem Gesetz nicht geregelt ist, wie mit mehreren Lärmquellen in einem gewissen Gebiet zu verfahren ist. Eine Lärmquelle ist kein Problem. Wenn eine zweite dazukommt und sich das super positioniert, sich also aufaddiert, was dann mit den betroffenen Bürgerinnen und Bürgern passiert, an wen sie sich dann wenden können, wer dann dafür zuständig ist, darüber sagt das Gesetz leider nichts aus. Ich glaube, in Summe hätte man dieses Gesetz ruhig verschärfen können. Auch hier ist für die Wiener Umwelt eine Riesenchance vertan worden!

Sie haben heute hier mit diesem Gesetzesentwurf auch ein weiteres, auch ein sehr persönliches Versäumnis abgegeben, denn Sie hätten mit diesem Gesetz wenigstens im Umweltbereich eines Ihrer vielzitierten, bis jetzt immer ausgebliebenen Gegenmodelle zur Bundesregierung präsentieren können, weil das Bundesgesetz ein Rahmengesetz ist, das Grenzwerte vom urbanen Bereich beginnend bis hin zum Bergbauerndorf festlegt. Es ist normal so, dass es ein sehr breiter Rahmen sein muss. Für das Stadtgebiet kann man es aber entsprechend anpassen und es zur Konkretisierung bringen. 

Damit da kein Missverständnis vorliegt: Wir von der ÖVP werden diesem Gesetz natürlich unsere Zustimmung erteilen, weil wir der Ansicht sind, dass dieses Gesetz spät, aber besser spät als gar nicht, eingebracht wird. Und wenn es auch nicht in optimaler Form ist, so ist es zumindest besser, dass überhaupt ein Gesetz vorliegt als bisher gar kein Gesetz auf diesem Gebiet. 

Aber Sie, liebe SPÖ, haben wirklich eine Chance verpasst, nämlich Wien dorthin zu führen, was Sie sich selbst immer als Ihr Ziel vorgeben, nämlich Wien zur Umweltmusterstadt werden zu lassen. Weiters haben Sie auch eines heute noch bestätigt, dass Sie überhaupt kein Wiener Gegenmodell zu dieser Bundesregierung haben! (Beifall bei der ÖVP.) 
Präsident Heinz Hufnagl: Danke, Herr Abg Stiftner.

Als nächster und vorläufig letzter Redner zur Postnummer 3 hat sich Herr Abg Valentin zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Erich VALENTIN (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Lassen Sie mich zuerst auf meine Vorredner eingehen, bevor ich einiges Generelles zu diesem Landesgesetz sagen werde, das die Belastungen des Umgebungslärms regeln und reduzieren soll. 

Kollege Stiftner, ich bin Ihnen irgendwie dankbar, dass Sie zum Schluss gesagt haben, Sie und Ihre Fraktion werden das Gesetz unterstützen. In mir ist kurzfristig der Verdacht aufgekeimt, Sie haben aus der Bank die falsche Rede mitgenommen, weil die Schlussfolgerung eine andere gewesen wäre. Wahrscheinlich ist das genauso wie mit der Tatsache, dass, nachdem Sie beide Gesetze zitiert hatten, das Bundesgesetz als auch das heute zur Beschlussfassung vorliegende Landesgesetz, sich in mir der Verdacht verstärkte, irgendeines der beiden Gesetze könnten Sie nicht gelesen haben. Ich befürchte jetzt nach einer Beurteilung dessen, was Sie gesagt haben, wahrscheinlich beide nicht. Aber vielleicht kommen wir in den Fakten doch noch zueinander. 

Sie sagten, im Gesetz sei nicht geregelt, ob sich Lärm addiert oder nicht addiert. Ich denke mir, wenn sich jemand mit der Frage der Lärmbelastung beschäftigt hat, dann gibt es dazu zwei Zugänge, einen physikalischen, Kollege Stiftner, und einen legislativen. Der physikalische - und offensichtlich geht das so mit der Lärmbeurteilung zwischen Ihrem Landesparteiobmann und mir momentan, denn sonst würden Sie wahrscheinlich meinen Ausführungen folgen, aber macht nichts, ich sage es für die anderen Abgeordneten, die hier im Raum verblieben sind. Genauso wenig wie sich Lärm in der Natur addieren lässt, denn wenn Sie eine Lärmquelle messen - und wir haben dieses Faktum oftmals in Wien, wenn wir den Beschwerden von Beschwerdeführerinnen und Beschwerdeführern nachgehen, so verzeichnen wir auch den physikalischen Umstand, dass die lautere Lärmquelle messbar ist, die leisere nicht mehr. Diesem Umstand hat sich das Bundesgesetz, das als Vorlage vorgelegen ist, auch angeschlossen. 

Das Bundesgesetz sagt nämlich aus, dass sinnvollerweise Lärmkarten getrennt dem Verursacher zu erstellen sind, damit es auch die Möglichkeit gibt, den Lärmemittenten zu bekämpfen, Strategie- und Konfliktpläne zu erarbeiten. Genauso sagt es auch der Gesetzgeber. Wenn Sie jetzt das Bundesgesetz hernehmen würden, Kollege Stiftner, und sich in den Bereichen, wo das Landesgesetz keine Grenzwerte, keine Pegelwerte, keine Schwellpegelwerte vorlegen kann, weil es durch das Bundesgesetz gegeben ist, dann würden Sie beispielsweise bei der Schiene und beim Fluglärm feststellen, dass der Bundesgesetzgeber verbindlich für Wien sagt, dass es, was die Schiene betrifft, am Tag einen Dauerschallpegel von 70 erreichen darf und in der Nacht von 60 und bei Fluglärm von 65 und 55. Und da stellen Sie sich hin und sagen: Das ist ganz besonders schlimm. Ich teile Ihre Meinung. Es wäre ganz besonders schlimm, würde sich das Land Wien an den Bundesgesetzgeber halten und nicht versuchen, Lösungen zu treffen, die die Wienerinnen und Wiener besser behandelt als das der Bundesgesetzgeber vorgesehen hätte.

Wenn der Bundesgesetzgeber - und jetzt folgen Sie mir mit den Grenzwerten noch einmal, bitte -, 65 am Tag für Fluglärm vorsieht, dann hat das Land Wien in zivilrechtlichen Verhandlungen in der von Ihnen so geschmähten Mediation, wie Sie gemeint haben - oder Sie haben sich damit offensichtlich nicht genau beschäftigt, genauso wie mit dem vorliegenden Gesetzeswerk, nämlich gar nicht -, gemeinsam festgelegt, dass die Grenzwerte der Beobachtung 50 dB sind. Wenn wir uns anschauen, wie das letzte Jahr der Schallteppich, der Belastungsteppich vom Flughafen Wien-Schwechat war, dann ist festzustellen, dass die 50 dB-Zone keinesfalls nur bis zur Stadtgrenze Wien geht, sondern ganz im Gegenteil, dass die Zunge, die Richtung Wien reinreicht, mit 50 dB am Tag bereits endet. 

Es gibt einen zweiten Unterschied und die Qualität macht sicher, wenn man sich das Landesgesetz und die Landesvorgangsweise und das Bundesgesetz anschaut. Wir messen beim Fluglärm nicht die 12 Monate des Jahres, sondern die 6 verkehrsreichsten Monate. Das gewährleistet, dass die Wienerinnen und Wiener weitaus besser gestellt sind, als das der Bundesgesetzgeber vorsieht. Und wenn Sie sich die Nachtwerte ansehen, dann wünsche ich keinem Wiener, dass er das erleben müsste, was der Bundesgesetzgeber für ihn vorgesehen hätte, nämlich in der Nacht einen Grenzwert von 55 dB! Tatsächlich, Kollege Stiftner, ist durch das De-facto-Nachtflugverbot der Fluglärm in Wien gar nicht messbar. Also Gnade uns Gott, der Bundesgesetzgeber hätte tatsächlich in Wien das Sagen, dann würden die Wienerinnen und Wiener nicht mehr sagen können, dass wir in einer Umweltmusterstadt leben, was heutzutage durch die Gesetzgebung, durch die Politik der Sozialdemokratie in dieser Stadt erfreulicherweise gegeben ist. Das heißt, wir haben weitaus höhere Werte als der Bundesgesetzgeber vorsieht und wir konnten durch viele Maßnahmen, die im Ermessen der Bundespolitik liegen, den Wienerinnen und Wienern diese Grenzwerte ersparen. 

Ein zweites, sehr spaßiges Argument von Ihnen ist die Frage Straßenlärm versus Industrielärm. Auf der einen Seite sagen Sie, der Straßengrenzwert, den der Bund im Gesetz vorgegeben hat, mit 60 dB am Tag und 50 dB in der Nacht wäre zu hoch. Weiters sagen Sie aber nicht, dass wir für die Bundesstraßen der Landesgesetzgeber gar keine Möglichkeit haben, das zu verändern, und sie kritisieren im gleichen Atemzug ohne einmal dazwischen Luft zu holen, dass berechtigterweise das Land gesagt hat, dass in der jetzt vorliegenden Gesetzesvorlage der Industrielärm mit 45 dB in der Nacht beschränkt werden sollte, während der Bundesgesetzgeber 50 dB vorgesehen hat. Ich finde das spaßig und schrullig, auf der einen Seite zu sagen, wir wären industriefeindlich und würden den Wienerinnen und Wienern die Arbeitsplätze rauben, was in der Tat nicht stimmt und gleichzeitig zu argumentieren, dass die Grenzwerte des Bundes zu hoch sind. Das Gegenteil ist der Fall. Wir sorgen uns um die Wienerinnen und Wiener und haben deshalb sehr bewusst niedrigere Grenzwerte gesetzt, weil wir wissen, dass gerade in der Nacht der Lärm besonders störend ist und deshalb zu vermeiden ist. 

Ein zweites, was in Wirklichkeit alle drei Oppositionsredner beleuchtet haben, ist die mangelnde Partizipation der Bürgerinnen und Bürger. Jetzt denke ich mir, die FPÖ, das hat sie ja auch gestern mit einer eigenen Presseaussendung bewiesen, wo sie einmal mehr mitgeteilt hat, dass ehemals so heimelige, in den FPÖ-Reihen kuschelnde Politiker mit Namen Gorbach und Mainoni nicht mehr die ihren sind. Ich nehme das zur Kenntnis. Die ÖVP wird sich da etwas schwieriger tun. Das, was der Bund an Partizipation vorgesehen hat, ist weitaus weniger, als das Land Wien vorsieht. 

Der Bund hat lediglich vorgesehen, dass sich die Bürgerinnen und Bürger die Lärmkarten ansehen dürfen. Im Bundesgesetz ist nicht einmal vorgesehen, dass es Konfliktpläne gibt. Konfliktpläne sind für diejenigen, die sich das Gesetz nicht so genau ansehen konnten, jener Bereich, der ausweist, wo es Konflikte zwischen der Zielvorstellung des Gesetzes und dem Anliegen der Bürgerinnen und Bürger gibt. Das gibt es auf Bundesebene nicht, das wird ausgewiesen. 

Das Land Wien wird in Tageszeitungen diese Karten ankündigen, sie im Internet für jedermann zugänglich machen und sie auch veröffentlichen. Sie sagten auch, dass es keine Mitsprache gibt. Die Mitsprache ist genauso stark und genauso klar ausgeführt wie beispielsweise - was wir tatsächlich in der öffentlichen Diskussion, aber auch hier im Haus erleben - bei Flächenwidmungsplänen. Natürlich werden die Damen und Herren BezirksvorsteherInnen Interesse daran haben, das, was ihren Bezirk betrifft und was ihnen offiziell seitens der MA 22 mitgeteilt wird, auch zu kommentieren. Und im Gegensatz zum Bund steht im Gesetz drinnen, es sind in die Beurteilung, aber auch in die Argumentation und in die Maßnahmen die Stellungnahmen der Bezirke einzubauen. In Wirklichkeit ist dieses Gesetz, das uns heute vorliegt, ein wesentlich demokratischeres, ein wesentlich griffigeres und deshalb auch wesentlich wirkungsvolleres als das, was der Bund vorgegeben hat. 

Somit, meine Damen und Herren, gehen die vielen, vielen Diskussionen und die Kritik dieses Gesetzes ins Leere. Im Bereich der Möglichkeiten des Landes Wien hat in Kooperation mit der MA 22 die Baudirektion ein Gesetzeswerk erstellt, das weitaus bürgernäher und demokratiefreundlicher ist, das die Partizipation vorsieht, das die Information als verbindlich verankert und all die positiven Rahmenbedingungen inklusive besserer Grenzwerte, dort wo es möglich war, den Wienerinnen und Wienern anbietet, was der Bund gänzlich verabsäumt hat. 

Ich kann deshalb also in keiner Weise verstehen, warum Sie meinen, dass der Bund ein besseres Gesetz vorgegeben hat. Ganz im Gegenteil. Überall dort, wo es durch das Landesgesetz, durch die Kompetenz des Landes, eine Möglichkeit gegeben hat, das Bundesgesetz zu verbessern, wurde es gemacht und es zeigt einmal mehr - im Gegensatz zur Argumentation meiner Vorredner -, dass dieses Gesetz sehr wohl auch den Kriterien einer Umweltmusterstadt, wie es Wien tatsächlich ist, gerecht wird. 

Ich empfehle Ihnen deshalb, meine Damen und Herren, und fordere Sie auf, diesem Gesetz Ihre Zustimmung zu geben, weil es einfach im Bereich des Möglichen ist. Ich leugne nicht, dass der Bundesgesetzgeber eine schlechte Vorlage gemacht hat, ich leugne nicht, dass der Bundesgesetzgeber ökologische Rahmenbedingungen hier krass negiert hat. Aber das, was das Land Wien hier verbessern konnte, wurde im Bereich der Möglichkeiten getan und ich ersuche Sie guten Gewissens, diesem Gesetz Ihre Zustimmung zu geben. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Johann Hatzl: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich der Herr Abg Maresch gemeldet-

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Ein schlechtes Gesetz wurde überhaupt nicht besser.

Ich möchte als tatsächliche Berichtigung einfach nur zwei Paragraphen vorlesen und zwar den § 11. Da geht es um die Einbindung der Bezirksvorsteherin beziehungsweise des Bezirksvorstehers und da möchte ich nur sagen, der Punkt 2 sagt: „Der Bezirksvorsteherin beziehungsweise dem Bezirksvorsteher ist hinsichtlich der geplanten Maßnahmen die Möglichkeit zu gewähren, innerhalb einer angemessenen Frist Stellung zu nehmen.“ 

Das ist ein demokratisches Recht, das genau 23 und noch einmal 23 und noch einmal 23 Menschen in Wien haben. Also insgesamt haben 69 Menschen ein demokratisches Recht bekommen, eine wunderbare BürgerInnenbeteiligung, das ist ein, wie man so sagt – damit man es schön formulieren kann – BezirksvorsteherInnen-Mitbestimmungsgesetz. Machen wir es einmal so.

Dann der § 15, das ist wirkliche BürgerInnenbeteiligung, da heißt es: „Ausschluss subjektiv öffentlicher Rechte. Weder durch dieses Landesgesetz noch durch die strategischen Lärmkarten, Konfliktpläne und Aktionspläne werden subjektiv öffentliche Rechte oder privatrechtliche Ansprüche begründet.“ 

Das ist in Wirklichkeit eine ganz schlechte Kopie eines ganz schlechten Gesetzes! (Beifall bei den GRÜ-
NEN.)
Präsident Johann Hatzl: Ich habe keine weitere Wortmeldung. Der Herr Berichterstatter hat das Schluss-
wort.

Berichterstatter amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Danke, Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich leugne nicht, dass Umweltgesetze auch noch wesentlich intensiver und strenger gemacht werden könnten und dass wir auch auf dem Gebiet des Verkehrs und des Industrielärms noch wesentlich bessere Gesetze machen könnten. Ich frage mich aber, was hätten Sie dann hier in diesem Haus gesagt? Ich denke an die Diskussion von gestern. Wir haben zum Beispiel gestern und auch heute noch in der Fragestunde massive Kritik an etwas gehabt, was eigentlich Rechtsbestand ist, nämlich Tempo 50 im Ortsgebiet. Und dann gehen Sie heraus, Herr Kollege Blind und auch Herr Kollege Stifter, und behaupten, dass der Umweltschutz in dieser Stadt nicht ernst genommen wird! 

Wir nehmen den Umweltschutz in dieser Stadt ernst, aber Sie offensichtlich nicht. Sie freuen sich wie ein Schneekönig, Herr Kollege Blind, wenn Sie von Vösendorf nach Wien hereinfahren und das Gefühl haben, Sie dürfen weiter Tempo 70 fahren. Das stimmt nämlich nicht. Es sind mittlerweile, und das auch als sachdienliche Information, alle Tafeln so ausgetauscht, dass Tempo 50 im Ortsgebiet überall gilt und das ist auch rechtens so! (Abg Kurth-Bodo Blind: Aber vorgestern!) Auch die Umsetzung dieser Maßnahme ist rechtlich vollkommen korrekt erfolgt. (Abg Kurth-Bodo Blind: Ich habe vorgestern gesagt, nicht gestern!) 

Wer die Straßenverkehrsordnung § 96 Abs 2 nicht kennt, sollte nachlesen. Vielleicht richten Sie das dem Kollegen Gerstl aus, der hier immer wieder behauptet, dass die Umsetzung dieser Emissionsschutzgesetzmaßnahme Luft hier nicht rechtskonform erfolgt sei. (Abg Kurth-Bodo Blind: Vorgestern! Vorgestern! Ich habe vorgestern gesagt, Herr Schicker!)

Herr Kollege, deswegen haben wir ja gesagt, dass wir hier einen Zeitraum zur Umsetzung benötigen und nicht sofort alles umgesetzt haben. Wenn Sie im Auto sitzen, dann sollten Sie nicht Ihrem Familiennamen folgen, sondern Sie sollten schauen. Dann sehen Sie auch, dass die Zeichen, die am Straßenrand stehen, zu beachten sind! (Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ. – Abg Kurth-Bodo Blind: Ich lasse mir von Ihnen den Familiennamen nicht schlecht machen!)
Ich habe daher zur Kenntnis genommen, dass wir mit dieser Opposition… (Abg Kurth-Bodo Blind: Lassen Sie meinen Familiennamen in Ruhe! Ich lasse mir doch nicht von Ihnen meinen Familiennamen schlecht machen!) Herr Kollege Blind, ich habe Ihren Namen nicht schlecht gemacht. Ich habe Ihren Namen nicht schlecht gemacht. (Abg Kurth-Bodo Blind: Lassen Sie meinen Familiennamen aus!) Ich habe aber zur Kenntnis genommen, dass durch diese Stadtregierung und durch die Regierungsmehrheit in diesem Haus Umweltschutz nicht ernst genommen wird, aber offensichtlich durch die FPÖ und durch die ÖVP in diesem Haus! (Beifall bei der SPÖ.)
Lassen Sie mich, Kollege Maresch, auch ein paar Dinge zu den Bürgerrechten sagen. Es tut mir Leid, wenn Sie erst beim § 11 zu lesen beginnen. Ich empfehle Ihnen, auch den § 9 Abs 6 zu lesen. Dort steht wortwörtlich: „Die Behörde hat den Entwurf des Aktionsplanes und den Umweltbericht öffentlich aufzulegen und im Internet allgemein zugängig zu machen. Die öffentliche Auflage ist in zwei weit verbreiteten Tageszeitungen und im Internet bekannt zu machen. In der Bekanntmachung ist darauf hinzuweisen, dass jeder innerhalb von sechs Wochen ab der Bekanntgabe bei der Behörde eine schriftliche Stellungnahme abgeben kann. Der Umweltbericht, die eingelangten Stellungnahmen und die eventuellen Ergebnisse der grenzüberschreitenden Konsultationen gemäß § 10 sind bei der Erstellung des Aktionsplanes zu berücksichtigen.“ (Abg Mag Rüdiger Maresch: Das ist der Umweltbericht! Das ist ja ganz etwas anderes!)

Herr Kollege Maresch! Das ist die Teilnahme der Bevölkerung und zwar jedes und jeder, die übers Internet den Zugang haben. Da ist nicht einmal berücksichtigt, ob der in Wien wohnhaft ist oder nicht. Es ist die grenzüberschreitende Komponente dabei, alles das, was Ihnen hier offensichtlich beim Lesen entgangen ist. (Abg Rüdiger Maresch: Nein, mir nicht!)

Es ist in diesem Gesetz drinnen und zusätzlich haben die Bezirksvorsteher und Bezirksvorsteherinnen in ihrem jeweiligen Bezirk die Möglichkeit, auch noch eine breitere Information zu machen. Sie wissen ganz genau, zum Beispiel aus den öffentlichen Auflagen, die mit den Flächenwidmungs- und Bebauungsplänen gemacht werden, dass dort – Sie waren ja in einer Bezirksvertretung – die Stellungnahmefrist für die Bezirksvertretungen in der Regel doppelt so lange ist als es für den Bürger und für die Bürgerin ist, damit eben die Bezirksvertretung noch berücksichtigen kann, was es an Stellungnahmen durch die Öffentlichkeit gegeben hat. Ich denke, dass wir in dieser Form mit diesem Gesetzesentwurf genau das berücksichtigt haben, was notwendig und sinnvoll ist.

Auch zur Frage der Grenzwerte und dass die im Gesetz des Bundes offensichtlich nicht ausreichend sind: Okay, diese Meinung teilen wir. Nur, Herr Kollege Blind, noch einmal auf Ihre einleitenden Worte zurückkommend, Sie behaupten, Sie sagen, wir haben in diesem Gesetz die Bundesstraßen nicht drinnen stehen und wir haben in diesem Gesetz die Eisenbahnen nicht drinnen stehen. Ganz bewusst, denn das wird im Bundesgesetz geregelt und diese bundesgesetzliche Regelung ist eine Angelegenheit, die wir nicht korrigieren können. Jetzt schaue ich mir an, was Sie sagen würden, wenn wir für Gemeindestraßen eine andere Regelung hätten und für die Straßenbahnen eine andere Regelung machen würden als der Bund für die Autobahnen und für die Eisenbahnen gemacht hat. Dann hätten wir in Wien, auf unserem Landesgebiet, das Tohuwabohu fertig. Daher kann es nur so sein, dass wir eine gemeinsame Regelung schaffen, die wiederum korrigiert, was bundesverfassungsrechtlich leider so zersplittert aufgebaut ist. Wir brauchen diese einheitliche Vorgangsweise, damit wir eben die Wienerinnen und Wiener vor erhöhtem Lärmaufkommen schützen können.

Der Kollege Stiftner ist noch nicht so lange in diesem Haus. Daher kann er nicht wissen, dass wir, die Wiener Verwaltung, die Magistratsabteilungen, beim Lärmschutz nicht erst darauf warten, bis ein Gesetz beschlossen wird, um dann für den Lärmschutz Vorkehrungen zu treffen.

Ich kann Ihnen nur sagen, wir haben sowohl an den Bundesstraßen als auch an den Gemeindestraßen, so weit sie Hauptstraßen sind, und an den Hauptstraßen B Lärmschutzmaßnahmen gesetzt. Wir finanzieren beziehungsweise unterstützen den Einbau von Lärmschutzfenstern mit Förderungen. Da kann jeder Einzelne selber auch mitaktiv werden und wir finanzieren mit. Wir haben die Lärmschutzmaßnahmen mit den Lärmschutzwänden überall dort, wo die Lärmbelastung besonders groß ist, vorgenommen. Um ein Beispiel zu nennen: An der Südosttangente ist gerade die deutliche Verbesserung dieses Lärmschutzes im Gange. Ich kann auch daran erinnern, dass wir vor kurzem an der A22 im Bereich Kaisermühlen den Lärmschutz durch Erhöhung der Lärmschutzwand deutlich intensiviert haben und dass neue Straßenabschnitte in Wien – und darauf bezieht sich das Gesetz ja auch – genau darauf Rücksicht nehmen, dass dort von Haus aus die Bedingungen des Lärmschutzes schon erfüllt werden.

Ich denke, dass das, was im Lärmschutz notwendig und machbar ist, bereits jetzt gemacht wird, dass die Dokumentation über die Situation des Lärmschutzes sehr wohl mit den in diesem Gesetzesentwurf enthaltenen Instrumenten sehr gut Platz greifen wird, dass der Aktionsplan, den wir zu erstellen haben, diese Maßnahmen auch entsprechend bündelt, dass wir auch jetzt schon umsetzen, weitermachen werden können und dass der Vorteil aus diesem Gesetz ist, dass jeder über die genaue Lage Kenntnis bekommt, wie die Lärmsituation in seinem Gebiet ist.

Zusammenfassend, sehr geehrte Damen und Herren, darf ich Sie ersuchen, diesem Gesetz die Zustimmung zu erteilen. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Johann Hatzl: Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. – Das sind SPÖ und ÖVP und somit die Mehrheit. Damit ist das Gesetz in erster Lesung mehrstimmig angenommen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, lasse ich die zweite Lesung vornehmen. – Ein Widerspruch erfolgt nicht.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind SPÖ und ÖVP. Das Gesetz ist somit in zweiter Lesung mehrstimmig beschlossen.

Wir kommen nun zur Postnummer 2 der Tagesordnung. Sie betrifft den Wiener Landwirtschaftsbericht 2003/2004. Berichterstatterin ist Frau amtsf StRin Sima. Ich bitte Sie, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Ulli Sima: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich ersuche Sie um Zustimmung zum vorliegenden Landwirtschaftsbericht.

Präsident Johann Hatzl: Danke für Einleitung. Es gibt hier Wortmeldungen. 

Als Erster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Maresch. Ich erteile es ihm.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Wir haben in der vorigen Legislaturperiode, sozusagen beim letzten Mal, den Landwirtschaftsbericht auch abgelehnt und zwar aus gutem Grund und nicht, weil wir glauben, dass der Landwirtschaftsbericht schlecht verfasst wurde. Es gibt ganz, ganz viel Zahlenmaterial über die Stadt Wien und ihre Landwirtschaftsbetriebe beziehungsweise über das, was in Wien als Landwirtschaftsbetrieb mit dieser agrarischen Selbstverständlichkeit sozusagen tagtäglich hier passiert. Aber uns gehen einige Dinge ab und da möchte ich ein bisschen darauf eingehen.

Das Erste ist einmal: Wenn man sich das Vorwort anschaut und die übliche Startpropaganda einmal weg tut, dann bleibt für mich ein Satz hängen, der heißt: Es ist mehr oder weniger besser geworden, weil anstatt 40 Betrieben jährlich jetzt nur mehr 30 Betriebe jährlich zusperren. Begründung ist der Strukturwandel. 

Jetzt sage ich einmal, wenn 2003 782 Betriebe existierten und im Jahr 1995 es noch 1 163 Betriebe waren, dann muss man sich vor dem Strukturwandel aber schon gewaltig fürchten, weil der im Grunde genommen, wenn man es sich mathematisch anschaut, irgendwann einmal dazu führen wird, dass es in Wien kaum mehr Betriebe geben wird. Wenn man das so hinnimmt und sagt, na ja, es ist halt jetzt nicht mehr ganz so schlecht, es wird eh besser, heuer haben nur 30 zugesperrt, dann denke ich mir, da kann mit so einem Bericht etwas nicht stimmen. Das ist einmal das eine.

Das andere ist in Wirklichkeit, dass dieser Bericht nicht wirklich sagt, wie man jetzt mit diesem Strukturwandel umgehen soll. Er sagt nur, es ist so, es werden weniger, es wird das und das angebaut, ganz, ganz wichtige Zahlen, aber es wird keine Perspektive für die Menschen hier und für die Bäuerinnen und Bauern aufgezeigt.

Nächster Punkt ist, abgefeiert mit der Stadträtin, freiwillig Gentech in Wien, ganz toll abgefeiert von A bis Z und dann schaut man sich 2005 an, wie viele Betriebe es denn wirklich waren, die in Wien freiwillig Gentech machen. Noch einmal: 782 haben wir insgesamt und jetzt sind es 275, die das tun. Das ist eine große Zahl, aber immerhin noch weniger als die Hälfte und da wünsche ich allen, dass es durchaus mehr werden. Warum nicht? Gute Aktion, aber noch immer viel zu wenig. Besser, wie gesagt, aber noch nicht gut, wenn man so will.

Was mir in diesem Bericht eigentlich völlig fehlt, ist: Wie geht man in Wien mit dem Bodenschutz um? Es gibt alle möglichen Förderungsmaßnahmen, aber es ist zum Beispiel immer noch Tatsache, dass es in Wien noch immer kein Bodenschutzgesetz gibt. Es ist schon von der vorigen Stadträtin versprochen worden, ich glaube, 2001 unmittelbar nach der Wahl und jetzt haben wir 2005, bald haben wir 2006 und es gibt keines, überhaupt keines, weil es irgendwo steckt. 

Wie ist es mit der Grundwasserentnahme durch die Landwirtschaft? Wie ist es mit dem Erholungswert? Hat sich da etwas getan? Wie ist es mit der Landwirtschaftsfläche? Alles Dinge, die in einen guten Bericht - und der Bericht ist nicht schlecht - hinein gehören. 

Es gibt den agrarstrukturellen Entwicklungsplan für die Stadt Wien, der sagt, welche Ackerflächen, welche Landwirtschaftsflächen weiterhin bevorzugt sein sollen, welche sind für die Verbauung geöffnet und welche anderen Flächen sind noch wichtig. Das ist eine Momentaufnahme. Aber andererseits: Wohin geht die Reise mit all diesen Flächen? Wie wird es in 20 Jahren ausschauen? Wie wird es in 30 Jahren ausschauen? Was wollen die Bäuerinnen und Bauern in dieser Richtung überhaupt? Das steht nicht drinnen. Wie wird zum Beispiel das Überleben der Wiener Landwirtschaft gesichert? Nichts. Wie schaut es mit den Biobetrieben aus? Da steht zum Beispiel: 11 Prozent der Fläche - jetzt kommen die klassischen Zahlenspielereien -, da gibt es 18 Betriebe, davon sind 2 Teilbetriebe. Noch einmal: 18 Betriebe von 282! 

Man kann natürlich über die Flächen spekulieren. Die Stadt Wien hat ja große Flächen auf biologischen Landbau umgestellt. Aber es gibt da immerhin einige Flächen der Stadt Wien, die das nicht sind, und trotzdem: 18 Be-
triebe von 782. Das ist eigentlich ein Armutszeichen, es gibt ganz wenige und es gibt keine Perspektive, wie das besser gemacht werden soll. Überhaupt fehlt das völlig. 

Last but not least hört man nämlich ein Ding ganz besonders, in den Medien waren jetzt die WTO-Verhand-
lungen. WTO ist ein Thema. Da geht es auch um Land-
wirtschaft. Da geht es nicht nur um den Rübenpreis oder um die Rübenbauern, sondern da geht es insgesamt um die kleinstrukturierte österreichische, auch um die Wiener Landwirtschaft und darüber steht da gar nichts. Da muss man die “Agrarische Rundschau“ bemühen, Herausgeber Ökosoziales Forum, das wird Ihnen offensichtlich bekannt sein, auch der ÖVP. Da ist unter anderem ein Text von Christian Felber von “Attac“ drinnen, der schreibt: „Die EU-Förderungen sollten ausschließlich auf soziale und ökologische Zielsetzungen umgestellt werden. Biolandbau, Schaffung sinnvoller Arbeitsplätze, Er-
höhung der Arten- und Sortenvielfalt, Produktion hoch-
wertiger Lebensmittel, Erhalt kleiner Strukturen und kul-
tureller Diversität. Es ist ganz wichtig, zunächst ist die Landwirtschaft völlig aus der Handelsliberalisierung aus-
zunehmen. Die Handelsliberalisierung der WTO bedroht die Landwirtschaft wirklich.“ Und genau der Punkt fehlt mir in einem Wiener Landwirtschaftsbericht und der gehört da hinein. 

Solange solche Dinge wie Biolandbau, Strukturprobleme und WTO nicht behandelt werden, kann niemand Vernünftiger so einem Bericht zustimmen. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist Herr Abg WALTER.

Abg Norbert WALTER, MAS (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Geschätzte Damen und Herren! 

Am Mittwoch, dem 14., hat die “Kronen Zeitung“ tituliert: „Wiens Bauern geben nicht so leicht auf.“ Und das könnte eigentlich das Resümee des Landwirtschaftsberichts 2005 sein. (Beifall bei der ÖVP.)
Ich möchte mich zuerst einmal bei den Verfasserinnen und Verfassern für diesen detaillierten Bericht bedanken. Wenn der Kollege Maresch bekrittelt, dass da einige Dinge fehlen, dann muss ich sagen, bis vor einiger Zeit hat es noch gar keinen gegeben und insofern ist es ein Riesenfortschritt. Vielleicht kann man die Dinge, die jetzt noch fehlen, beim nächsten Mal anhängen und ich denke, diesem Bericht so nicht zuzustimmen, weiß ich nicht was das... (Abg Mag Rüdiger Maresch: Aber wenn entscheidende Dinge fehlen?) Na ja, soweit ich weiß, wird ja nur diskutiert und gar nicht abgestimmt, aber das ist ein anderes Kapitel. 

Jedenfalls gibt es aus meiner Sicht Punkte, die erfreulicher sind. Sie haben das ja auch angesprochen. Sie haben gesagt, Rückgang der Betriebe von 40 auf 30 jährlich ist zwar kein ganz großes Plus, aber immerhin geht es in die richtige Richtung. Allerdings hat die Produktion etwas zugenommen, gerade beim Gemüsebau um 21 Prozent gegenüber 2001. Was aber bleibt, und das ist sehr bedauerlich, ist, dass sich die Ertragslage aufgrund der sinkenden Preise nicht gebessert hat. 

Meine Damen und Herren, die SPÖ-Stadtregierung hat es allein in der Hand, hier die Dinge zu verbessern und der Landwirtschaft unter die Arme zu greifen. Wir müssen den Gärtnerinnen und Gärtnern, Landwirten und Weinhauern die Möglichkeit geben, ihre Betriebe wirtschaftlich zu führen. Dann werden die Flächen entsprechend bewirtschaftet und wir wollen das ja auch, denn dann haben wir den Umweltschutz gleich zum Nulltarif dazu.

Frau Stadträtin, die Landwirtschaft will keine Almosen, sie braucht Unterstützung, Waffengleichheit im nationalen und europäischen Wettbewerb. Wir brauchen sie, damit wir bestehen können und damit dieser Grüngürtel, auf den wir ja alle so stolz sind, entsprechend geschützt werden kann.

Der Zugang der SPÖ zur Landwirtschaft ist leider Gottes manches Mal ein bisschen mangelhaft, denn das Ganze nur aus dem Umweltschutzbereich heraus zu sehen, ist aus meiner Sicht zu wenig. Und es ist auch zu wenig, dass man nur Auflagen erlässt und das ist vor allem der falsche Weg. 

Ich habe da ein Beispiel, wo ich vor kurzem wieder gehört habe, dass man in Stammersdorf schon wieder eine Fläche von L auf SwwL widmen wird. Da denke ich, dass genau das der falsche Weg ist. Ich habe das schon einmal hier herinnen erwähnt, dass Stadtentwicklungsflächen positiv beurteilt wurden, obwohl empfohlen wurde, genau das nicht zu tun. Denn Sie wissen, dass die Widmung auf SwwL die Flächen in Wahrheit weniger schützt als L, denn nur bewirtschaftete Flächen sind gute Flächen und somit auch sinnvolle Flächen.

Sie wissen auch, dass gerade für Gärtnerinnen und Gärtner, Landwirte und so weiter diese SwwL-Flächen in Wahrheit eine Wertminderung darstellen, dass sie à la longue die Flächenbewirtschaftung fast unmöglich machen und dass sie vor allem nur mit großen Auflagen landwirtschaftliche Nutzgebäude errichten können. Vor allem können Sie eines nicht mehr: Sie können dort als Landwirtin oder Landwirt, Gärtnerin oder Gärtner nicht ihr Wohnhaus errichten und ich glaube nicht, dass es einem Betriebsführer verwehrt werden sollte, dass er auf seinem Grund sein Wohnhaus baut.

Frau Stadträtin, auch zu Tode geschützt ist gestorben und die Wiener Landwirtschaft will aber leben! (Beifall bei der ÖVP.)
Den Flächenschutz nur zu verordnen, ist auf jeden Fall der falsche Weg, denn ich glaube, es muss uns gelingen, die Flächen ökonomisch aufzuwerten und es muss uns gelingen, eine Steigerung der Wertschätzung dieser landwirtschaftlichen Flächen herbeizuführen. Wir brauchen, ähnlich wie beim städtischen Naherholungsgebiet, für all diese Flächen eine Imageaufwertung und nicht so sehr die Degradierung zu Almosenempfängern. 

Was die Landwirte, Gärtnerinnen, Gärtner, Weinhauer aber auch brauchen, ist die Unterstützung ihrer innovativen Produkte beim Absatz. Gerade die Stadt Wien hat viele Möglichkeiten in ihrem Nahebereich, bei den Krankenhäusern, Kindergärten und was es noch alles gibt, die Wiener Landwirtschaft zu fördern und das ist eine Förderung, die nicht nur den Bäuerinnen und Bauern zugute kommt, sondern vor allem auch den Menschen, die diese Produkte verzehren.

Gerade die Stadt Wien rühmt sich, dass im Krankenanstaltenverbund der Stadt ca 30 Prozent Biokost verwendet werden. Die Frage ist nur: Wie viel kommt tatsächlich davon aus Wien? 

Ich denke, die Förderung heimischer, Wiener Qualität sollte nicht nur ein Lippenbekenntnis der SPÖ-Stadt-
regierung sein, sondern sie soll auch tatsächlich umge-
setzt werden. Das Ziel muss lauten: In Wien produziert, in Wien konsumiert.

Und zum Abschluss des Landwirtschaftsberichtes 2005 möchte ich sagen, dass es eine ganz gute Gelegenheit wäre, hier umzudenken, denn wir von der ÖVP meinen, wenn man sich schon zu den großen und hohen Umweltstandards bekennt, dann soll man sich auch zu den Produkten der Wiener Landwirtschaft bekennen und sie nicht allein im Regen stehen lassen.

Frau Stadträtin, die Wiener Landwirtschaft reicht Ihnen die Hand und gemeinsam können wir die Betriebe sichern und weiterhin auch die Wienerinnen und Wiener mit bester Qualität versorgen. Schlagen Sie ein, damit Wiens Bauern auch in Zukunft nicht aufgeben müssen. Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Herr Abg Hursky. 

Abg Christian Hursky (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen, sehr geehrte Kollegen! Frau Stadträtin!

Ich freue mich, hier Ihnen einen erfolgreichen Landwirtschaftsbericht bringen zu dürfen. Einen Bericht, der sowohl ökonomischen als auch ökologischen Erwartungen gerecht wird. Um auf die Worte des Herrn Walter einzugehen, die Wiener Landwirtschaft lebt tatsächlich und sie wird auch in Zukunft weiter leben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Beschäftigen wir uns vielleicht zunächst einmal mit der wirtschaftlichen Seite unserer Betriebe in Wien, einer Seite, die natürlich für die Betriebe in einem EU-Umfeld nicht die leichteste ist und die auch in Zukunft mit Sicherheit eine nicht leichtere werden wird.

Um auf die Strukturveränderungen einzugehen, möchte ich das vielleicht ein bisschen mit Zahlen untermauern, was hier stattgefunden hat.

1995 gab es 1 163 Betriebe, im Jahre 2003 782. Das bedeutet einen Rückgang von 33 Prozent. Nicht einhergegangen damit ist jedoch die bewirtschaftete Fläche im selben Zeitraum. Wir sind von 6 840 ha auf 6 543 ha zurückgegangen, was nur einen Rückgang im Endeffekt von 4 Prozent bedeutet. Das heißt, im Endeffekt haben die verbliebenen Landwirtinnen und Landwirte hier die gleiche oder fast die gleiche Fläche bewirtschaftet wie vorher, das heißt, die Wiener Landwirtschaft lebt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Eine besondere Freude ist es mir immerhin, als Favoritner feststellen zu können, dass wir eine Zunahme von 11 ha an Landwirtschaftsfläche haben und auch die Freunde aus Simmering werden vielleicht gerne hören, dass sie 7 ha an landwirtschaftlich genutzter Fläche in diesem Zeitraum dazu bekommen haben, und dies speziell an Gartenbaufläche. 

Bei den Wiener Betrieben macht diese Gartenbaufläche sogar 65 Prozent aller österreichischen Gemüsebetriebe aus. Das heißt, die Wiener Landwirtschaft lebt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Einen etwas geringeren Anteil macht bei Ackerbau und Viehzucht in Wien die Viehzucht aus. Der einzige nennenswerte Anteil ist vielleicht hier, dass sich die Zie-
gen fast vervierfacht haben. Ich hoffe, das schlägt im Endeffekt in einem guten Käse zu Buche.

Gehen wir vielleicht auf die Ertragsergebnisse unserer Wiener Landwirtinnen und Landwirte ein. Das ist eine äußerst positive Sache, die man hier erwähnen muss. 0,41 Prozent der Betriebe in Österreich, was ja im Endeffekt ein sehr kleiner Anteil ist, erwirtschaftet immerhin 1,56 Prozent der Endproduktion, das heißt, es ist 3,8 Mal so viel wie der durchschnittliche österreichische Wert. Das heißt, die Landwirtinnen und Landwirte hier in Wien arbeiten sehr gut, sie arbeiten sehr effizient, sie arbeiten für die Zukunft. Das heißt, sie sind auch für die Forderungen und Aufgaben, die die Zukunft bringen wird, sehr gut gerüstet.

Ganz wichtig ist auch der Teil, wo wir sagen können, Wien unterstützt unsere Landwirte. Auch das wurde ja hier sehr stark gefordert. Die Förderungen in der Höhe von 1,69 Millionen EUR bedeuten in diesem Zeitraum 28,1 Prozent, der österreichische Durchschnitt liegt bei 24 Prozent. Das heißt, die Forderung, und dieser Handschlag mit der Frau Stadträtin, dass Wien die Wiener Landwirte verstärkt unterstützt, sind bereits erfüllt, denn Wien fördert weitaus mehr als der österreichische Durchschnitt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Auch hat Wien seinen Anteil an Förderungen von 2003 auf 2004 von 26,6 Prozent auf 28,1 Prozent gesteigert, während es der Bund geschafft hat, auch hier wieder einmal hinten zu bleiben und seine Förderung von 25,2 auf 24,8 Prozent, das ist zwar nur wenig aber doch, verringert hat.

Wenn wir bei den Förderungen bleiben: Es gibt auch Betriebe, die ohne Förderung auskommen und positive Ergebnisse erzielen, und das sind die Betriebe der Stadt Wien, die hier ein deutliches Plus schreiben. Das ist etwas ganz besonders Wichtiges, aber was noch dazu kommt, ist der Arbeitsplatzaspekt, der im Zeitraum seit 1995 fast gleichbleibend ist. Ja, es konnte von 1999 auf 2003 die Zahl der Arbeitsplätze im Bereich der Landwirtschaft noch gesteigert werden, und zwar um 27. Das ist zwar wenig, sei aber doch gesagt, weil immer wieder kritisiert wird, es gäbe weniger Arbeitsplätze. Nein, in diesem Bereich sind es mehr geworden. (Beifall bei der SPÖ.) 

Dürfen wir vielleicht nun einmal auf die Qualität unserer Produkte eingehen - das wurde auch angesprochen bei den Vorrednern - und auch auf den Selbstversorgungsgrad. Das Wiener Gemüse muss schließlich und endlich ein sehr gutes sein. Wir schaffen es, in diesem Bereich einen Selbstversorgungsgrad je nach Gemüseart zwischen 35 und fast 289 Prozent zu erreichen. Das heißt, das in Wien produzierte Gemüse wird auch in Wien gegessen.

Auch Umweltaspekte - ebenfalls eine gute Sache - kommen hier zum Tragen. Es sind kurze Wege und das macht dann im Endeffekt beim Transport weniger Feinstaub aus.

Qualitätsprogramm: Es gibt ein Monitoring der MA 38, die versucht, hier die Dinge ins rechte Lot zu bringen, zu überwachen und zu vergleichen. 

Persönlich ganz besonders liegt mir der Wiener Wein am Herzen mit all seinen bekannten Winzern, die wir in dieser Stadt haben, die hervorragende Produkte mit Weltruf erzeugen. An vorderster Stelle natürlich unser eigenes Weingut Cobenzl, das wir haben und das Topweine, die immer prämiert werden, produziert. Und da gilt, dass Bgm Häupl dieses Weingut Cobenzl wirklich gerettet hat. Mag Ulli Sima wird diesen Weg sicher fortführen, dass wir auch unseren Wiener Wein, unseren guten Wiener Wein, in Zukunft weiter genießen können. (Beifall bei der SPÖ.) 

Wenn wir uns aus der Sicht der Umwelt mit dem ökologischen Teil beschäftigen - was uns besonders wichtig ist -, sind auch die Aspekte der Energienutzung zu beachten. Wir wissen, dass herkömmliche Energieformen immer wieder höhere Preise erreichen werden, dass es hier nicht leicht ist - Heizöle zum Beispiel werden immer teurer - und dass man diese Dinge weniger einsetzen sollte. Und hier sollten wir unsere Wiener Betriebe weiter dazu bewegen, dass sie mehr und verstärkt auf Fernwärme, auf eine umweltfreundliche Energieform, umsteigen.

Wichtig ist auch die Teilnahme am Umweltprogramm ÖPUL. Zunehmend mehr Betriebe, speziell Gartenbaubetriebe, steigen um und lassen sich hier fördern. In Summe sind es derzeit 237 Betriebe, die an diesem Programm teilnehmen. Da gibt es verschiedene Förderungen, die in diesem Punkt dieses ÖPUL unterstützen: Integrierte Produktion bei Obst und Wein, der Nützlingseinsatz, Verzicht auf Herbizide, Begrünung von Ackerflächen im Herbst und Winter und auch der vorbeugende Gewässerschutz seien hier genannt. All das zeigt und zeichnet die Umweltmusterstadt Wien aus.

Wichtig ist auch sicherlich, den Bereich des Biolandbaues zu erwähnen, schon um auch auf Kollegen Maresch einzugehen. Flächenmäßig ist hier ein Durchschnitt von rund 15 Prozent in Wien zu verzeichnen und dieser Teil ist ganz einfach in Österreich Spitzenklasse. Da geht eigentlich im Moment nichts drüber.

Und ganz besonders hervorheben sollten wir unsere eigenen städtischen Betriebe, die 600 ha in der Lobau und Eßling betreiben. Das ist eine echte Vorreiterrolle, die wir hier in Wien einnehmen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Die Krönung schlechthin ist die gentechnikfreie Produktion. EU‑rechtliche Bestimmungen und Gesetze machen es uns natürlich nicht leicht, diese so umzusetzen, wie wir sie gerne hätten. Aber trotz allem, mit dem Wiener Gentechnik-Vorsorgegesetz können wir jetzt und werden wir in Zukunft Erfolge verzeichnen. Gemeinsam mit der Wiener Landwirtschaftskammer und der LGV laden wir alle zur Wiener Deklaration ein, freiwillig ohne Gentechnik zu produzieren. Mit Stand Oktober 2005 hatten wir 40 Prozent der Betriebe, die an diesem Programm teilgenommen haben. An uns allen liegt es, die 60 Prozent der anderen Betriebe dazu einzuladen und dazu zu bringen, dass sie auch an diesem Projekt mitmachen und hier keine Gentechnikprodukte erzeugen.

Zum Schluss möchte ich mich recht herzlich für diesen Bericht bedanken. Ich kann nur sagen: Wien ist eine Umweltmusterstadt auch im Bereich der Landwirtschaft. Danke schön.

(Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Die Debatte ist geschlossen. Das Schlusswort hat die Frau Berichterstatterin.

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Ulli Sima: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich möchte den Bericht auch nutzen, um mich für die, glaube ich, wirklich sehr gute Zusammenarbeit mit der Landwirtschaftskammer sehr herzlich zu bedanken, aber nicht nur mit der Landwirtschaftskammer, auch mit der EBV, mit vielen GemüsebäuerInnen, mit vielen VertreterInnen aus der Wiener Landwirtschaft. Ich glaube, dass wir im letzten Jahr gemeinsam sehr viel an Positivem weitergebracht haben. Ich erinnere nur an unser Gentechnik-Vorsorgegesetz, das wir in Abstimmung mit allen VertreterInnen der Wiener Landwirtschaft dann hier letztendlich im Landtag verabschiedet haben, aber auch an unsere Plattform "Freiwillig, ohne Gentechnik", die übrigens, Herr Kollege Maresch, mittlerweile 287 Mitglie-
der hat, also es schreitet stetig voran. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Nicht ganz!) Nun, ich bin auf jeden Fall zufrieden, dass es stetig voranschreitet und das Schöne ist ja - und das habe ich schon einmal hier gesagt -, dass wir mittlerweile alle Gemüsebauernbetriebe dabei haben, was natürlich ein wichtiger Punkt ist. 

Die Weinbauern scheinen, glaube ich, noch nicht ganz die dringende Notwendigkeit erkannt zu haben, da Mitglied zu sein, weil sie sowieso in dieser Richtung vorgehen und die Reben ja auch nicht jährlich gekauft werden. Das heißt, die Raps‑ und Maisbauern sind auf jeden Fall dafür, da haben wir schon einige Mitglieder, aber wir haben uns mit der Kammer darauf geeinigt - der Direktor sitzt ja auch unter den Zuhörern - im nächsten Jahr dann noch einmal eine Offensive zu starten. 

Aber ich bin auf jeden Fall sehr zufrieden, wir haben es ja erst im Mai begonnen. Das heißt, es läuft auch noch nicht das ganze Jahr und ich glaube, wir haben noch mit dem Bauernfest und einigen anderen Aktionen auch sehr gut auf die Wichtigkeit und Wertigkeit des Wiener Gemüses, des Wiener Gemüseanbaues, aufmerksam machen können, und ich möchte das im nächsten Jahr auf jeden Fall so weiterführen. Irgendwer hat gesagt, man soll die Landwirtschaft nicht nur aus der Umweltsicht sehen - ich tue das keinesfalls -, ich glaube, das war der Kollege Walter. Ich fühle mich auch als Landwirtschaftslandesrätin und kann Ihnen mitteilen, Herr Kollege Walter, dass meine Kollegen aus den anderen Bundesländern sehr verwundert waren, dass ich auch zur Agrarlandesreferentenkonferenz kommen wollte, weil das offensichtlich in den letzten Jahren nicht ganz so üblich war. Und weil das sonst, glaube ich, ein eher informelles Treffen war, haben sie jetzt für mich extra einmal ein offizielles gemacht, damit ich auch einmal dabei sein kann, und ich werde das auch weiterhin so wahrnehmen. Also, ich sehe mich durchaus auch als Agrarlandesrätin, auch wenn das von vielen Außenstehenden sozusagen vielleicht nicht ganz so wahrgenommen wird, aber die Wiener Landwirtschaft ist mir sehr wichtig, sie ist mir ein großes Anliegen. Und wenn ich auch Umweltstadträtin heiße, so fühle ich mich für die Landwirtschaft zu 100 Prozent zuständig und glaube, dass ich das auch im letzten Jahr durch viele gemeinsame Aktivitäten bewiesen habe.

Ich darf Sie abschließend noch um Zustimmung zu diesem, wie ich meine, sehr, sehr guten und umfassenden Bericht ersuchen. Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Wir kommen zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die den vorliegenden Landwirtschaftsbericht 2003/2004 zur Kenntnis nehmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das sind SPÖ, ÖVP, FPÖ und somit die Mehrheit. Er ist daher mehrstimmig beschlossen.

Die Postnummer 10 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem die Wiener Landarbeitsordnung 1990 geändert wird.

Berichterstatterin hiezu ist Frau amtsf StRin Sima.

Ich bitte, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Ulli Sima: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung. 

Präsident Johann Hatzl: Danke für die Einleitung.

Gemäß § 30 Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General‑ und Spezialdebatte zusammenzulegen.

Wird dazu ein Einwand erhoben? - Das ist nicht der Fall. Somit gehe ich hier so vor.

Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Frau Abg Puller. 

Abg Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Zu Postnummer 10, Änderung der Landarbeitsordnung, ist es nicht so, dass ich dagegen bin, weil mir fad ist oder weil ich als Neue irgendeine Profilierungsneurose hätte. Nein, sondern weil ich mir diesen Akt genau durchschaue, Textvergleiche mache und eben auch ein gebranntes Kind bin, weil ich im Fahrdienst die Dienst- und Betriebsvorschrift neu genossen habe, die zu sehr schlechten Arbeitsbedingungen führte. Da möchte ich mich - leider ist der Herr Abg Hundstorfer hinausgegangen - gleichzeitig bei ihm bedanken für unsere Dienst‑ und Betriebsvorschrift neu im Namen aller Bediensteten vom Fahrbetrieb der Wiener Linien, und das möchte ich während der ganzen Periode meiner Tätigkeit im Gemeinderat und Landtag durchziehen, soweit ich Gelegenheit dazu habe, denn auch er hat in seiner Funktion als Gewerkschafter diese Dienst‑ und Betriebsvorschrift neu zugelassen. 

Und ich möchte vielleicht einen Vergleich starten. Ich glaube kaum, Herr Hundstorfer ist böswillig, sondern er befindet sich auf Grund seiner langjährigen Tätigkeit als Politiker und Gewerkschafter in einer eigenen Klientel, und somit verliert man halt ein bisschen die Außensicht, denke ich mir. Doch, Herr Hundstorfer, und ich möchte es vielleicht so verklickern, weil Sie persönlich noch keine Novellierung miterleben mussten, sie tragen mussten, oder die zu irgendwelcher Verschlechterung für Sie geführt hätte. 

Stellen Sie sich vor, jeder Abgeordnete darf über ein Spesenkonto verfügen, das ja rund 500 EUR im Monat ausmacht. Dieses Spesenkonto sollte novelliert werden, also weg damit, und statt dessen bekommen wir einen Geschenkkorb, wo ein paar Dosen Leberpasteten drinnen sind, eine Schokolade und eine Flasche Wein. So auf die Art ist unsere Dienst- und Betriebsvorschrift neu im Fahrdienst gewesen, oder ist sie auch noch. 

Und eben diese Änderung von der Landarbeitsordnung beinhaltet Punkte, wo eben dieser Slogan vielleicht noch zu erwähnen wäre, Erreichtes erhalten oder Bestehendes erhalten, oder so ähnlich klingt es. Aber für mich ist es ein Schritt vor und zwei zurück.

Und jetzt komme ich zum Wesentlichen, nämlich dieser eine Schritt vor, das ist ja ganz ein guter Schritt. Da ist eine Änderung auf Anspruch auf Entgelt bei Krankheit oder Unglücksfall. Auf jeweils zwei Wochen sind die erhöht worden, je nach Dauer des Dienstverhältnisses. Und die zwei Schritte zurück sind: 

Erstens, Verschlechterung bezüglich der Aliquotierung des Urlaubsanspruches. Bisher war die Regelung so, dass bei Beendigung des Dienstverhältnisses für den nicht konsumierten Urlaub eine Urlaubsentschädigung zustand. Außer in Ausnahmefällen, wie zum Beispiel verschuldete Entlassung. Ab dem zweiten Dienstjahr entsteht der gesamte Urlaubsanspruch mit Beginn des Dienstjahres. Bei Beendigung vor dem Ende des gesamten Urlaubsjahres hatte der Dienstnehmer Anspruch auf Entschädigung in vollem Ausmaß. Nun bekommt er nur mehr den aliquoten Teil, zum Beispiel bei Beendigung nach drei Monaten im laufenden Urlaubsjahr nur mehr ein Viertel der bisherigen Summe. Abgesehen davon, dass es sich de facto um eine Lohnkürzung handelt, ist nicht einzusehen, warum ein Arbeitnehmer, der zu Beginn eines Urlaubsjahres noch nicht den vollen Urlaub konsumiert hat, gegenüber einem Arbeitnehmer, der bereits seinen vollen Urlaub konsumiert hat, benachteiligt wird.

Und der zweite Schritt zurück ist die Streichung der Postensuchtage bei Kündigung des Dienstnehmers. Das ist ein Angriff auf den Sonderurlaub.

Und zum Abschluss möchte ich noch in Erinnerung bringen, diese beiden Änderungen wurden von der SPÖ berechtigterweise im Bund kritisiert, da diese die ArbeitnehmerInnen belasten. In Wien werden die gleichen Re-
gelungen, ohne dass es zwingende Vorschriften geben würde, mit dieser Novelle zur Landarbeitsordnung eingeführt. Das Land Wien könnte die Chance nützen und im Bereich des Dienstrechtes einen Kontrapunkt zur arbeitnehmerInnenfeindlichen Politik der Bundesregierung set-
zen. Statt dessen beschließt die Wiener SPÖ in diesem Bereich die gleichen unsozialen Regelungen wie die Bundesregierung. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Herr Abg Scheed.

Abg Norbert Scheed (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Abgeordnete!

Die Wortmeldung meiner Vorrednerin ist etwas, was geeignet ist, ein bisschen Staunen auszulösen und zwar aus einem einfachen Grund: Die vorliegende Änderung beruht auf einem Verhandlungsergebnis, und zwar auf einem Verhandlungsergebnis der dafür zuständigen So-
zialpartner, der Arbeitgebervertreter, der Arbeitnehmer-
vertreter, die nach ernst und verantwortungsvoll geführten Verhandlungen zu einem Ergebnis gekommen sind. Ich selbst bin Gewerkschafter, keine Frage, mein Kopf, mein Herz sind voll von Ideen, von möglichen Verbesserungen Beschäftigter aller Bereiche, ich weiß aber auch als Praktiker der Sozialpartnerschaft, dass eine Verhandlung immer darin besteht, dass es einen Kompromiss im Ergebnis gibt, indem man in einem Punkt gewinnt, der im gegenständlichen sehr wohl deutliche Verbesserungen gegenüber vergleichbaren Bundesregelungen bringt, in anderen Bereichen aber vielleicht nicht die Wünsche durchsetzen kann, die man sich persönlich vorstellt.

Völlig deplaziert halte ich es allerdings zu versuchen, den Gemeinderat oder den Landtag dazu zu missbrauchen, in die Verhandlungskompetenz der Sozialpartner eingreifen zu wollen und die Ergebnisse, zu denen beide Verhandlungspartner stehen, hier einer politischen Bewertung zu unterziehen, um sie sozusagen auf der politischen Bühne opportun für die Argumentation im eigenen Bereich noch einmal anders zu interpretieren. (Beifall bei der SPÖ.) 
Dienstrechtsverhandlungen sind ganz klar die Kompetenz der Arbeitgebervertreter, der Arbeitnehmervertreter. Es wäre ein ganz falsches Signal, einzelne inhaltliche Punkte hier in diesem Raum einzubringen und damit den Eindruck zu erwecken, als würde sich der Landtag anmaßen, die Sozialpartner zu overrulen oder ihre Kompetenz untergraben zu wollen oder gar vielleicht nicht ernst zu nehmen. 

Und daher sehe ich keine Möglichkeit für unsere Fraktion, diesem Antrag zuzustimmen und wir bekennen uns auch zukünftig zur Kompetenz der Sozialpartner auf der jeweils betrieblichen Ebene und zu ihrer Kompetenz, auch Vereinbarungen in diesem Sinn abzuschließen. Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Ich habe keine weitere Wortmeldung. Damit ist die Debatte geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. 

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Ulli Sima: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich habe der Wortmeldung des Kollegen Scheed nichts mehr hinzuzufügen und darf Sie, nachdem sie so gut und ausführlich war, gleich um Ihre Zustimmung ersuchen.

Präsident Johann Hatzl: Danke. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Das sind SPÖ, ÖVP und FPÖ, damit ist das Gesetz in erster Lesung mehrstimmig angenommen. 

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen. 

Ein Widerspruch erfolgt nicht. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist somit in zweiter Lesung mehrstimmig mit den Stimmen der SPÖ, ÖVP und FPÖ beschlossen.

Wir kommen nun zu Postnummer 11. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Naturschutzgesetz geändert wird. Berichterstatterin ist wieder die Frau amtsf StRin Sima. 

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Ulli Sima: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Wiener Naturschutzgesetz.

Präsident Johann Hatzl: Gemäß § 30 Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. 

Gibt es eine Einwendung? - Dies ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen. 

Die Debatte ist eröffnet. 

Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Chorherr. 

Abg Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Herr Präsident! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Wir werden dieser Novelle zustimmen. Ich möchte, wie Sie ja schon wissen - weil ich den Antrag ja schon an alle ausgeteilt habe - diese Naturschutzdiskussion nutzen, um zum einen über die aus meiner Sicht wesentlichsten Reformen, Herausforderungen, Notwendigkeiten, kurz zu sprechen und auch einen Antrag einzubringen, der uns energiepolitisch weltweit dieser Tage betrifft und betreffen muss.

Es betrifft die Frage, wie wir damit umgehen, dass es auf der einen Seite - siehe Montreal und Folgen - immer heftiger, und selbst die USA müssen jetzt ihren Widerstand aufgeben - zu dringenden Maßnahmen kommen muss, um den Anteil erneuerbarer Energieträger deutlich zu steigern. Ich erinnere diejenigen, die es gesehen haben, an die Rede des Expräsidenten Clinton, der zumindest an die USA appelliert hat: „Also, wenn ihr schon Begrenzungen der CO2 - Maßnahmen nicht zustimmen könnt, dann setzt doch wenigstens Gelder ein, um den Anteil erneuerbarer Energie in die Höhe zu schrauben.“ Soweit der Klimaeffekt. 

Viel kurzfristiger geht es um den Preiseffekt, und diejenigen von Ihnen, welche sich mit WIENGAS beschäftigen, wissen, worüber ich spreche. 

Wie immer das ausgehen wird die nächsten Tage und Wochen, WIENGAS wird den Preis erhöhen müssen. Der Einkaufspreis von Gas ist im letzten Jahr ab Grenze um 80 Prozent gestiegen, Russland wird zunehmend Gas als politische Waffe einsetzen, und um es Richtung weltweiter Sozialdemokratie zu sagen: Dass Schröder, der Ex-Bundeskanzler, den Job bei der Gas-
prom übernommen hat, zeigt, wie tief Energiepolitik mit Politik verknüpft ist.

Viele haben nie verstanden, wieso ein Kanzler Schröder oder ein Kanzler Schüssel ungefragt die Politik, die Demokratiepolitik eines Präsidenten Putin lobt. 

Ich brauche hier jetzt nicht beim Naturschutzgesetz die Politik von Putin ausführen. Aber an sich ist er schon jemand, der substanziell alle freien Medien untergraben hat, wo Leute noch immer ohne Verfahren in Gefängnissen landen. Das hat mit einer Demokratie überhaupt nichts zu tun. In wenigen Jahren ist es Putin gelungen, Demokratie dort auf ein Minimum zurückzufahren. Warum sind alle europäischen Politiker dort hingefahren, beugen den Kopf und loben das? Es gibt einen Grund, und der heißt Öl, und vor allem Gas. 

Wer spürt das? Die Frühaufsteher, die heute morgen schon einmal Radio gehört haben, wissen es. Die Ukrainer spüren das dieser Tage. Gasprom hat ihnen elegant mitgeteilt, nun, wenn das so ist politisch, dann werden wir euren Gaspreis verfünffachen. Das kommt jetzt. 

Was das sozialpolitisch in der Ukraine heißt, brauche ich hier nicht auszuführen. Wir reden also, wenn wir über Ökostrom reden, nicht über ein liebes kleines Mascherl, das sich hier komische Grüne einbilden, wir reden über den Kern der Versorgung unserer westlichen Industriegesellschaft und in einer gewissen Weise reden wir über unsere Zivilisation. Noch immer sind mehr als zwei Drittel unserer gesamten westeuropäischen Energieversorgung entweder auf Öl oder auf Gas abgestellt, und bei beiden zeigen die Preise so hinauf, und die politische Abhängigkeit steigt. 

Und wenn wir uns anschauen, was im Bereich der Nordsee - was uns 15 Jahre Zeit gegeben hat – hinsichtlich der europäischen Erdgas- und vor allem der Erdölfunde passiert: Seit 1990 ist die Nordsee post peak, das heißt, die Förderung geht so zurück wie seit Mitte der 70er Jahre die Förderung in den USA zurück geht und der Verbrauch hinauf. Stichwort SVU und Co. 

Wie die USA sich versorgen kann, oder glaubt, versorgen zu können, wissen wir, wir brauchen nur die Nachrichten aufdrehen. Und kein Mensch leugnet mehr den Zusammenhang zwischen Energieversorgung der USA und weltweiter Militärpräsenz.

Ich habe auf meinen Weblog einmal die internationalen Militärpräsenzen der USA gestellt, und die von ihnen selbst zentral bezeichnete Militärpräsenz umfasst den Nahen Osten, bis hinauf nach Asien, wo man sieht, wie wichtig den USA das ist. 

Das heißt, wir reden hier einerseits über Umweltfragen, wenn wir über die Förderung des Ausstiegs aus fossilen Energieträgern diskutieren, aber da der Strom irgendwo herkommen muss, ist es notwendig, auch über den Umstieg auf neue Energieträger zu sprechen. Und da gibt es eine europäische Erfolgsgeschichte und teilweise auch eine österreichische Erfolgsgeschichte. Kein Mensch hätte es vor sieben Jahren für möglich gehalten, dass allein die Windenergie, die für mich nicht die Lösung ist, weil es diese Lösung nirgendwo gibt, aber in dem Fall hat es das Burgenland innerhalb weniger Jahre geschafft, und im letzten August war so ein Tag, dass der Gesamtstromverbrauch im Burgenland geringer war als die Stromausbeute aus Windkraft im diesem Bundesland. Das war freilich nur ein einziger Tag, aber in wenigen Jahren wird es möglich sein, das Burgenland, ich weiß, keine große Industrie und und, aber trotzdem... Nur die Dimension: Da drehen sich nicht ein Paar Windräder, sondern sie werden in wenigen Jahren 80 Prozent des Stromverbrauchs des Burgendlands aus erneuerbaren Energieträgern decken. Da gibt es solch große Zuwachsraten. 

Aber auch die EU im Übrigen, meine Damen und Herren, zwingt uns dazu und insofern ist es für mich vollkommen unverständlich, wieso wir nicht eine Förderungsschiene, die dieses Ökostromgesetz war und in Zukunft auch sein soll, adaptieren, Effizienzsteigerungen vornehmen und vielleicht Überförderungen in manchen Bereichen anpassen. Aber nein, dieser Entwurf, der noch nicht im Nationalrat beschlossen wurde, aber bereits im Ausschuss war, reduziert die Gesamtförderung für Ökostrom um 80 Prozent, meine Damen und Herren, reduziert sie um 80 Prozent. Das bedeutet einen Ausbaustopp bei sehr vielen Bereichen, einen Entwicklungsstopp, einen Technologiestopp und einen Beschäftigungsstopp. 

Es ist mir völlig unverständlich, ja, es ist mir völlig unverständlich, dass es den Massenprotest der Stromverbraucher über den Ökostromzuschlag auf ihren Strompreis nicht gegeben hat. Sagen sie mir ehrlich, welche Privathaushalte in ihrem Umfeld, die sich bei Ihnen über alles Mögliche aufregen, über Tempo 50 aufregen, über Benzinpreise aufregen, über Staub aufregen, über den welken Baum aufregen, also das, was Kommunalpolitik ist, je nach Fraktion, sagen sie mir die Protestwelle gegen den Ökostromzuschlag auf den Strompreis. Die gibt es nicht, nein, die gibt es nicht. 

Und die jetzt in den nächsten Tagen anstehende Erhöhung des Gaspreises. Ich könnte es mir billiger machen als Opposition und schimpfen, böse WIENGAS, böse WIENGAS. Wer mit der Weltversorgung zu tun hat, weiß, das ist im Verhältnis dazu ein Vielfaches dessen, was jeden Haushalt trifft. Darum dieser Antrag, der die Bundesregierung und den Bundesminister aus ökologischen Gründen, aus technologiepolitischen Gründen und aus Fragen der mittelfristigen Versorgungssicherheit Österreichs auffordert, die Ökostromförderung nicht zu kürzen, sondern ein Modell festzulegen, dass es weiterhin zu Ausbauten kommt. Und lassen sie mich im Detail mit dem ganzen Debakel der Hochschulen, mit dem Debakel des Transits angesichts der EU zumindest feststellen: Wir haben eine EU-Richtlinie zu erfüllen, ob uns das jetzt passt oder nicht. Mir passt es in dem Fall, aber selbst wenn es mir nicht passte, sind wir dazu angehalten, sonst müssen wir ziemliche Pönalien zahlen. Und nach dieser Richtlinie - ich habe das bewusst ausführlich in der Begründung geschrieben - müssen wir wahrscheinlich auf ungefähr 15 Prozent Ökostrom kommen. Und das nicht irgendwann, sondern 2010. Aber da müssen wir uns noch schön anstrengen, dass wir hinkommen. Der bisherige Zuwachs der bisherigen Ökostromregelung hat gezeigt, dass das möglich ist. 

Jetzt kommt Wien mit dem Biomassekraftwerk, sehr vieles im Bereich des Biogas, wo ich es ausdrücklich loben möchte, ausdrücklich die Wiengas loben möchte, die jetzt ernsthaft Versuche über die Einspeisung von Biogas in das Erdgasnetz startet. Da öffnen sich vollkommen neue Felder, auch im Bereich des Transportes, im Bereich der Stromversorgung. Da haben die innovativen Teile auch der großen Fossilversorger begriffen, wo ihre Zukunft liegt. Wir müssen nur diesen Wachstumsschwung nützen und uns nicht vor dem Start eines schwierigen Marathons gesetzlich solche Stahlkugeln an den Fuß binden und dann sagen, jetzt renn einmal. 

Noch einmal, dieser Entwurf, den die Bundesregierung vorgelegt hat, ist eine Kürzung von 80 Prozent der Mittel. Das ist indiskutabel. Deshalb ersuche ich Sie im Sinne – und ich sage das bewusst in der Reihenfolge - nicht erstens Klimaschutz, sondern erstens Versorgungssicherheit Österreichs mit erneuerbaren Energieträgern, nein mit Energieträgern überhaupt. Ich will nicht von einem Putin abhängig sein, ich will nicht, wenn der aus Russland, wo unser gesamtes Erdgas herkommt, nach Wien reist, antreten müssen. Mittelfristig stehen wir dann möglicherweise alle habt acht vor ihm oder demjenigen, der wie auch immer, ihm nachfolgt, damit er sich ins Ehrenbuch eintragt, weil uns sonst degoutant gesagt wird, nun, wenn das nicht ist, dann werden wir aber schauen. Und so findet das statt, so findet das weltweit statt. 

Ich will die Option haben, unabhängig zu sein und nicht nach der Atomwaffe die Energiewaffe fürchten. 80 Prozent der Gasversorgung Europas befindet sich außerhalb der EU-25. Die Nachfrage wird zunehmen, meine Damen und Herren, weil die Verbundgesellschaft daran denkt, weitere Gaskraftwerke zu bauen und in Wien wissen wir auch, wo unser Strom aus den Kraftwerken herkommt. Es sind primär Gaskraftwerke. Das wird zunehmen und wir können, wir müssen heimische, erneuerbare CO2-neutrale Alternativen entwickeln. 

Ich kann nur appellieren, dass Sie dieses Thema ernst nehmen, denn es ist ein Megathema, das auf die Welt zukommt. Dass es auch ein soziales ist, wissen wir, denn wie man es abfedern wird, dass die berühmten MindesrentnerInnen und MindesteinkommensbezieherInnen mit einem deutlich, ja bis zu 30 Prozent, gestiegenen Energiepreis zurechtkommen, das werden wir noch diskutieren müssen. Und das wird nicht die letzte Erhöhung sein. Ruttensdorfer ist bis heute ein höchst erfolgreicher Manager und er erzählt uns noch immer, in zwei Jahren werde der Ölpreis bei 30 Dollar liegen, weil er weiter sinken wird. Nichts deutet darauf hin, in den letzten zwei Wochen ist er wieder deutlich angestiegen und er wird weiter steigen, einfach weil andere Länder - und da sind China und Indien nur die Spitze des Eisberges, das sind die, über die man gerne redet, die ein Achtel soviel Energie brauchen wie wir und bei Indien ist es ein Zwölftel - halt auch einen Fernseher betreiben wollen, und die wollen auch eine Beleuchtung und die wollen auch einen Eiskasten. Und ob uns das passt oder nicht, politisch wird es uns passen, wird die Energie irgendwo herkommen müssen. Und wo kommt sie weltweit her? Noch immer aus Fossilenergie oder aus Kohle, wie in China, mit all den Umweltmaßnahmen oder nicht Umweltmaßnahmen, die wir sehen. 

Wir können hier etwas leisten, wir sollen etwas leisten und deswegen ersuche ich Sie, diesen Antrag, der sich an den Bund richtet, der sich auf Erneuerungen des erneuerbaren Energiegesetzes richtet, dementsprechend zuzustimmen. Ich danke schön. (Beifall bei den GRÜ-
NEN.) 
Präsident Johann Hatzl: Ich habe keine weitere Wortmeldung. Daher ist die Debatte geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. 

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Ulli Sima: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Gemeinderat Chorherr!

Lassen sie mich einige Bemerkungen zur Novelle des Ökostromgesetzes machen. Ich kann in manchen Punkten ihre Sicht teilen, möchte aber wirklich vorausschicken - und das wissen sie so gut wie ich -, dass es im letzten Jahr einen massiven Stillstand und eine Blockade in diesem Bereich gegeben hat, ausgelöst durch Herrn Bundesminister Bartenstein, nachdem es keine neue Einspeiseverordnung gegeben hat. Das war ja auch mit ein Auslöser, warum es neben den, sage ich einmal, EU-Rahmenbedingungen, die auch nicht gerade die besten waren, überhaupt zu neuen Verhandlungen in diesem Bereich gekommen ist. Für alle anderen: Dieses Gesetz ist vom Wirtschaftsministerium nicht notifiziert worden, deswegen droht uns ein Vertragsverletzungsverfahren von Seiten der Europäischen Union und sozusagen der Druck, das Gesetz zu novellieren, war von vielen Seiten gegeben, und deswegen ist es überhaupt erst zu Verhandlungen gekommen. 

Ein paar Dinge möchte ich korrigieren, die Sie gesagt haben: Sie haben gesagt, 80 Prozent Rückgang an zusätzlichen Investitionen. Ehrlich gesagt, das sehe ich nicht so. Es war ja auch bisher nicht so, dass es eine fixe Summe gab, die jetzt zurückgekürzt wird, sondern es war bisher so, dass alle Projekte gefördert wurden, die gekommen sind, egal ob sie effizient oder nicht effizient waren. 

Das wird sich in Zukunft ändern. Es wird 17 Millionen EUR pro Jahr zusätzlich geben. Also, die kommunizierten “es gibt nur 17 Millionen EUR“ stimmen so nicht, es sind 17 Millionen EUR pro Jahr zusätzlich. Darauf möchte ich schon noch einmal hinweisen. Und was mir auch sehr wichtig ist, alle Anlagen, die vor dem 31.12.2004 genehmigt wurden - und Sie wissen, dass das sehr viele waren, weil dies sozusagen auch die Frist für das alte Ökostromgesetz war - müssen bis Ende 2007 in Betrieb gehen. 

Das heißt, bis 2007 werden wir auch in diesem alten Ökostromregime, sage ich jetzt einmal, weiter fahren. Das heißt, es wird in den nächsten drei Jahren sicher noch einen enormen Anstieg auch an bereits zugesagten Förderungsmitteln geben.

Klar ist aber auch auf der anderen Seite, dass das alles von den Stromkunden bezahlt werden muss. Und das war auch der Grund, wieso es überhaupt bei den Neuverhandlungen Wünsche gegeben hat, das auch in Richtung Deckelung weiter zu entwickeln. 

Ich möchte auch noch auf eines hinweisen, was mir von ökologischer Seite wichtig ist: Unser Ziel ist es ja nicht, unbedingt die maximale Fördersumme auszuschütten, sondern unser Ziel ist es ja, die maximale Ökostrommenge herauszubekommen. Deswegen finde ich es auch immer ein bisserl befremdlich, wenn von Seiten der GRÜNEN immer nur die Fördersumme in den Vordergrund gestellt wird und nicht die Produktionssumme. 

Wir haben uns das einmal durchgerechnet und Sie wissen ja, dass es künftig eine Aufteilung geben soll, eine gleichwerte Aufteilung: 30 Prozent Biomasse, 30 Prozent Biogas, 30 Prozent Windkraft. 

Jetzt könnte man auf den ersten Blick sagen, aus diesen drei Bereichen wird gleich viel Produktionsmenge eingespeist. Das stimmt aber nicht, denn wenn man es sich genau durchrechnet, ist Windkraft derzeit, wie wir alle wissen, eine der effektivsten Möglichkeiten, Ökostrom zu erzeugen, in dem Sinn, dass die Windkraft am nächsten beim Marktpreis liegt. Gefördert wird immer nur die Differenz zwischen dem Marktpreis und den tatsächlichen Produktionskosten. So weit, so klar.

Diese Differenz ist bei der Windkraft um vieles geringer. Das heißt, für die gleichen Mittel, die der Windkraft zur Verfügung stehen, könnten wir natürlich überproportional eine viel größere Menge an Windenergie fördern. Wir haben uns das durchgerechnet, bei einer konservativen Annahme sind es 153 Gigawattstunden Strom aus Wind, im Vergleich dazu Biomasse 62 und 54 aus Biogas, einfach weil dort die Kilowattstunde Ökostrom sehr viel teurer ist. Das heißt, die 30:30:30-Regelung besagt überhaupt keinen Stillstand bei der Windkraft, ganz im Gegenteil, wir erwarten uns, dass es eigentlich im selben Tempo weiter geht, auch ausgelöst aus dem Grund, dass die Windkraft sich preismäßig immer mehr dem Marktpreis annähert und man mit immer weniger Fördermitteln immer mehr Windenergie erzeugen kann. 

Und ich glaube, dass uns damit ein guter Kompromiss sozusagen auch auf Bundesebene gelungen ist. Denn ein Kompromiss ist es, und das sage ich auf jeden Fall dazu. Wie bei allen Gesetzen, die eine Zweidrittelmehrheit erfordern, ist es ein Kompromiss aus den Zielen und Wünschen der verschiedenen Parteien. Und dass das Gesetz, wenn es die SPÖ allein beschließen würde, anders ausschauen würde, kann ich, glaube ich, auch im Namen der Bundesvertreter sagen.

Ein wichtiger Punkt, der auch noch im Gesetz enthalten ist, ist die Streichung der Ewigförderungen. Wir haben das Problem gehabt, dass viel an Fördergeldern auch weggenommen wurde durch Anlagen, zum Beispiel der Kleinwasserkraft, die endlos gefördert worden sind und für die es keinen Endzeitpunkt gab. Das heißt, man hat nie neue Anlagen ins System bekommen, die alten sind immer weiter gefördert worden. Das war weder ökologisch noch sinnvoll. Auch die Laufzeit, wir sprechen von 11,25 Jahren, die ich nicht ganz nachvollziehen kann. Es ist 10 plus 2 Jahre, davon gehe ich aus, es ist als eine Angleichung an den Markt gedacht, dass heißt weiterhin 12 Jahre. Und was mir natürlich besonders wichtig ist, bei Biomassekraftwerken ist künftig der Einbau eines Feinstaubfilters vorgesehen. Das wird teilweise auch rückwirkend gelten für bereits bestehende Anlagen. Ich glaube, dass das auch von der ökologischen Seite her ein wichtiger Punkt ist.

Wie gesagt, ich kann einige Ihrer Kritikpunkte nachvollziehen, einige nicht. Deswegen - ich weiß zwar nicht, ob ich das als Berichterstatterin jetzt sagen kann - aber deswegen wird die Fraktion diesem Antrag nicht die Zustimmung erteilen, nachdem ich die einzige Rednerin zu diesem Thema bin. Danke schön.

Ich darf Sie abschließend noch um die Zustimmung zum Wiener Naturschutzgesetz ersuchen. (Beifall bei der SPÖ.) 
Präsident Johann Hatzl: Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Das ist einstimmig, Danke. Das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig angenommen.

Ich habe über den Beschluss- und Resolutionsantrag, den der Abg Chorherr zuvor eingebracht hat, sofort abzustimmen.

Wer für den Beschluss- und Resolutionsantrag des LAbg Christoph Chorherr von den GRÜNEN ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind die GRÜNEN, das ist die Minderheit, somit ist dieser Beschluss- und Resolutionsantrag nicht angenommen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. – Ein Widerspruch erfolgt nicht.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das Gesetz ist in zweiter Lesung einstimmig angenommen und beschlossen worden.

Wir kommen nun zur Postnummer 12. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Gesetz über die Vermeidung und Behandlung von Abfällen und die Einhebung einer hiefür erforderlichen Abgabe im Gebiete des Landes Wien - es ist das Wiener Abfallwirtschaftsgesetz - geändert wird.

Berichterstatterin ist auch hier Frau amtsf StRin Mag Sima. 

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Ulli Sima: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung zum Wiener Abfallwirtschaftsgesetz.

Präsident Johann Hatzl: Danke für die Einleitung.

Ich habe hier keine Wortmeldung. 

Daher kommen wir gleich zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig angenommen.

Es gibt klarerweise daher auch keine Anträge.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich die zweite Lesung vornehmen. – Ein Widerspruch erfolgt nicht.

Ich bitte daher alle jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das Gesetz ist somit in zweiter Lesung ebenfalls einstimmig beschlossen.

Wir kommen nun zur Postnummer 13. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Nationalparkgesetz geändert wird. 

Berichterstatterin ist Frau amtsf StRin Mag Sima.

Ich bitte, die Verhandlungen einzuleiten. 

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Ulli Sima: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich ersuche Sie auch hier um Zustimmung.

Präsident Johann Hatzl: Danke für die Einleitung.

Gemäß § 30 Abs 10 der Geschäftsordnung schlage vor, die General- und Spezialdebatte zusammenzulegen. Wird dazu ein Einwand erhoben? – Dies ist nicht der Fall, ich gehe daher so vor.

Die Debatte ist eröffnet. 

Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Mag Maresch. 

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Wir werden dem Nationalparkgesetz zustimmen. 
Aber es ist eine interessante Entwicklung in den letzten Wochen und Monaten passiert. Landtags- und Gemeinderatswahl war ja am 23. Oktober, mit dem Ergebnis, wir sitzen hier. Aber bereits am 27. Oktober gibt es eine Ausschreibung, interessanterweise genau nach der Landtags- und Gemeinderatswahl in Wien, um Probebohrungen und Probebaggerungen im Nationalpark oder zumindest überhaupt für die so genannte Lobau-Auto-
bahn, andere Leute sagen immer Nordostumfahrung, obwohl es in Wirklichkeit nicht nur im Norden und im Osten, sondern auch im Süden ist. Schwechat ist ja nicht unbedingt gerade nur im Osten von Wien, aber wurscht, auf das möchte ich jetzt gar nicht eingehen. Interessant ist, dass da in der Ausschreibung steht: Antragstellung bis 28.11., 11 Uhr. Zu diesem Zeitpunkt konnte man sich bei der ASFiNAG Bau und Management GmbH in 1010 Wien, Rotensturmstraße 5-9 melden. Und der Ausführungszeitraum ist ja ganz interessant: Die Auftragserteilung ist vorgesehen für Anfang Dezember 2005, das ist eigentlich jetzt oder war eigentlich schon jetzt. Der Fertigstellungstermin, steht hier laut ASFiNAG, ist der 30.5.2006. 

Worum geht es dabei? Dabei geht es um verschiedenste Bohrungen. Insgesamt sind 13 Probebohrungen im Nationalpark und zwei Baggerungen durchzuführen. Natürlich nicht nur am Wegenetz, das kann man in den Karten, die man sich ja durchaus anschauen kann, sehen. Schaut ungefähr so aus, das kann man sich ja bei der ASFiNAG besorgen, da geht es darum. 

Allerdings ist das nicht ein Gebiet, wo man einfach den Grundeigentümer oder sonst irgendwen fragen muss, sondern es ist eben ein Nationalpark. Da gibt es die Nationalparkverwaltung, die bekommt dann die Anfragen der Firma, die die Probebohrung durchführt und am Schluss landen die Anfragen bei der Behörde, bei der MA 22. 

Das heißt, wir haben hier ein Natura 2000-Schutzgebiet mit der Vogelschutzrichtlinie und der Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie, die ja beide durch Probebohrungen verletzt würden. Wir haben ein klassisches Naturschutzgebiet, wir haben den Nationalpark und wir haben ein Gebiet, das nach dem Ramsar-Abkommen ein schützenswertes Feuchtgebiet ist. Wir haben ein wirklich hochgeschütztes und hochwichtiges Gebiet mit dem Nationalpark in der Lobau, und da kommt es jetzt zu Probebohrungen. Letztendlich war die Frau Stadträtin ja immer unglaublich froh, wenn der Kelch an ihr vorbei gegangen ist. Tatsache ist, dass der Kelch, aber sprich, möglicherweise der Wiener Wasserkelch, jetzt bei ihr landen wird, und die MA 22 wird zustimmen müssen, oder eben nicht zustimmen müssen. 

Wir fordern die Frau Stadträtin auf, diese Probebohrungen im Nationalpark nicht zuzulassen. Und ich hoffe, sie wird dem Namen Umweltstadträtin Ehre machen und diese Probebohrungen nicht genehmigen. Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsident Johann Hatzl: Ich habe keine weitere Wortmeldung. Die Verhandlung ist daher geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Ulli Sima: Sehr geehrter Herr Abgeordneter! 

Ehrlich gesagt kann ich zu Ausschreibungen dieser Art nur sehr schwer Stellung nehmen, weil Sie nicht mit mir konferieren, wenn Sie so etwas machen. Ich bin auch dort nicht Geschäftsführerin oder sonst irgendwas. Das einzige, was mir zu Kenntnis gebracht wurde, ist, dass es einen Antrag gibt, das wissen Sie auch, das konnte man auch schon in den Medien lesen. Er wurde von der ASiFNAG bei der MA 22 eingebracht und wird dort behandelt. Ich kann Ihnen dazu nur mitteilen, dass ich es in diesem Verfahren genauso halten werde wie in allen anderen Verfahren auch. Es ist ein behördliches Verfahren und ich habe nicht vor, mich in ein behördliches Verfahren von politischer Seite einzumischen. Man kann Meinungen darüber äußern, ja, aber das wäre meiner Ansicht nach auch eine gewisse Präjudizierung der Beamten. Und, wissen Sie, auf der anderen Seite sind das dann genau die Abgeordneten der Opposition, die dann kommen und vorwerfen und sagen, wir von der Politik beeinflussen ein behördliches Verfahren, das nach den Buchstaben des Gesetzes abzuwickeln ist, durch quasi politische Einflussnahme. Dem möchte ich mich wirklich nicht aussetzen. Sie kennen meine Meinung, glaube ich, zu diesem Thema sehr gut und ich kann Ihnen noch einmal sagen, dieser Antrag ist eingelangt und die MA 22 wird ihn, entsprechend den Buchstaben des Gesetzes, nämlich des Nationalparkgesetzes, des Naturschutzgesetzes und aller anderen Gesetzesmaterien die mitbetroffen und -betraut sind, glaube ich, in sehr guter Weise abhandeln. 

Abschließend darf ich Sie, meine sehr geehrten Damen und Herren, um Zustimmung zum Wiener Nationalparkgesetz ersuchen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage. Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. – Danke, das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig angenommen. 

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Auch hier besteht kein Widerspruch. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Danke, das Gesetz ist auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen.

Wir kommen nun zur Postnummer 9. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem die Dienstordnung 1994, das ist die 22. Novelle zur Dienstordnung, die Vertragsbedienstetenordnung 1995, das ist die 24. Novelle zur Vertragsbedienstetenordnung, die Besoldungsordnung 1994, das ist die 27. Novelle zur Besoldungsordnung und das Wiener Verwaltungssenat-Dienstrechtsgesetz 1995, das ist die 8. Novelle, geändert werden.

Berichterstatterin hierzu ist Frau amtsf StRin Wehsely. Sie hat das Wort. Ich bitte sie, die Verhandlungen einzuleiten. 

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung zu diesen Gesetzesänderungen.

Präsident Johann Hatzl: Wir haben hier eine Wortmeldung. Gemäß § 30 Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und Spezialdebatte zusammenzulegen. 

Wird gegen die Zusammenlegung eine Einwendung erhoben. - Das ist nicht der Fall, ich werde daher so vorgehen. 

Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Frau Abg Puller. 

Abg Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Vorerst: Ich bin schon der Meinung, dass Meinungsäußerungen sehr wohl im Gemeinderat und Landtag für mich gelten, auch wenn ich vorhin zwar nicht zur Ordnung gerufen, wohl aber auf die Seite genommen wurde des Protokolls wegen, denn da könnten wir ja wie mit Hansaplast angepickt da sitzen und nur das Handerl heben. Und jetzt geht es um einen Abänderungsantrag bezugnehmend auf einen Rechtsanspruch auf Teilzeitbeschäftigung, der auch auf den Kündigungsschutz angepasst werden soll. 

Die vorliegende 22. Novelle zur Dienstordnung 1994, beziehungsweise die vorliegende 24. Novelle zur Vertragsbedienstetenordnung schafft einen Rechtsanspruch auf Teilzeitbeschäftigung zur Betreuung eines Kindes bis zum Ablauf von 7 Jahren nach der Geburt des Kindes oder bis zum späteren Schuleintritt. Auf Grund der vorliegenden Novelle endet der Kündigungsschutz bei Inanspruchnahme der Elternteilzeit spätestens einen Monat nach Ablauf des vierten Lebensjahres des Kindes. 

Damit wird eine Kluft zwischen der Dauer des Rechtsanspruchs auf Teilzeitbeschäftigung zur Betreuung eines Kindes und der Dauer des Kündigungsschutzes geschaffen. Der derzeit bestehende Rechtsanspruch auf Elternteilzeit wird hinsichtlich der Dauer ausgeweitet, die Dauer des Kündigungsschutzes jedoch nicht. Damit wird das Recht auf Elternteilzeit geschwächt und die Arbeitsplatzsicherheit von Personen, die das Recht auf Elternteilzeit im vollen Umfang ausschöpfen wollen, gemindert.

Wir bitten Sie, diesem Abänderungsantrag zuzustimmen. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsident Johann Hatzl: Ich habe keine weitere Wortmeldung. Die Verhandlung ist beendet. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Hohes Haus! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Meines Erachtens nach ist die vorliegende Regelung eine gute, die eben die Richtlinien umsetzen und darüber hinaus den Rechtsanspruch auf Teilzeit bis zum siebenten Geburtstag eines Kindes vorsieht. Wir haben in Wien erfreulicherweise die Situation, dass wir für alle Kinder, jedenfalls für die, die älter als drei Jahre sind, einen Kindergartenplatz haben, auch einen Ganztagskindergartenplatz, wie wir ja auch einen Betriebskindergarten haben. Und wir alle wissen, je länger man vom Arbeitsplatz weg bleibt, aber auch je länger man in Teilzeit arbeitet, desto schwerer ist es, im Beruf weiter aufzusteigen und dieselben Chancen wie Männer zu haben. Natürlich gilt dieses Gesetz für Frauen und Männer in gleichem Ausmaß, wir wissen aber, dass es, ich sage, leider, so ist, dass es großteils von Frauen in Anspruch genommen wird. Und in diesem Sinn glaube ich, dass der Kündigungsschutz bis zum vierten Geburtstag des Kindes auf Teilzeit absolut ausreichend ist und dass ich mir persönlich wünschen würde, dass viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter viel früher zurückkehren. Und das kann man in Wien auch machen, weil ausreichend Kinderbetreuungseinrichtungen da sind. Das ist gut für die Stadt Wien, und das ist gut für die Frauen und die Kinder. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Wir kommen nun zu den Abstimmungen. 

Es gibt einen Abänderungsantrag der Grünen betreffend Anpassung des Kündigungsschutzes an die maximale Dauer der Elternteilzeitkarenz. Er wurde zuvor eingebracht, Sie haben ihn gehört. 

Wer für den Abänderungsantrag eintritt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das sind Grüne und FPÖ. - Das ist die Minderheit, daher hat der Abänderungsantrag nicht die erforderlichen Mehrheit. 

Ich bitte nun jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Das ist fast, ja doch, einstimmig. Das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig angenommen. 

Ich habe keine Beschluss- und Resolutionsanträge und frage daher, ob ein Widerspruch besteht, die zweite Lesung sofort vornehmen zu können. - Dieser Widerspruch besteht nicht. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Danke, das Gesetz ist in zweiter Lesung einstimmig beschlossen worden.

Die Postnummer 4 betrifft die Vereinbarung zwischen dem Bund, den Ländern und den Gemeinden über eine Weiterführung der stabilitätsorientierten Budgetpolitik, es ist der Österreichische Stabilitätspakt 2005. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn LhptmSt Dr Rieder, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter LhptmSt Dr Sepp Rieder: Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich ersuche Sie um Zustimmung zu diesem Gesetzesentwurf.

Präsident Johann Hatzl: Danke. Hier gibt es mehrere Wortmeldungen. Als Erster hat sich Herr Abg Margulies gemeldet. Er hat das Wort. 

Abg Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrter Herr Präsident! 

Eine sich in regelmäßigen Abständen wiederholende Rede wird angesichts dessen, dass man wirklich das Gefühl hat, es prallt immer wieder auf neue taube Ohren, relativ leicht zur Farce. 

Nichtsdestoweniger werde ich ganz kurz im Bereich Wirtschaftspolitik/Innerösterreichischer Stabilitätspakt verweilen. Ich verspreche Ihnen jedoch auch angesichts dessen, dass es schon der vierte Tag ist, es nicht allzu umfassend und nicht allzu lang zu machen.

Eines muss man sich einmal überlegen: Was passiert eigentlich wirtschaftspolitisch in Europa? Was passiert wirtschaftspolitisch in Österreich? Und wie hängt das alles mit dem innerösterreichischen Stabilitätspakt zusammen?

Seit gut fünf Jahren - abgezeichnet hat es sich eigentlich schon früher - gibt es nicht nur in Österreich, sondern in ganz Europa ein relativ stark stagnierendes Wirtschaftswachstum, insbesondere in denjenigen Ländern, die oft als Kernbereiche der Europäischen Union bezeichnet worden sind - Deutschland, Frankreich -, aber eben auch in Österreich. Die Arbeitslosigkeit steigt enorm, und gleichzeitig werden die Mittel der öffentlichen Hand sowohl auf europäischer Ebene als auch auf österreichischer Ebene immer mehr eingeschränkt.

Ich kann mich noch erinnern, wie die Sozialdemokratie auf Bundesebene den wirtschaftspolitischen Kurs, den die Regierung Schüssel/Grasser eingeschlagen hat, zu Recht kritisiert hat, wie der Budgetsprecher der Sozialdemokratie im Parlament, Matznetter, zu Recht die Nulldefizit-Politik des Finanzministers Grasser gegeißelt hat, sie als wirtschaftsfeindlich bezeichnet hat, sie als innovationsfeindlich bezeichnet hat. Wir haben aber gedacht: eine interessante Entwicklung in der Sozialdemokratie! Sie kommen tatsächlich drauf, dass es keinen Sinn macht, weiterhin dem neoliberalen Gesellschaftsmodell unter Zurückdrängung des Staates, unter Aushöhlung der Verantwortung des Staates das Wort zu reden, sondern dass es sinnvoller ist und gescheit ist, dem Staat tatsächlich wieder die Mittel - und das sind eben oft auch budgetäre Mittel - in die Hand zu geben, um insbesondere in Zeiten schwacher Konjunktur wirtschaftspolitisch sinnvolle Maßnahmen zu setzen.

Ich war schon vor drei Jahren - da haben wir, glaube ich, mit einiger Verzögerung den ersten innerösterreichischen Stabilitätspakt im Landtag beschlossen - ziemlich konsterniert, als klar wurde, dass dieselbe Sozialdemokratie, die auf Bundesebene die Nulldefizit-Politik geißelt, es für Wien für selbstverständlich erachtet, jährlich rund 320 bis 340 Millionen EUR Maastricht-Überschuss zu machen - jährlich! Dieselbe Sozialdemokratie, die kein einziges Mal, glaube ich, den Versuch gemacht hat - schon als man gemerkt hat, dass auf Bundesebene die Vorgaben der Bundesebene niemals eingehalten werden können -, die Sanktionen, die in diesem Knebelungsakt des innerösterreichischen Stabilitätspaktes festgeschrieben sind, auf Seiten des Bundes einzufordern, aber umgekehrt immer gleich in die Knie gegangen ist, wenn irgendwie auch nur ein Anzeichen gekommen wäre, dass die Stadt Wien beim innerösterreichischen Stabilitätspakt nicht gerade den Musterschüler spielen kann.

Aus dem Grund halte ich es für bedauerlich, dass wir heute wieder hier stehen, dass Finanzstadtrat Rieder - ich nehme an, gemeinsam mit Bgm Häupl oder zumindest in Absprache mit Bgm Häupl - den Finanzausgleich ausverhandelt hat, in Absprache mit Bgm Häupl dem innerösterreichischen Stabilitätspakt zugestimmt hat und damit der Stadt Wien die Möglichkeit entzogen hat, in einer Zeit, in der dies notwendig wäre, zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, zu einer Ökologisierung auch von Wien, zu einer Ankurbelung der Wirtschaft rund 200 bis 300 Millionen EUR in die Hand zu nehmen. 

Wenn man sich überhaupt das gesamte Budget - und das ist ja ein Punkt, wo irrsinnig oft zum Teil Äpfel mit Birnen verglichen werden - tatsächlich ansieht: Auf den ersten Blick wirken diese 300 Millionen EUR als etwas mehr als 3 Prozent des Wiener Budgets. Bereinigt man das Budget allerdings um tatsächliche Durchlaufposten, Budgetaufblähungsposten et cetera - jetzt sage ich einmal, ich zähle in etwa den Durchlaufposten von 550 Mil-
lionen EUR für die Wiener Stadtwerke, Personal ein/aus, grob weg, ich zähle die doppelt verrechneten rund 600 Millionen EUR beim Krankenanstaltenverbund weg, ich bereinige dasselbe Budget einmal um die Schuldengebarung, und zwar nicht um die gesamte Schuldengebarung, sondern ich lasse nur die Differenz drinnen, ich lasse auch nur die Differenz der Rücklagen drinnen, und ich lasse auch nur die Differenz bei den Landeslehrern drinnen, bereinige das Budget also um Posten, die entweder Durchlaufposten sind, Posten, die nur der Budgetaufblähung dienen, oder um reine Posten, wo der Bund de facto alles zahlt, und lasse immer nur die Differenzen drinnen -, dann komme ich schlagartig nur mehr auf ein Budgetvolumen von 6,5 Milliarden EUR. Die anderen sind fix vergeben oder beliebig. (Zwischenruf von Abg Dkfm Dr Fritz Aichinger.)
Damit merkt man dann, was die 200, 300 Millionen EUR Maastricht-gemäß ausmachen: Das ist dann plötzlich erheblich mehr! Das ist das, was die Stadt Wien noch vor einigen Jahren als finanzielle Mittel tatsächlich zur Verfügung hatte, um fortschrittliche Projekte ins Leben zu rufen, um die Arbeitslosigkeit zu bekämpfen und um die Wirtschaftsförderung zu gestalten. Nicht umsonst wird gerade im Bereich der Wirtschaftsförderung immer weniger investiert, nicht umsonst wurde von Direktinvestitionen auf Darlehen umgestellt und so weiter.

Diese 200 bis 300 Millionen EUR - budgetiert sind diesmal 240 Millionen EUR, aber sehr wohl mit dem Ziel, den Maastricht-Überschuss zu erreichen - fehlen Wien. Sie fehlen bei den Lehrern und Lehrerinnen, sie fehlen in Wirklichkeit, um den Kinderbetreuungsschlüssel in Kindertagesheimen zu senken, sie fehlen, um eine Grundsicherung auszugestalten, sie fehlen für notwendige Umweltinvestitionen. Und dennoch sind Sie lieber Grassers Musterschüler der schlimmsten Sorte, weil Sie nicht nur ein Nulldefizit wollen, sondern einen Überschuss, und Sie verabschieden sich von einer sozial und ökologisch nachhaltigen Politik!

Aus diesem Grund lehnen wir den innerösterreichischen Stabilitätspakt ab. - Ich danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Klubobmann Dr Tschirf. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Präsidentin! Herr Vizebürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Zunächst einmal darf ich von unserer Seite sagen, dass wir dem Stabilitätspakt zustimmen. Wir halten ihn für eine wichtige Maßnahme im Hinblick auf die Zukunft dieses Landes und auch dieser Stadt, und wir glauben, dass es hier sehr wohl auch Maßnahmen bedarf, die mit dem Stabilitätspakt verbunden sind, das heißt, damit die Wirtschaft entsprechend agieren und fortschreiten kann. Dazu gehören eben auch strukturelle Erneuerungen im Bereich der Verwaltungsreform und Ähnliches, und daher sehen wir das völlig anders, als das der Vorredner getan hat. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich möchte aber die Gelegenheit nutzen - und ich tue das im Einvernehmen mit den anderen Klubs in diesem Haus -, dass wir als Wiener Landtag nicht vorübergehen können an bestürzenden und skandalösen Äußerungen des iranischen Präsidenten, der in den letzten Tagen davon gesprochen hat, dass beispielsweise der Holocaust ein Märchen der zionistischen Propagandamaschine ist, und der dem Staat Israel die Berechtigung als Staat abgesprochen hat.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das sind Äußerungen, die wir als eine gesetzgebende Körperschaft in diesem demokratischen Europa und in Österreich einfach nicht so zur Kenntnis nehmen können. Dagegen bedarf es unseres klaren und deutlichen Protestes! (Beifall bei der ÖVP und bei Abgeordneten der SPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich darf daher namens der Klubobleute der vier Rathausklubs einen Resolutionsantrag einbringen, und zwar im eigenen Namen sowie namens Christian Oxonitschs, Maria Vassilakous und Heinz-Christian Straches, dass die Entgleisungen des Staatspräsidenten des Iran Mahmud Ahmadinedschad zurückgewiesen werden. Diese widerlichen antisemitischen Entgleisungen, diese antiisraelischen Entgleisungen sind gerade auch aus unserer eigenen Geschichte im Bedenk- und Gedenkjahr 2005 mit allem Nachdruck zurückzuweisen.

Daher sagen wir mit diesem Resolutionsantrag, dass wir die wiederholten Äußerungen des iranischen Staatspräsidenten, der die historische Tatsache des Holocaust leugnet und die Vertreibung des jüdischen Volkes aus Israel gefordert und damit das Existenzrecht des israelischen Staates bestritten hat, als Wiener Landtag missbilligen und aufs Schärfste die aktuellen Äußerungen des iranischen Staatspräsidenten, die eine Verhöhnung der Opfer des Holocaust und von deren Nachfahren bedeuten, zurückweisen. Sie sind geeignet, das friedliche Zusammenleben der Völker zu gefährden und den Friedensprozess im Nahen Osten massiv zu beeinträchtigen. 

Die gefertigten Abgeordneten haben daher folgenden Resolutionsantrag hier vorzubringen: 

„Der Wiener Landtag wolle beschließen: Der Wiener Landtag missbilligt aufs Schärfste und weist mit aller Entschiedenheit die menschenverachtenden Aussagen der letzten Tage des Staatspräsidenten des Iran Mahmud Ahmadinedschad zurück. Der Wiener Landtag fordert im Interesse der in Österreich friedlich zusammenlebenden Bevölkerungsgruppen unterschiedlicher Herkunft und Religionsbekenntnisse die Bundesregierung auf, mit aller Deutlichkeit die Missbilligung Wiens auszudrücken.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.“ (Beifall bei der ÖVP.)
Frau Präsidentin! Herr Vizebürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich glaube, dem ist nichts hinzuzufügen. Wenn wir unsere Aufgabe als Wiener Landtag, als gesetzgebende Körperschaft in einem demokratischen Österreich ernst nehmen und auch dieses Jahr 2005 ernst nehmen, müssen wir hier mit aller Entschiedenheit dagegen auftreten. Denn es kann uns nicht gleichgültig sein, was in dieser Welt geschieht. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Dr Stürzenbecher. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Sehr geehrte Damen und Herren!

Zuerst zum Akt und zu dem, was Herr Kollege Margulies gesagt hat: Meine Fraktion ist gegen jede Dogmatisierung eines Nulldefizits. Insbesondere bei einem Konjunktureinbruch ist es natürlich falsch, auf einem Nulldefizit zu beharren. Grundsätzlich heißt das aber nicht, dass man nicht für eine stabilitätsorientierte Politik eintritt. Dass das Land Wien sich sicher nicht von einer sozialen oder ökologischen Politik verabschiedet hat, haben wir am Montag und am Dienstag beim Budgetvoranschlag deutlich bewiesen. Wir setzen ganz real und ganz konkret soziale und ökologische Politik in Wien weiter um, und das ist gut so. (Beifall bei der SPÖ.)

Meine Fraktion plädiert aber dafür, die Vereinbarung zwischen Bund, Ländern und Gemeinden über eine Weiterführung der stabilitätsorientierten Budgetpolitik - also österreichischen Stabilitätspakt 2005 - zu genehmigen. Dem Bund wird in diesem Pakt ein jährliches Defizit zugestanden - das Defizit ist also beim Bund -, die Länder erbringen Überschüsse, produzieren Überschüsse. Unsere Vorgangsweise entspricht unserem hohen Verantwortungsbewusstsein gegenüber unserer Republik und gegenüber den BürgerInnen unserer Republik. Die Republik Österreich besteht, wie wir alle wissen, aus Bund, Ländern und Gemeinden, eine solche gemeinsam betriebene stabilitätsorientierte Budgetpolitik hat Sinn, und es wäre schlecht, wenn ein Vertragspartner - das sind Bund, neun Länder, ferner Städtebund und Gemeindebund - abseits stehen würde. 

Schlecht sind Alleingänge. (Abg Dipl Ing Martin Margulies: ...der Staat!) Leider hat es einen Alleingang, zumindest kurzfristig oder mittelfristig, von Seiten des Bundes gegeben. Mit dem Beschluss des Nationalrates vom 9. Dezember 2004 wurden vom Bund einseitig, ohne Einvernehmen mit den anderen Vertragspartnern, Verschlechterungen für Länder und Gemeinden normiert. Es wurden zum Beispiel die Prozentsätze für die höchsten zulässigen Defizite des Bundes einseitig abgeändert und erhöht. 

Der Beschluss des Nationalrates entsprach auch nicht den Ergebnissen der Verhandlungen zum Finanzausgleich 2004. Nachdem aber Bgm und Lhptm Häupl auf diesen negativen Umstand aufmerksam gemacht hatte, nachdem er auch den Bundeskanzler aufmerksam gemacht hatte, hat der Finanzminister und hat der Bund eingelenkt und ausdrücklich erklärt, die im Finanzausgleichs-Paktum vereinbarten Bundesdefizithöhen tatsächlich einzuhalten. Außerdem hat er bestätigt, dass es für die Länder diesbezüglich keine Neubegründung von Verpflichtungen geben wird und dass es zu keiner Ausdehnung des Geltungsbereiches des österreichischen Stabilitätspaktes komme. 

Die schriftlich vorliegenden Zusicherungen und Interpretationen des Finanzministers zum Stabilitätspakt werden aus unserer Wiener Sicht in diesem Zusammenhang als integrierender Bestandteil der Vereinbarung gesehen. Unter diesen Voraussetzungen kann man dem österreichischen Stabilitätspakt nunmehr durchaus zustimmen. (Abg Dipl Ing Martin Margulies: Sieht das Grasser auch so? Sehen nur wir das so, oder sieht das Grasser auch so?) Nein, das liegt schriftlich vor. Das habe ich Ihnen ja soeben zu sagen versucht. 

Daher plädiere ich für meine Fraktion für eine Zustimmung zum österreichischen Stabilitätspakt 2005. 

Zu dem Resolutionsantrag, den Herr Klubobmann Tschirf eingebracht hat, kann ich - wie ja schon aus dem Titel hervorgeht, ist es ein Vier-Parteien-Antrag - selbstverständlich sagen, dass wir ihn vollinhaltlich unterstützen. Wir sehen die Äußerungen des iranischen Staatspräsidenten als schockierend, inakzeptabel und widerwärtig, und man muss sie auf das Schärfste zurückweisen. (Beifall bei SPÖ und ÖVP sowie bei Abgeordneten der GRÜNEN und der FPÖ.)
Wenn man die österreichischen, aber auch internationalen Blätter liest, weiß man auch, dass wesentliche Teile der iranischen Gesellschaft nicht hinter diesen Äußerungen stehen. Ich glaube, dieser Herr muss isoliert werden, und es ist zu hoffen, dass es künftig keine solchen Äußerungen von einem Präsidenten eines Landes gibt, das UNO-Mitglied ist. Wir werden jedenfalls weiterhin konsequent alle, die den Holocaust leugnen und solche Äußerungen von sich geben, verurteilen und diese Äußerungen auf das Schärfste zurückweisen. - Danke schön. (Beifall bei SPÖ und ÖVP sowie bei Abgeordneten der GRÜNEN.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter LhptmSt Dr Sepp Rieder: Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Zunächst möchte ich mich bei den Mitgliedern des Wiener Landtages als Präsident der Österreichisch-Israelischen Gesellschaft für diese Resolution bedanken.

Zum Gesetzentwurf selbst: Es muss offenbar mehrere Stabilitätspakte in Österreich geben, einen speziellen für Oberösterreich und einen anderen für andere Bundesländer. Denn die GRÜNEN in Oberösterreich haben beispielsweise nichts daran gefunden, den Stabilitätspakt zu ratifizieren. (Abg Dipl Ing Martin Margulies: Das ist aber nicht sachlich als Berichterstatter!) Also offenbar gibt es da verschiedene Interpretationen auch im Rahmen der GRÜNEN. (Abg Dipl Ing Martin Margulies: Das ist nicht sachlich, Herr Kollege Stadtrat!)
Zweite Bemerkung: Der Finanzausgleich hat eben mehreres umfasst, unter anderem traditionellerweise auch den Stabilitätspakt. Es ist nicht der erste Stabilitätspakt, es ist mittlerweile der dritte - der erste ist 1999 zustande gekommen -, und allen war gemeinsam, dass sie sich um die stabile Haushaltsführung in Österreich bemühen. Das ist etwas Positives. In der Entwicklung des Nulldefizits glaube ich, dass der Stabilitätspakt 2005 durch sein Abrücken vom jährlichen Nulldefizit immerhin schon eine Verbesserung darstellt. 

Wir bekennen uns zur stabilen Haushaltsführung, wir bekennen uns zum Stabilitätspakt als einen Teil des Finanzausgleichs. Aber wofür wir nicht sind, meine sehr geehrten Damen und Herren, und was damit nicht automatisch mit akzeptiert wird, ist, dass, während wir uns im Finanzausgleich und im Stabilitätspakt auf eine Aufteilung der Beiträge zu einer stabilen Haushaltsführung einigen, die Bundesregierung ihre Gesetzgebungsmehrheit im Nationalrat immer wieder dazu verwendet, den Ländern und Gemeinden zusätzliche Aufgaben zu übertragen. Die sind im Stabilitätspakt nicht enthalten und darüber hinaus, das muss man auch sagen, in der Frage der Verländerung des Personennahverkehrs eigentlich völlig abweichend von dem, was Gegenstand des Finanzausgleichs ist. Das heißt, man muss das auseinander halten. Das, zu dem man sich bekennt, ist der Stabilitätspakt, er ist für Österreich wichtig. Mag sein, dass eine sozialdemokratisch geführte Regierung ihn anders gestaltet hätte, aber er ist das Ergebnis der Verhandlungen. 

Letzte Bemerkung, auch an die Adresse des Herrn Abg Margulies: Die Tatsache, dass wir uns verpflichten, einen Überschuss zustande zu bringen, bedeutet nach den Spielregeln der Maastricht-Berechnung nicht automatisch, dass ebenderselbe Betrag in gleicher Höhe für Investitionen oder andere Ausgaben zur Verfügung stünde, sondern es liegt eben im Konzept von Maastricht, dass du auch eine Überschussgebarung in Millionenhöhe erreichen kannst, obwohl du ein Budget erstellst, das letztlich mit einem geringfügigen Betrag sogar ins administrative Defizit geht. Daher ist Ihre Behauptung, man hätte das Geld quasi eins zu eins anderswo verwenden können, eigentlich nicht richtig. 

Ich bitte Sie in diesem Sinne um Zustimmung zu dem Gesetzentwurf. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die dieser Vereinbarung die Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist gegen die Stimmen der GRÜNEN mehrheitlich beschlossen.

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Beschluss- und Resolutionsantrag, der von den vier Parteien eingebracht wurde, betreffend Missbilligung der antiisraelischen und antisemitischen Entgleisungen des Staatspräsidenten des Iran. 

Wer diesem Antrag die Zustimmung gibt, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist einstimmig so angenommen.

Wir kommen nun zur Postnummer 5. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes über die Regelung der Benützung von Straßen durch abgestellte mehrspurige Kraftfahrzeuge - Parkometergesetz 2006. 

Ich bitte Herrn Abg Ekkamp als Berichterstatter, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter Abg Franz Ekkamp: Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. 

Wird gegen die Zusammenlegung eine Einwendung erhoben? - Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen. 

Die Debatte ist eröffnet.

Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Mag Maresch. Ich erteile es ihm. 

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Wir werden dem Akt natürlich zustimmen; das ist die eine Seite. Die andere Seite ist, wir werden es natürlich auch benutzen, um sozusagen im Umfeld um dieses Parkometergesetz auch einiges zu diskutieren. 

Zunächst einmal zu einem Antrag betreffend Winterreifenpflicht in Wien, um den es uns geht: Wir haben gestern sehr lange über Tempo 50 diskutiert, und auch darüber, welche Auswirkungen das auf die Feinstaubsituation in Wien haben kann. Es war dies eine sehr kontroversielle Debatte. Insgesamt haben wir uns eigentlich gedacht, es gibt auch andere Lösungen. Das habe ich Ihnen auch gestern hier in der Debatte mitgeteilt, es gibt durchaus noch andere Möglichkeiten, wie man dem Feinstaub in Wien beikommen kann. 

Da gibt es unter anderem interessanterweise Folgendes. Hier möchte ich, bevor ich den Antrag dazu einbringe, Frau StRin Sima zitieren, und zwar aus einer Aussendung der Rathauskorrespondenz: "Sima vor Feinstaub-Sonderkonferenz". Da gibt es eine Menge von Punkten, unter anderem auch den Punkt "Optimierung des Winterdienstes". Das ist ein interessanter Vorschlag: Eine mögliche Null-Streuung in Tempo 30-Zonen - ich bin sehr dafür - und die Einführung einer Winterreifenpflicht würden dazu führen, dass im Winter weniger Splitt gestreut werden könnte, was wiederum eine geringere Feinstaubbelastung zur Folge hätte. Dazu ist eine Änderung der Haftungsregelungen eine wesentliche Voraussetzung, da derzeit der Straßenerhalter und im Besonderen der Winterdienst weiter zur Verantwortung gezogen werden können. 

Völlig richtig argumentiert von der Frau Stadträtin! Richtig: Haben wir eine Winterreifenpflicht in Wien, dann brauchen wir weniger zu streuen, dann gibt es weitaus weniger Feinstaub. Die Stadt Wien ist ja ganz stolz darauf, dass im Winter 2004/2005 insgesamt 17 515 t Streusplitt und immerhin 12 106 t Salz auf den Straßen aufgebracht wurden. 

Dazu kommt allerdings noch eine Kleinigkeit. Das Amt der Wiener Landesregierung hat Stellung genommen zum Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Kraftfahrgesetz 1967 und die 3. und die 4. Kraftfahrgesetz-Novelle geändert werden. Da gibt es eine Begutachtung und eben eine Stellungnahme. Noch einmal: Es geht ums Fahren mit Licht, da ist eine interessante Geschichte drinnen, die man sich auch merken sollte. Das Kuratorium für Verkehrssicherheit sagt, der Bremsweg von Sommerreifen auf Schnee wäre bei 80 Stundenkilometern - und wir waren ja nicht weit weg davon mit den 70, 60 oder auch 50 - um 42 m länger als mit Winterreifen. Dann geht es weiter in der Stellungnahme der Stadt Wien, da geht es um die Gummimischung bei Winterreifen und dergleichen.

Dann werden Beispiele genannt: In Slowenien müssen in der Zeit von 15. November bis 15. März Winterreifen montiert sein. In Finnland besteht von 1. Dezember bis Ende Februar Winterreifenpflicht. In Estland und Lettland herrscht von 1. Dezember bis Ende Februar Winterreifenpflicht. In anderen Ländern also Best Practice... (Abg Christian Oxonitsch: Aber auch nicht nur in Tallinn!) Ja, nicht nur in Tallinn, aber, Christian Oxonitsch, es geht ja nicht um Tallinn, sondern es geht darum, dass ihr etwas prüfen sollt. Auf der einen Seite stellt ihr euch her und sagt: 50 Stundenkilometer, und es wird durchgekämpft; aber über die einzig wirkungsvolle Maßnahme, die Winterreifenpflicht, sagt ihr: Nein, da prüfen wir nicht, weil das sinnlos ist, das soll der Bund machen. 

Unser Antrag lautet, und zum Verständnis lese ich ihn einmal vor. „Der Landtag wolle beschließen: Der Landeshauptmann wird aufgefordert, von den zuständigen Dienststellen ein Gutachten ausarbeiten zu lassen." 

Wir sagen nicht gleich: „Gemma, gemma, Herr Landeshauptmann!", sondern wir fordern ein Gutachten, weil ja auch in anderen Bundesländern Kettenpflicht besteht, und das macht auch nicht der Bundespräsident oder der Bundeskanzler, sondern der Landeshauptmann. Noch einmal... (Abg Christian Oxonitsch: …ist eine Kettenpflicht, aber nicht flächendeckend!) Moment, ich bin noch nicht fertig. (Abg Christian Oxonitsch: Wo gibt es in der Steiermark Kettenpflicht?) Ja, ja - das Problem ist das: Auf der einen Seite ganz groß reden, und dort, wo man wirklich etwas machen kann, klein beigeben, das ist sozialdemokratische Ökopolitik! Danke schön, die brauchen wir nicht wirklich. (Beifall bei den GRÜNEN. - Abg Christian Oxonitsch: In der Steiermark gibt es Kettenpflicht?)
Noch einmal: Groß reden, und da klein beigeben! Ihr seid also nicht einmal willens, ein Gutachten ausarbeiten zu lassen. (Abg Christian Oxonitsch: Gibt es in der Steiermark eine Kettenpflicht?) Da kannst du mir jetzt noch dreimal dreinreden. - Das ist Feigheit vor der Geschichte!

Ich bin aber noch nicht fertig. Es geht darum, dass die kompetenzrechtlichen Möglichkeiten der Landesregierung zur Erlassung einer Winterreifenpflicht in ganz Wien von Mitte November bis Ende März auf Basis der Straßenverkehrsordnung untersucht werden sollen. Das werdet ihr doch wohl herbringen, oder? Also noch einmal: Es geht nur darum, ein Gutachten ausarbeiten zu lassen, und sonst nichts. 

In formaler Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung des Antrags.

Nebenbei: Ihr stimmt ohnehin dagegen, weil es euch nicht ins Konzept passt.

Zweiter Punkt, und da komme ich schon weitaus näher an das Parkometergesetz heran: Gestern haben wir einen denkwürdigen Tag erlebt. Gestern hat sich Herr Bezirksvorsteher Wimmer hier aufgehalten, und gleichzeitig sind im 5. Bezirk die ersten Bäume für die Tiefgarage gefällt worden, das heißt, die Volksgarage Margaretenplatz. Das ist etwas besonders Interessantes, weil Volksgaragen ja günstig sind, und es sollen viele gebaut werden, sagen die ÖVP, die SPÖ und die FPÖ. Da gibt es eben den Margaretenpark, den muss man ein bisschen rasieren, da kommt eine Volksgarage darunter, damit die Leute günstig parken können.

Hoppla, das ist keine Volksgarage, jetzt habe ich mich geirrt. Es ist die Garage Mittersteig keine Volksgarage, und zwar in 1050, Mittersteig 26-28 und Ziegelofengasse 21-23 - wohlgemerkt, keine Volksgarage. Sie hat offensichtlich immer noch Plätze zum Preis von 75 EUR im Jahr frei. Das ist ungefähr so viel, wie die Volksgarage ausmacht, und es kriegt nicht einmal eine Superförderung, sondern eine ganz normale Förderung. 

Das heißt: Wozu brauchen wir dann die Volksgaragen? Wahrscheinlich, weil wir nicht hingehen wollten, das ist ja so weit weg. (Abg Mag Alexander Neuhuber: ...die Volksgaragen! Das ist der Markt!) Das ist ja so weit weg vom Bacherpark, oje, dort muss man ja gehen, unglaublich! Dazu noch: Hell und sauber, Videoüberwachung, von 0 bis 24 Uhr geöffnet, Dauerparker, noch einmal: Vorteilsparker 75 EUR. (Abg Mag Alexander Neuhuber: Haben wir alles den Volksgaragen zu verdanken!) Aber wurscht, ganz egal, es ist in Wirklichkeit nicht die Garage von Herrn Bezirksvorsteher Wimmer.

Aber zu Herrn Bezirksvorsteher Wimmer muss man schon noch einiges sagen. Herr Bezirksvorsteher Wimmer ist der Bezirksvorsteher eines Bezirks, der meines Wissens lokale Agenda und ein Bürgerbeteiligungsmodell im Bezirk hat, und er ist nicht bereit, mit den Bürgern darüber zu diskutieren oder darüber abstimmen zu lassen. Herr Bezirksvorsteher Wimmer sagt, er weiß, wie es geht - "wir haben in Margareten gewonnen", zwar nur um 1 Prozent, und wegen der Garage vielleicht noch weniger, aber wir wissen, wie es geht -, deswegen: Bäume weg, Garage darunter, auch wenn dort genug Stellplätze untertags und auch am Abend frei sind und offensichtlich die Garage Mittersteig Mieter sucht. 

Daher noch einmal: Herr Bezirksvorsteher Wimmer will es genau wissen. Klassische Macho-Geschichte: Jetzt zeigen wir es ihnen, diesen Bürgern, wir rasieren die Bäume, und dann kommt die Garage darunter. Aber was kann dabei herauskommen? - In Wirklichkeit gar nichts: Unzufriedene Bürger, ein ruinierter Park, den wir teuer wieder herrichten müssen, und keine Bürgerbeteiligung. Man will sich dem in Wirklichkeit nicht aussetzen - Hauptsache, wir gewinnen! Das nennt man Betoniermentalität - zu Zeiten von Hainburg hat das "Betonschädel" geheißen, das will ich gar nicht sagen -, Betoniermentalität offensichtlich auch in Teilen der SPÖ, vor allem in der Margaretens! (Zwischenruf von Abg Christian Oxonitsch.) 

Wir verlangen einen sofortigen Baustopp und ein Nachdenken darüber, ob es nicht bessere Stellplätze gibt oder ob man sich vielleicht in anderen Garagen wie jener in Mittersteig einmieten kann. Dann braucht man keine Volksgarage. 

Die Geschichte ist aber noch nicht zu Ende. Es gibt immerhin auch noch die Kontrollamtsantwort auf die Volksgaragen-Geschichte, und das ist etwas ganz Interessantes. Volksgaragen werden ja von der Stadt, sagen wir einmal leichthin, subventioniert, oder sie werden unterstützt. Es gibt immerhin pro Stellplatz 21 800 EUR, sagt das Kontrollamt. Zwölf Volksgaragen sind fertig, und was gibt es nicht? - Es gibt keine Endabrechnung! Die erste Volksgarage am Enkplatz, nein, Entschuldigung, es war nicht der Enkplatz, es war die Volksgarage am Dornerplatz, ist seit 2000 fertig. Seit fünf Jahren keine Endabrechnung! Nach fünf Jahren kommt der Herr Garagenkoordinator drauf: He, da brauchen wir eine Endabrechnung! Es gibt also keine Endabrechnung, und er kommt drauf: Da müssten wir etwas machen! 

Und, o Wunder: Wie kommt man auf die 21 800 EUR? - Auf die Frage des Kontrollamts: Lieber Herr Koordinator, wie kommen Sie auf das Geld?, sagt er: Das sind im Tiefbau übliche Preise. Dann fragt das Kontrollamt: Woher wissen Sie das? Und er sagt: Das habe ich im Gefühl. Es gibt keine schriftlichen Unterlagen dafür, er hat es nur "im Gefühl"! - Solche Leute brauchen wir nicht. Die müssten eigentlich zurücktreten, die es "im Gefühl" haben, dass es 21 800 EUR kostet!

Also noch einmal: Er hat es "im Gefühl", dass es 21 800 EUR kostet, er hat keine Unterlagen gehabt, es gibt seit fünf Jahren keine Endabrechnung. Und das Interessante ist das: Er sagt, die MA 5 müsste es abrechnen; hingegen sagt die MA 5, der Garagenkoordinator müsste es abrechnen. Wer muss es also abrechnen: Die MA 5 oder der Garagenkoordinator? 

Dann stellt sich heraus, die Endabrechnungen sind nicht einmal nach einer ÖNORM vorzunehmen, man weiß gar nicht, wie sie einmal ausschauen werden. Es gibt keine Kontonummern, es gibt absolutes Chaos, und es gibt auch keine Kontrolle darüber, wer dort parkt. Fragt man: Parken dort nur Anrainer?, dann sagt der Herr Koordinator: Das weiß ich nicht, aber es gibt noch keine Beschwerden. 

Daher noch einmal: Man weiß gar nichts darüber. Man weiß in Wirklichkeit nicht, wie viel es eigentlich kosten wird. Man weiß nicht, wie die Abrechnungen aussehen, auch fünf Jahre später nicht. Man weiß überhaupt nicht, wie die Oberflächengestaltungen bei zwei, drei Garagen zustande gekommen sind; am Dornerplatz zum Beispiel hat sie der Bezirk zahlen müssen. Man weiß überhaupt nicht, wie die Preise zustande kommen. Und man weiß nicht, wer dort drinnen parkt. Also was weiß der Herr Koordinator? 

Das einzige, was wir wissen, ist: Das ist ein Fördersumpf. Und er muss zurücktreten! - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau Abg Mag Antonov. Ich erteile es ihr.

Abg Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Es ist manchmal gar nicht schlecht, wenn man sich als Gesetzgeberin anschaut, was in der Umsetzung mit diesem Gesetz passiert. Auf der Basis des Parkometergesetzes erwachsen Wien Einnahmen; die sind für 2006 mit rund 43 Millionen angesetzt. Das ist eigentlich kein kleiner Betrag. Was passiert mit diesem Geld? - Das sollte uns eigentlich interessieren, denn was damit passiert, ist zumindest für einen Teil völlig unklar. 

In den letzten Jahren sind aus diesen Einnahmen rund 70 Millionen für die Umsetzung des Volksgaragenprogramms ausgeben worden, als zinsenloses Darlehen an verschiedene Garagenbetreiber. Kollege Maresch hat ja schon auf den Kontrollamtsbericht hingewiesen. Wenn Sie sich den Kontrollamtsbericht anschauen - ich kann die Lektüre übrigens nur empfehlen -, werden Sie von Satz zu Satz, von Absatz zu Absatz und von Seite zu Seite feststellen, dass es immer unglaublicher wird. Sie stehen am Ende völlig fassungslos da und fragen sich: Hat in dieser Stadt überhaupt irgendjemand irgendwo irgendeine Verantwortung für diese 70 Millionen EUR übernommen? - Wie es aussieht, bis jetzt nicht!

Da gibt es Akten, die von Magistratsabteilung zu Magistratsabteilung geschickt werden. Die eine Magistratsabteilung fühlt sich nicht zuständig, kommt aber offenbar nicht einmal auf die Idee, dies der anderen Magistratsabteilung mitzuteilen. Erst wenn das Kontrollamt kommt und nachfragt, kommt man drauf: Hoppla, da war was!

Viele Dinge spielen bei diesen Entscheidungen offensichtlich eine Rolle. Was genau es ist, hat nicht einmal das Kontrollamt so genau feststellen können. Auf viele Fragen lautete in Wirklichkeit die Antwort ans Kontrollamt: Das wissen wir nicht, weil leider keine Endabrechnungen vorliegen; dort, wo die Endabrechnungen vorliegen, sind sie nicht überprüft. Dort, wo die Endabrechnungen vorliegen, sind sie auch nicht überprüfbar, weil in diesen Darlehenszusagen keinerlei Normen festgehalten worden sind, nach denen die Abrechnungen zu erfolgen haben. Das heißt, man kann das nicht seriös überprüfen. 

Interessant wird es überhaupt erst jetzt. Die ersten Garagen sind vor rund fünf Jahren fertiggestellt worden, die ersten fünf tilgungsfreien Jahre sind vorbei, und die ersten Darlehensrückzahlungen sollen beginnen. Das wird eine interessante Sache, kann ich Ihnen sagen! Bitte, wie will die Stadt Wien Darlehensrückzahlungen einfordern, wenn noch nicht einmal bekannt ist, wie hoch eigentlich in Wirklichkeit das Darlehen ist, das ausbezahlt wurde? - Das möchte ich mir wirklich gerne anschauen, wie das funktionieren soll. 

Jeder private Darlehensnehmer, der die erforderlichen Unterlagen nicht bringt und nicht vorlegt, weiß aus Erfahrung, Kredite werden sofort fällig gestellt, wenn auch nur irgendeine Abrechnung, irgendeine verlangte Unterlage nicht vorliegt. Hier hat sich offensichtlich überhaupt niemand dafür zuständig gefühlt, solche Abrechnungen einzufordern. Ich persönlich habe in zwanzig Jahren in der Privatwirtschaft einen derart - vorsichtig formuliert - schlampigen Umgang mit Geld nicht erlebt. Ich finde, dass Wien hier seine Verantwortung in keinster Weise wahrnimmt, aus welchen Gründen auch immer.

Deshalb fordern wir hier, dass dieses Volksgaragenprogramm gestoppt wird, bis eine klare Abrechnung aller ausgegebenen Gelder vorliegt, bis alle Abrechnungen vorliegen, bis alle Abrechnungen überprüft worden sind und bis klar ist, wie viel Geld ausgezahlt wurde, an wen ausgezahlt wurde, wie es verwendet wurde, ob es der Förderung entsprechend verwendet wurde oder ob es nicht widmungsgemäß verwendet wurde. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Offensichtlich braucht diese Stadt Kontrolle. Diese Verwaltung braucht offensichtlich Kontrolle sehr notwendig, und wir GRÜNE garantieren - und ich persönlich als stellvertretende Vorsitzende im Kontrollausschuss möchte es hiermit allen Wienerinnen und Wiener garantieren -, dass diese Kontrolle auch wirklich stattfinden wird. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen und erteile dem Herrn Berichterstatter das Schlusswort.

Berichterstatter Abg Franz Ekkamp: Frau Präsidentin! Geschätzte Damen und Herren! (Abg Dr Herbert Madejski: Kannst dich nur blamieren!) 

Da ich nicht bemerkt habe, dass es hier keinen Konsens über den vorliegenden Gesetzesantrag gibt, werde ich mir eine lange Stellungnahme ersparen. Ich möchte aber zu einem Punkt vielleicht zwei Bemerkungen machen, nämlich zu dem Antrag des Kollegen Maresch von den GRÜNEN zum Thema Winterreifenpflicht in der Stadt Wien. 

Ich denke, auch den Pressemeldungen ist ja zu entnehmen, dass die Zielrichtung die richtige ist, und das steht auch in dem Antrag von Ihnen sehr deutlich drin. Sie haben es auch selbst gesagt: In anderen Ländern wie Lettland oder Slowenien ist es bereits Realität. Da ja auch der Schnee nicht vor der Stadtgrenze Wiens Halt macht, ist es, denke ich, sinnvoller, wenn hier eine einheitliche Regelung angestrebt wird. Es gibt Intentionen in diese Richtung, ich denke auch, es gibt eine gute Gesprächsbasis, und das wäre wahrscheinlich die optimale Lösung. (Abg Mag Rüdiger Maresch: So hat die ÖVP gestern argumentiert, euch gegenüber! Genau so!)
In diesem Sinne ersuche um Zustimmung zu der vorliegenden Gesetzesvorlage Parkometergesetz 2006. (Beifall bei der SPÖ. - Abg Mag Rüdiger Maresch: Das ist ein ÖVP-Argument, Kollege Ekkamp!)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Dieses Gesetz ist somit in erster Lesung gegen die Stimmen der Freiheitlichen mehrheitlich angenommen.

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Beschluss- und Resolutionsantrag betreffend Winterreifenpflicht in Wien, der von Herrn Abg Mag Maresch eingebracht wurde.

Wer diesem Antrag die Zustimmung gibt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Der Antrag findet die Zustimmung von ÖVP, Freiheitlichen und GRÜNEN und ist mit den Gegenstimmen der SPÖ abgelehnt.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Widerspruch erfolgt nicht.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist somit in zweiter Lesung gegen die Stimmen der FPÖ mehrheitlich beschlossen.

Wir kommen nun zur Postnummer 7. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem die Bauordnung für Wien geändert wird. 

Ich bitte Herrn amtsf StR Faymann als Berichterstatter, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter amtsf StR Werner Faymann: Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Ich bitte Sie um Zustimmung.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Gemäß § 30c Abs 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. 

Wird gegen die Zusammenlegung eine Einwendung erhoben? - Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen.

Die Debatte ist eröffnet. 

Zum Wort gemeldet ist Frau Abg Dipl Ing Gretner. Ich erteile es ihr.

Abg Dipl Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte nur kurz erklären, wieso wir dieser Novelle nicht zustimmen werden, obwohl einige gute Änderungen - beispielsweise die Einarbeitung der EU-Richtlinie im Zusammenhang mit dem Umweltprüfungsgesetz und der Strategischen Umweltprüfung - eingearbeitet wurden. Was uns an dieser Gesetzesnovelle stört, bezieht sich auf den § 7f; da geht es um die Hochhäuser. 

Wir bedauern, dass die Chance nicht genutzt wurde - so wie auch zum Beispiel vom Rechnungshof gestern vorgeschlagen -, die Dinge, die man sich selbst auferlegt, ernster zu nehmen und verbindlicher zu machen. Es gibt aus dem Jahre 2002 einen Beschluss, eine so genannte 10-Punkte-Checkliste, welche Punkte zu erfüllen sind, um Hochhäuser zu errichten. Es wäre doch möglich gewesen, diese 10-Punkte-Checkliste verbindlich zu machen. Da sind sehr vernünftige Dinge formuliert, wie etwa folgende: Dass mittels eines städtebaulichen Leitbilds zu prüfen ist, ob der Standort überhaupt geeignet ist; die Beschattungswirkung; oder, ob eine soziale und öffentliche Nutzung durch diesen Hochhausbau gewährleistet ist. Diese Chance hat man sich entgehen lassen, es wird eher auf Brandschutz und Höhen eingegangen. Das finden wir schade. 

Ich möchte auch vorschlagen, dass vielleicht in Zukunft wieder die Bauordnungskommission mit Mitgliedern der verschiedenen Fraktionen tagt, um diese Änderungsvorschläge rechtzeitig einbringen zu können, wodurch man auch noch etwas verändern könnte. Sollte es das wieder geben, und sollten wir uns dann besser einigen können, könnten wir solchen Gesetzesänderungen auch eher zustimmen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Vettermann. Ich erteile es ihm.

Abg Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Präsidentin! Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich meine, es ist hier breit diskutiert worden, weil es ja ein breites Begutachtungsverfahren gegeben hat und dort auch alle Stellen, alle interessierten Gruppen befragt und befasst worden sind. Tatsächlich geht es hier darum, dass wir mit der Strategischen Umweltprüfung ein neues Instrument haben. Es geht eben um einen verbesserten Brandschutz, und es geht auch darum, dass wir gefährliche Güter besser handhaben können, indem auch in der Raumplanung darauf Rücksicht genommen wird. 

Diese Änderung der Bauordnung bewirkt also eine bessere Handhabung und Präzisierung der Sicherheitsrichtlinien in Wien, einen besseren Brandschutz bei der Arbeit mit gefährlichen Stoffen und mehr begleitenden Umweltschutz vor allem im Flächenwidmungs- und Bebauungsplan. Das ist gut für Wien, und daher ist es auch richtig zuzustimmen. - Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich erkläre die Verhandlungen für geschlossen.

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort.

Wir kommen zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Das Gesetz ist somit in erster Lesung mehrheitlich, gegen die Stimmen der GRÜNEN, angenommen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Widerspruch erfolgt nicht.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist auch in zweiter Lesung mehrheitlich beschlossen.

Wir kommen zur Postnummer 8. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Kleingartengesetz geändert wird.

Berichterstatter ist Herr amtsf StR Faymann. Ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter amtsf StR Werner Faymann: Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich bin überzeugt davon, dass diejenigen, die sich für das Kleingartengesetz interessieren, wissen, dass es sich um Änderungen handelt, die notwendig geworden sind aufgrund der Praxis einiger Kleingärtner bei den Einreichungen, aufgrund besserer Abläufe und für mehr Möglichkeiten der Bezirks-Bauausschüsse, Position zu beziehen und diese auch durchzusetzen.

Ich ersuche daher um Zustimmung.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Da zu diesem Tagesordnungspunkt keine Wortmeldung vorliegt, kommen wir gleich zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist somit in erster Lesung mehrheitlich, gegen die Stimmen der GRÜNEN, angenommen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich die zweite Lesung vornehmen lassen. - Widerspruch erfolgt nicht.

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist auch in zweiter Lesung mehrheitlich beschlossen.

Damit ist die Tagesordnung der heutigen Sitzung er-

ledigt.

Tag, Stunde und Tagesordnung der nächsten Sitzung werden auf schriftlichem Weg bekannt gegeben.

Bevor ich die Sitzung schließe, darf ich Ihnen im eigenen Namen und im Namen meiner beiden Kollegen Präsidenten für die bevorstehenden Feiertage alles, alles Gute wünschen, vor allem gute Erholung, sodass wir im neuen Jahr wieder gestärkt für unsere schöne Stadt Wien arbeiten können. 

Schöne Feiertage, und wir sehen uns im neuen Jahr gesund und munter wieder! In diesem Sinne: Alles Gute! (Allgemeiner Beifall.)
(Schluss um 15.50 Uhr.)

